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Gewerkschafterlnnen für Frieden 

Engagement gegen rechts beginnt im Alltag und 
im Betrieb. 
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Waffen im Hafen 

Über den Hamburger Hafen wurden im vergange¬ 
nen Jahr zirka 1 000 Container mit Waffenmuniti¬ 
on, Sprengstoff, Raketen etc. umgeschlagen. 
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Thema der Woche 


Der Countdown läuft... 

Da sitzen sie dann wieder, die G7, am ersten 
Wochenende im Juni. Diesmal in Deutsch¬ 
land, hoch in den Wolken in Schloss Elmau 
(auf ca. 1 000 m) in Bayern, bewacht von 
mehr als 10 000 Polizisten. Trotz vieler be¬ 
hördlicher und struktureller Unwägbarkeiten, 
Protest und Aktionen gegen den G7-Gipfel 
zum Ausdruck bringen zu können, finden 
bundesweite Mobilisierungsveranstaltungen 
zum Stop-G7-Protest statt. Busse werden 
organisiert, Plakate und Flyer gedruckt, ver¬ 
teilt und aufgehängt. 
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Das Militär soll’s richten 

Mit „robustem Mandat“ gegen Flüchtlingsboote 



Verlassene Flüchtlingsboote, wie diese hier im Hafen von Pozallo, Italien, soll es künftig nicht mehr geben. Die Boote werden gleich versenkt. 


B ezeichnenderweise mit ihren 
„Verteidigungsministern berie¬ 
ten die EU-Außenminister am 
Montag in Brüssel über ihr Vorgehen 
gegen die Flüchtlinge im Mittelmeer. 
Auf der Tagung ging es nicht um Maß¬ 
nahmen gegen weitere programmier¬ 
te Katastrophen, sondern um militä¬ 
rische Aktionen auch in den Gewäs¬ 
sern Libyens. Als Feindbild machten 
Militärs und Außenminister „krimi¬ 
nelle Schleuser-Netzwerke“ aus, de¬ 
ren Zerstörung die EU-Außenbeauf¬ 
tragte Federica Mogherini forderte. 
Ein UN-Mandat soll dieses Vorgehen 
legitimieren. 

Doch bereits vor der Tagung stand 
fest: Humanitäre Fragen werden nach 
dem Willen der EU-Regierungen mi¬ 
litärisch beantwortet. Im voraussei¬ 
lenden Gehorsam erhielten die deut¬ 
schen Marineschiffe „Hessen“ und 
„Berlin“ Anweisungen, Flüchtlings¬ 
boote nach der Bergung der Flücht¬ 
linge zu versenken. Hindernisse für 
die Schifffahrt seien sie, so hieß es aus 
Militärkreisen, oder sie seien zu ver¬ 


wechseln mit Flüchtlingsbooten, die 
sich in Seenot befinden. 

Ulla Jelpke, die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“ 
im Bundestag stellte dazu fest: „Wer 
die Abschottungspolitik der EU sogar 
mit Kriegsschiffen sicherstellen will, 
betreibt das Gegenteil einer humanen 
Flüchtlingspolitik. Es ist ein Armuts¬ 
zeugnis für die Europäische Union, 
wenn sie auf marode Flüchtlingsboote 
mit Kanonenbooten reagiert.“ Sie for¬ 
derte anstelle dieser Militäraktionen 
Hilfe für die Flüchtlinge ein. 

Doch anstelle dieser Hilfe werden 
die Bollwerke um die „Festung Euro¬ 
pa“ weiter verstärkt. Die Herrschen¬ 
den schüren weiter die Stimmung für 
ihre unmenschliche Flüchtlingspoli¬ 
tik, liefern Steilvorlagen für Faschis¬ 
ten und Rassisten. 

„Festung Europa - warum nur ist 
dieser Begriff so negativ besetzt? Aus 
welchem Grund erblicken wir da vor 
dem inneren Auge nichts als ertrin¬ 
kende Flüchtlinge und unüberwindli¬ 
che Zäune?“ fragt anscheinend arglos 


Dirk Schümer, Europakorrespondent 
der „Welt“, in der Ausgabe vom 17. Mai 
und fährt fort: „Ebenso gut dürfen 
wir uns Europa als Festung des Wohl¬ 
stands, des Rechts und des Friedens 
inmitten einer unsicheren und bluti¬ 
gen Welt vorstellen - noch. Denn kä¬ 
men tatsächlich all die Millionen von 
Afrikanern und Arabern, die sich in 
Europa ein besseres Leben erhoffen 
als in ihren gescheiterten Staaten, 
dann wäre es auch bei uns schnell mit 
dem inneren Frieden vorbei.“ 

Europa in der Opferrolle? Umge¬ 
ben von Horden Afrikanern, Arabern 
und anderen, die uns Recht, Frieden 
und Wohlstand nehmen wollen? Die¬ 
ses Bild gehört auf die Füße gestellt. 

Zu erinnern ist an die koloniale 
Vergangenheit. Europäische Konzerne 
haben auch danach mit der Ausplün¬ 
derung Afrikas Höchstprofite erzielt 
und tun das heute noch. EU-Flotten fi¬ 
schen die afrikanischen Küstengewäs¬ 
ser leer, den dort heimischen Fischern 
wird die Lebensgrundlage entzogen. 
Europäische Nahrungsmittelkonzer¬ 


ne ruinieren die Landwirtschaft in 
weiten Teilen Afrikas. Für den Abbau 
von Rohstoffen für den europäischen 
Bedarf wurden die übelsten afrikani¬ 
schen Warlords finanziell und militä¬ 
risch unterstützt. Zurück bleiben eine 
zerstörte Umwelt, angezettelte Bür¬ 
gerkriege und Menschen, die aus die¬ 
sen Regionen fliehen. Europa - besser 
gesagt, europäische Konzerne- sind 
die Aggressoren in einem Wirtschafts¬ 
krieg gegen die Bevölkerung Afrikas. 
Im Zweifelsfall werden die Interessen 
auch militärisch durchgesetzt, und das 
Jahrhunderte nach der blutigen Kolo¬ 
nialisierung der damaligen imperialis¬ 
tischen europäischen Mächte. 

Bundesaußenminister Frank-Wal¬ 
ter Steinmeier (SPD) fordert gemäß 
der Logik der Herrschenden jetzt ein 
„robustes Mandat“ zur Bekämpfung 
von „Schlepperbooten“. Doch ohne 
die Bekämpfung der Fluchtursachen, 
vielfach von der EU zu verantworten, 
wird die menschliche Tragödie im Mit¬ 
telmeer Europas kein Ende finden. 

Werner Sarbok 


Fragen, 

Feiern, 

Kämpfen 




22. bis 25. Mai: 
Festival der Jugend 
in Köln 

Ein besonderer 
Gruß nach Köln! 

Liebe(r) Teilnehmer(in) des Festi¬ 
vals der Jugend, 

wir sind, wenn es gestattet ist, die 
Roten. Wir wirken in und mit un¬ 
serer Partei, der Deutschen Kom¬ 
munistischen Partei, für eine Welt 
des Friedens und des Sozialismus. 
Wir wollen mit unserer Zeitung, 
der UZ, Impulse geben für den 
Kampf gegen alte und neue Na¬ 
zis, für die Verteidigung demokra¬ 
tischer Rechte in unserem Land, 
für die Durchsetzung der Klas¬ 
seninteressen der arbeitenden 
Menschen gegen die Interessen 
des Kapitals. 

Unsere Zeitung ist parteilich. 
Das sind andere auch, aber sie 
sind in der Regel auf der ande¬ 
ren Seite der Barrikade. Nur: Wir 
stehen zu unserer Parteilichkeit, 
während die anderen ihren Lesern 
Unabhängigkeit vorgauckeln. 

Wir würden uns freuen, wenn 
wir bei Dir-so Du uns nicht schon 
näher kennst - Neugier wecken 
für unsere Partei und ihre Zei¬ 
tung und wünschen Dir erlebnis¬ 
reiche und spannende Tage beim 
Pfingstcamp der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend. 

Die Redaktion der UZ 



Ukraine: Verbot von Hammer und Sichel, der sowjetischen Hymne... 

Gesetze zur „Dekommunisierung“ unterschrieben 


Am 9. April beschloss die Mehrheit 
der Abgeordneten der Werchowna 
Rada, des obersten Parlaments der 
Ukraine, zwei umstrittene Gesetze 
(die UZ hat darüber berichtet). Am 
vergangenen Freitag unterschrieb 
Präsident Poroschenko nun die¬ 
se Gesetze „Über die Verurteilung 
des kommunistischen und des na¬ 
tionalsozialistischen (nazistischen) 
Regimes in der Ukraine und über 
das Verbot der Propaganda ihrer 
Symbole“ und „Über den rechtli¬ 
chen Status und das Gedenken der 
Kämpfer für die Unabhängigkeit 
der Ukraine im 20. Jahrhundert“, 
die damit rechtsgültig sind. Zudem 


Unterzeichnete er zwei weitere Ge¬ 
setze. 

Mit seiner Unterschrift hat Prä¬ 
sident Poroschenko ein deutliches 
Zeichen gesetzt - für Nationalismus, 
Antisowjetismus und Antikommu¬ 
nismus. Denn es geht gar nicht um 
die Verurteilung des „nationalsozia¬ 
listischen Regimes“ und ein Verbot 
der Propaganda bzw. der Nutzung 
entsprechender Symbole. Denn die 
werden ja bekanntlich von ultranati¬ 
onalistischen und offen faschistischen 
Organisationen in der Ukraine wie 
dem Rechten Sektor bzw. ihrer militä¬ 
rischen Kräfte - dem Bataillon Asow, 
dem Bataillon Donbass - schon län¬ 


ger benutzt. Auch auf einem Abzei¬ 
chen auf dem Ärmel der Kämpfer der 
am 12. März 2014 gegründeten Nati¬ 
onalgarde ist im unteren Teil ein stili¬ 
siertes Hakenkreuz zu sehen. 

In einer Mitteilung des Präsidialam¬ 
tes hieß es unter der Überschrift „Präsi¬ 
dent unterschrieb Gesetze zur Dekom¬ 
munisierung“ eindeutig: „Die Doku¬ 
mente verbieten sowjetische Symbole, 
verurteilen das kommunistische Re¬ 
gime, machen Archive sowjetischer 
Geheimdienste öffentlich zugänglich 
und erkennen die UPA (Ukrainische 
Aufstandsarmee) sowie andere Orga¬ 
nisationen als Kämpfer für die Unab¬ 
hängigkeit der Ukraine an.“ 


Entsprechend wird „Propaganda“ 
für die Sowjetunion und den Kom¬ 
munismus unter Strafe gestellt, Sym¬ 
bole wie Hammer und Sichel verbo¬ 
ten. Die Herstellung und Verbreitung 
der Symbole ist nur noch zu Lehr¬ 
zwecken oder für die Forschung er¬ 
laubt. Das Abspielen der Sowjethym¬ 
ne, die vom russischen Präsidenten 
Wladimir Putin als Grundlage der 
russischen Nationalhymne wieder¬ 
belebt wurde, ist ebenfalls strafbar. 
Zuwiderhandlungen können zu Ge¬ 
fängnisstrafen von fünf bis zu zehn 
Jahren führen. Zudem sind Lenin- 
Statuen und andere Denkmäler aus 
der Zeit von 1917 bis 1991 endgül¬ 


tig zum Abriss freigegeben. Straßen¬ 
schilder müssen geändert werden. 

Bei der Unterzeichnung der Ge¬ 
setze erklärte Poroschenko auch, 
dass zudem in allernächster Zeit 
beim Parlament ein Gesetzentwurf 
eingebracht werde, der die Rechts¬ 
norm im Hinblick auf die Verant¬ 
wortung für Verstöße gegen das Ge¬ 
setz über den Status der „Kämpfer 
für die Unabhängigkeit der Ukraine 
im 20. Jahrhundert“ präzisieren soll. 
Also sollen wohl künftig auch jene 
bestraft werden, die sich gegen die 
Glorifizierung von faschistischen 
Mördern stellen ... 

n.h. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kleiner Frühling der 
Gewerkschaften in Essen 

Arbeitskämpfe beim Einzelhandel in NRW 


„Diesen Kampf wird uns 
keiner abnehmen“ 

Herkules-Aufgaben für die Friedens- und Arbeiterbewegung 


Mehrere tausend Beschäftigte kamen am 
Montag zu einer zentralen Warnstreik- 
Kundgebung in die Essener Innenstadt, 
aufgerufen durch ihren ver.di-Landesbe- 
zirk Nordrhein-Westfalen. 
„Forderungen nach mehr Geld, mehr 
Anerkennung und besseren Arbeitsbe¬ 
dingungen beflügeln derzeit den Früh¬ 
ling der Gewerkschaften“ schrieb dazu 
sogar die Monopolzeitung „WAZ“. 

Neben der fälligen Lohnerhöhung 
(5,5 Prozent, mindestens 140 Euro) ist 
die Allgemeinverbindlichkeit der Tarif¬ 
verträge eine zentrale Forderung der Be¬ 
schäftigten. Bei der ersten Tarifverhand¬ 
lung für den nordrhein-westfälischen 
Einzelhandel lehnten die Arbeitgeber 
dies ab und boten stattdessen eine Er¬ 
höhung der Entgelte um 1,5 Prozent zum 
1. Juni. Für Mai hätte dies einen Nullmo¬ 
nat bedeutet. Ab Mai des kommenden 
Jahres sollte es dann eine Einmalzahlung 
in Höhe von 215 Euro geben, in zwei Ra¬ 
ten ausgezahlt. Laufzeit bis zum 31. Janu¬ 
ar 2017-21 Monate. 

Verhandlungsführerin Silke Zim¬ 
mer begründete die Ablehnung der ver. 
di mit dem Hinweis, dass es die Beschäf¬ 
tigten seien, die die steigenden Umsät¬ 
ze und Gewinne erwirtschaftet hätten. 
„Für eine Beschäftigte in der Gehalts¬ 
gruppe 1 (sechstes Berufsjahr) beträgt 
die Erhöhung 22 Cent in der Stunde 
oder 35 Euro brutto im Monat. Das ist 
kein Stück vom Kuchen, sondern das 
ist ein Krümel. Wertschätzung der Be¬ 
schäftigten im Einzelhandel sieht an¬ 
ders aus.“ 


Nun also Warnstreik. Einige Gewerk¬ 
schafter Innen haben ihre Kinder zur De¬ 
monstration nach Essen mitgenommen. 
Ihre Kolleginnen bei der Kita streiken be¬ 
reits in der zweiten Woche - unbefristet, 
eine Annäherung zwischen ver.di und den 
„Arbeitgeber“vertretern ist nicht in Sicht. 

Die Stimmung bei den Streikenden, 
die sonst bei IKEA, Zara oder H&M ar¬ 
beiten, ist dennoch spürbar gut. Auf ihren 
Transparenten stehen die Namen „ihres“ 
Unternehmens und ihres Herkunftsortes 
geschrieben. Eine gute Idee schon des¬ 
halb, weil sie in der Essener Innenstadt 
an dem einen oder anderen Ableger die¬ 
ser Unternehmen Vorbeigehen sowie an 
ihren Kundinnen und ihren Kolleginnen. 
Und auch die nicht hier ansässigen Fir¬ 
men sind bekannt aus Funk und Fern¬ 
sehen, und zugleich berüchtigt als miese 
„Arbeitgeber“ - sowohl in ihren Filialen 
in Deutschland wie auch bei ihren Zulie¬ 
ferern in Asien. 

Dass aus den Lautsprecherboxen die 
Stimme Helene Fischers schallt und die 
ver.di-Verhandlungsführerin dazu ruft: 
„Atemlos durch die Nacht - Atemlos für 
Tarifvertrach“ sorgt vielleicht für schiefe 
Bilder im Kopf - sonst werden Gewerk- 
schafterlnnen doch immer darauf ein¬ 
gestimmt, dass sie einen „langen Atem“ 
bräuchten. Aber wer so selbstbewusst 
auftritt, kann die Verhältnisse vielleicht 
sogar zu dieser Musik zum Tanzen brin¬ 
gen. Die Anzahl derer, die zum ersten 
Mal an solchen Streikaktionen teilneh¬ 
men, ist jedenfalls gewachsen. 

Lars Mörking 


Rede von Horst Schmitthenner auf der 
Demonstration „ Gewerkschafterlnnen 
für Frieden und Solidarität“ am 9. Mai 
2015 in Bochum (in Auszügen) 

I ch gratuliere Jochen Marquart und 
allen für die Gründung der Initia¬ 
tive „Gewerkschafter für Frieden 
und Solidarität“ Ich hoffe, dass über¬ 
all in der Republik die Bildung vieler 
solcher Bündnisse folgen wird. 

In der Tat: Es ist an der Zeit und 
wir sagen, Krieg und Militär lösen kei¬ 
ne Probleme. Kriege kommen nicht 
über uns, sie werden vorbereitet und 
gemacht. 

Die aktuelle weltweite Kriegs¬ 
landschaft von Mali über den Sudan 
dem Horn von Afrika, Libyen, Jemen, 
Naher Osten, Gaza, Syrien, dem Irak, 
der Ukraine und Afghanistan zeigt 
die Sinnlosigkeit militärischer Inter¬ 
vention. Nirgendwo haben Kriegsein¬ 
sätze zu mehr Frieden, Demokratie 
oder Stabilität geführt, sondern nur 
soziale Verwüstungen angerichtet. 

Dennoch: Für die heute Verant¬ 
wortlichen werden Militär und Krieg 
wieder zunehmend zum Mittel der 
Politik. Die Bundeswehr wird seit 
Jahren für internationale Kriegsfüh¬ 
rungsfähigkeit und für weltweite mi¬ 
litärische Intervention umgerüstet. 
Die höchsten Spitzen des Staates 
beanspruchen wieder eine deutsche 
Großmachtrolle in der Welt. 

Die Friedensbewegung, wir als Teil 
davon, findet das nicht nur falsch, son¬ 
dern auch obszön. Seit der Münch¬ 
ner Sicherheitskonferenz Ende Ja¬ 
nuar 2014 wissen wir es noch genau¬ 
er. Deutschland soll „die Kultur der 
Zurückhaltung“ endlich überwinden, 
es soll die USA bei der Verteidigung 
„der freien und friedlichen Weltord- 
nung“ nicht alleine lassen. Wir sollen 
stärker als bisher „Verantwortung“ 
übernehmen, notfalls mit militäri¬ 
scher Gewalt. 

Tatsächlich hat Deutschland sich 
seit seiner Beteiligung am völker¬ 
rechtswidrigen Jugoslawien-Krieg 
längst aktiv an Angriffskriegen be¬ 
teiligt. Dies allerdings stets gegen 
den Willen der eigenen Bevölkerung. 
Sie lehnt mit einer überwältigenden 
Mehrheit von 75 Prozent deutsche 
Kriegseinsätze weiterhin ab. (...) 

Denn wir haben aus der Geschich¬ 
te gelernt: Krieg löst keine Probleme. 
Zu einem gesicherten Frieden gehö¬ 
ren nichtmilitärische Konfliktlösun¬ 
gen, internationale Zusammenarbeit, 
Abrüstung, Wahrung der Menschen¬ 
rechte und des Völkerrechts. 

Wir wollen die Beendigung der 
Rüstungsproduktion und ihre Um¬ 
stellung auf zivile Produktion. Wir 
wollen Rüstungskonversion und die 
Einstellung der Rüstungsexporte. Oft 
wird die Forderung nach Einstellung 
der Rüstungsexporte und der Rüs¬ 
tungsproduktion mit dem notwendi¬ 
gen Erhalt der Arbeitsplätze in die¬ 
sem Bereich zurückgewiesen. 

Ich frage, müssen wir auf Rüs¬ 
tungsexporte setzen um Beschäfti¬ 
gung zu sichern? Die Fakten jeden¬ 
falls sprechen dagegen. Lediglich 
80 000 Arbeitsplätze sind von der 
Rüstungsproduktion abhängig. Das 
ist schon angesichts der 3,4 Millio¬ 
nen Beschäftigten in der Metallin¬ 
dustrie sehr überschaubar und zu be¬ 
wältigen. Und angesichts der über 40 
Millionen Beschäftigten in der Ge¬ 
samtwirtschaft leicht denkbar, dass 
Ersatzarbeitsplätze zu schaffen sind. 
Und - der Anteil der Rüstungsexpor¬ 
te an allen Ausfuhren hegt unter ei¬ 
nem Prozent. 

Das heißt doch: Der Titel des Ex¬ 
portweltmeisters ließe sich auch ganz, 
ganz locker ohne Rüstung holen. (...) 

Heute bewertet die überwiegende 
Mehrheit der Gesellschaft den 8. Mai 
als Tag der Befreiung. Dies gilt auch 
für alle demokratischen politischen 
Parteien und relevanten gesellschaft¬ 


lichen Organisationen. Dennoch gibt 
es keinen Grund die Wachsamkeit 
aufzuheben, denn am rechten Rand 
des politischen Spektrums gibt es bis 
heute neonazistische, rechtsextreme 
und rechtspopulistische Kräfte, die 
in unterschiedlicher Erscheinungs¬ 
form zu unterschiedlichen Zeitpunk¬ 
ten und in unterschiedlichen Regi¬ 
onen auftreten. Auch 70 Jahre nach 
der Befreiung vom Faschismus ist das 
rechtsextreme und ausländerfeindli- 
che Gedankengut in Deutschland und 
in Europa nicht vollständig überwun¬ 
den. Mal sind es ausländerfeindliche 



Horst Schmitthenner, ehemaliges 
geschäftsführendes Vorstandsmit¬ 
glied der IG Metall 


und antisemitische Übergriffe, mal 
sind es Wahlerfolge der NPD, dann 
sind es sogar unfassbare Terrorakte 
und Morde der NSU, mal sind es so¬ 
genannte schwarze Kameradschaften, 
die rechtsextremem Gedankengut auf 
dem flachen Lande huldigen. Und im¬ 
mer häufiger werden Flüchtlingshei- 
me angegriffen, wie kürzlich in Trög- 
litz in Sachsen-Anhalt. 

Und wieder gebärden sich die gro¬ 
ßen Vereinfacher und präsentieren 
sich unter dem Banner PEGIDA als 
Beschützer des Abendlandes. Men¬ 
schen, die vor Terror, Krieg und Ge¬ 
walt zu uns fliehen, werden zu Aggres¬ 
soren erklärt. Wir machen diese Het¬ 
ze gegen die, die Schutz suchen nicht 
mit. Wir sagen „Nein“ zu Ausgren¬ 
zung, Fremdenhass und Intoleranz! 

Wer über Arbeitslosigkeit und 
Hartz IV klagt, wer gegen soziale Ar¬ 
mut hier und perverse Reichtümer 
dort klagt und wer Ungerechtigkei¬ 
ten und soziale Kälte nicht länger hin¬ 
nehmen möchte, der hat uns an seiner 
Seite. 

Aber wer auf der Flamme sozialer 
Zukunftsängste seine braune Suppe 
kochen will, dem treten wir entgegen! 
Mit Mut und Entschlossenheit und 
mit Fakten und Aufklärung! 

Wir wissen: Der Sieg über den al¬ 
ten und neuen Faschismus, der muss 
in den Köpfen gewonnen werden. 
Viele Aktivisten haben Springerstie¬ 
fel und Bomberjacken gegen feinen 
Zwirn getauscht. Sie präsentieren sich 
als Kämpfer für soziale Gerechtigkeit 
und als Anwälte der Resignierten. 

Entlarven wir ihre Lügen - Na¬ 
zis sind keine Sozialarbeiter, sondern 
Propagandisten einer menschenver¬ 
achtenden Ideologie. 

Wir sagen heute - 70 Jahre nach 
dem Ende der Nazi-Diktatur: Faschis¬ 
mus hat so wenig mit sozialer Gerech¬ 
tigkeit zu tun wie Auschwitz mit freier 
Arbeit! Wir sagen „Nein“! 

„Nein“ zur Hetze gegen Minder¬ 
heiten, wir sagen „Nein“ zu Rassis¬ 
mus! Wir sagen „Ja“ zu Toleranz und 
Respekt! Und wir sagen „Ja“ zu ei¬ 
ner sozialen Demokratie, in der Ge¬ 
rechtigkeit, Menschenwürde und der 
Kampf für Frieden und Abrüstung 
keine leere Phrasen sind. 

Unser Engagement gegen rechts 
kann sich nicht nur auf notwendige 


Gegendemonstrationen beschränken. 
Engagement gegen rechts beginnt im 
Alltag und im Betrieb, wenn irgend¬ 
jemand rechtsradikale oder auslän- 
derfeindliche Sprüche klopft. Hier 
ist nicht Weghören, sondern aktives 
Widersprechen erforderlich. Je mehr 
Menschen dies tun, desto eher wer¬ 
den wir rechtsextreme Tendenzen in 
dieser Gesellschaft überwinden. 

An den Grenzen Europas sterben 
die Menschen. Männer, Frauen und 
Kinder, die nichts anderes suchen als 
eine sichere Zukunft für sich und ihre 
Familien. 

Live und in Farbe müssen wir mit 
ansehen, wie die, die vor Hunger, Tod 
und Vertreibung fliehen, nicht den si¬ 
cheren Hafen Europa erreichen, son¬ 
dern in den Fluten des Mittelmeers 
jämmerlich ertrinken. 

Das ist unerträglich! Das Sterben 
im Mittelmeer muss aufhören und 
zwar sofort! 

Wir wollen von den Politikern 
in Brüssel und in den Hauptstädten 
Europas keine Beileidsbekundun¬ 
gen mehr hören. Wir wollen end¬ 
lich Taten sehen: Das Einsatzgebiet 
der Seenotrettung muss ausgewei¬ 
tet werden. Und die unsägliche eu¬ 
ropäische Abschottungspolitik muss 
beendet werden: Wir brauchen lega¬ 
le und sichere Wege für Flüchtlinge 
nach Europa. 

Und wenn die Bekämpfung der 
FluchturSachen nicht nur ein Lippen¬ 
bekenntnis von Politikern bleiben soll 
Kolleginnen und Kollegen, dann muss 
die Kluft zwischen Wohlstands- und 
Armutszonen kleiner werden. Das 
hilft, und eben nicht militärische und 
kriegerische Maßnahmen. Und lassen 
wir uns auch hier nicht erzählen, mehr 
Gerechtigkeit sei nicht zu finanzieren. 
Geld ist da, doch die Verteilung stinkt 
zum Himmel! Im Jahr 2016 wird nur 
einem Prozent der Bevölkerung mehr 
Vermögen besitzen, als der Rest der 
Welt zusammengenommen. 

Das ist doch unvorstellbar! 

Wenn wir diese Vermögen we¬ 
nigstens so versteuern wie die Ein¬ 
kommen der Arbeiter-innen und 
Angestellten und das Geld nehmen 
würden, um die Kluft zwischen den 
Wohlstands- und Armutszonen zu 
verkleinern, kämen wir schon ein gu¬ 
tes Stück vorwärts. (...) 

Aber es geht auch um die Über¬ 
windung einer Wirtschaftsordnung, 
die die Welt in Menschen mit und 
ohne Lebenschancen teilt. Nicht Men¬ 
schenwürde und internationale Soli¬ 
darität, sondern dieser Finanzmarkt- 
Kapitalismus, der Menschen verachtet 
und die Natur zerstört, ist ein Irrtum 
der Geschichte. Und deshalb wird es 
höchste Zeit, dass er von der histori¬ 
schen Bühne abtritt. Je früher - desto 
besser! 

Ich weiß, die Zeiten sind schwierig, 
wenn es darum geht für Abrüstung, 
Konversion, zivile Konfliktbearbei¬ 
tung und, weil das die Voraussetzung 
ist, für gute Arbeit, Solidarität und so¬ 
ziale Demokratie zu streiten, und in 
Deutschland, in Europa, überall auf 
der Welt dafür zu mobilisieren. 

Herkules-Aufgaben allesamt! 

Man fragt sich: Wer soll das alles 
durchsetzen, wer hat die Kraft und 
den Mut? Darauf gab und gibt es nur 
eine Antwort: Wir! 

Diesen Kampf werden wir führen 
müssen, den wird uns keiner abneh¬ 
men. Dabei treffen wir nicht nur auf 
Widerstand der Reichen und Ein¬ 
flussreichen! 

Wir treffen auch auf Zuspruch und 
Ermutigung von Vielen. Ich habe bei 
diesen Kämpfen eine Hoffnung: Viel¬ 
leicht wächst in unserem Kampf auch 
die Überzeugung, dass wir als Frie¬ 
dens- und Gewerkschaftsbewegung 
für ein weitergehendes Ziel angetre¬ 
ten sind. (...) 

Es lebe die Friedensbewegung. 

Hoch die internationale Solidarität! 



Einladung der DKP zum 
gewerkschaftspolitischen Forum 

Haus der Jugend 

Deutschherrnufer 12,60 594 Frankfurt 

Beginn am Samstag, 27. Juni.2014 um 11 Uhr, Einlass ab 10 Uhr 
Ende am Sonntag, 28. Juni.2015 um 13 Uhr 

Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen: 

★ Kurze Vorstellung der Teilnehmerinnen 

★ Referate: „Fabrik 4.0 / Office 2.0“ 

sowie Diskussion in Arbeitsgruppen und Plenum 

★ Diskussion und Einschätzung zum Kooperationsmodell 
von IGM, IG BAU, EVG und IG BCE 

★ Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit in der Partei 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 

Olaf Harms, 

Sekretär für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik des Parteivorstands 
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Die „Großen Sieben" 

G7-Staaten wollen „Arbeitsstandards“ diskutieren - gemeint sind immer die anderen 



D a sitzen sie dann wieder, die G7, 
am ersten Wochenende im Juni. 
Diesmal in Deutschland, hoch in 
den Wolken in Schloss Elmau (auf ca. 
1000 m) in Bayern, bewacht von mehr 
als 10 000 Polizisten. 

Ganz neu auf der Tagesordnung: 
„Verbindliche Arbeitsstandards“, wie 
Frau Merkel sagt, wobei sie an die 
Textilarbeiterinnen in Bangladesch 
und anderswo in Fernost denkt. Nun 
könnten wir sie und uns und die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen in den asiatischen 
Textilfabriken nur beglückwünschen, 
wenn die „Sieben“ verbindliche Geset¬ 
ze zum Schutz und zur menschenwür¬ 
digen Behandlung der Arbeiterinnen 
dort beschlössen, die den Textilketten 
in den westlichen Fändern zur Auflage 
gemacht würden. Aber daran ist nicht 
gedacht; sie sollen - wie immer - auf 
freiwilliger Basis angewendet werden. 

Es ist auch nicht daran gedacht, 
die Anerkennung der IFO-Normen - 
von denen es 177 gibt - in ihren eige¬ 
nen Fändern auszuweiten. Normen 
zu: Kündigungsschutz, Mutterschutz, 
Sicherheit am Arbeitsplatz vor Gif¬ 
ten und Strahlen, Unfallversicherung, 
Nachtarbeit, bezahltem Urlaub, Feih¬ 
und Heimarbeit, gegen Kinderarbeit 
und für die Freiheit, unabhängige Ge¬ 
werkschaften zu bilden und Tarifver¬ 
träge abzuschließen. All diese IFO- 
Normen werden von den USA nicht 
anerkannt, in den beiden anderen 
nichteuropäischen Fändern der G7 
(Japan, Kanada) ist es ähnlich. 

Die vier europäischen Fänder 
Deutschland, Frankreich, Großbri¬ 
tannien und Italien haben immerhin 
zwischen 73 und 79 IFO-Normen an¬ 
erkannt, aber oftmals nur auf dem Pa¬ 
pier. So hat die EU beschlossen, dass 
Polizeieinsätze gegen Zustände legitim 
sind, „die schädliche Auswirkungen auf 
Menschen, Umwelt oder Vermögens¬ 
werte haben oder haben können“ - 
womit durchaus auch Streiks gemeint 
sein können. 

Es gibt in den Fändern der G7 ge¬ 
nug zu tun auf diesem Feld. Wie viele 
Menschen verzichten bei uns auf Be¬ 
zahlung von Überstunden, auf Grün¬ 
dung von Betriebsräten - aus Angst vor 
Entlassung und Hartz IV. Derzeit be- 


Vom 8. bis zum 10. Mai fand die vierte 
Bundesjugendkonferenz der Verein¬ 
ten Dienstleistungsgewerkschaft (ver. 
di) in Berlin statt. Da am 8. Mai auch 
die vierte Verhandlungsrunde der 
sich im Arbeitskampf befindenden 
Angestellten der Deutschen Post AG 
stattfand, nutzten die 81 Delegierten 
die Chance, am Vormittag des ersten 
Konferenztages als große und strei¬ 
kerprobte Gruppe die Verhandlungs- 
führerlnnen der Deutschen Post AG 
vor dem Steigenberger Hotel abzu¬ 
fangen und zu demonstrieren, dass 
die Jugend aus allen 13 Fachbereichen 
der ver.di sich mit den Beschäftigten 
und ihrem Kampf gegen die Ausglie¬ 
derung in in Regionalgesellschaften 
solidarisiert. 

Auf der Konferenz wurden zahlrei¬ 
che Anträge mit fortschrittlichen Posi¬ 
tionen verabschiedet, die nun - sofern 
sie die gesamte Organisation betref¬ 
fen - an den ver.di-Bundeskongress 
weitergeleitet werden. Die jungen Ge- 
werkschafterinnen und Gewerkschaf¬ 
ter hoffen dort auf die Unterstützung 
ihrer älteren Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, um ihre Anliegen zu gültigen Be¬ 
schlüssen und Positionen der Gewerk¬ 
schaft ver.di zu machen. 

So fordert die ver.di-Jugend eine 
Mindestausbildungsvergütung von 
980 Euro, die zukünftig auf Höhe des 
Mindestlohns angehoben werden soll. 
Ziel ist es, ein selbstständiges Feben in 
der Ausbildung zu gewährleisten. Kei¬ 
ne mehrheitliche Zustimmung erhielt 
dagegen die Forderung nach unbefris- 


Schloss Elmau 

droht die Deutsche Post (Mehrheitsbe¬ 
teiligung Bundesrepublik Deutschland) 
tausende ihrer befristet eingestellten 
Mitarbeiter mit Kündigung, wenn sie 
nicht bereit sind, in einer neu gegrün¬ 
deten Tochterfirma zu abgesenkten 
Föhnen zu arbeiten. Und gerade jetzt 
wird durch das Tarifeinheitsgesetz, das 
in Kürze in Kraft treten soll, das Streik¬ 
recht in Deutschland eingeschränkt. 

In Frankreich versucht man, der 
Agenda 2010 nachzueifern. In Britan¬ 
nien nehmen Arbeitsverhältnisse im¬ 
mer mehr zu, die keine verbindlichen 
Stundenzahlen vereinbaren, also auch 
kein berechenbares Einkommen und 
die Arbeit jederzeit „auf Abruf“ zu er¬ 
folgen hat. In Italien wurde der gesetz¬ 
liche Kündigungsschutz fast vollstän¬ 
dig aufgehoben und stundenweise Ta¬ 
gelohnarbeit propagiert. In den USA 
dürfen Gewerkschaften sich nur dann 
um Beschäftigteninteressen eines Be- 


teter Vollzeitübernahme im erlernten 
Beruf. 

Zu den herausragenden gesell¬ 
schaftspolitischen Beschlüssen, die die 
Bundesjugendkonferenz verabschie¬ 
dete, gehört die Forderung nach Ab¬ 
schaffung der Feiharbeit und der Ein¬ 
satz für den politischen Generalstreik. 
Zudem positioniert sich die ver.di-Ju¬ 
gend geschlossen für eine allgemei¬ 
ne Verkürzung der gesellschaftlichen 
Arbeitszeit auf 30 Wochenstunden bei 
vollem Föhn- und Personalausgleich. 

Die Themenbereiche Krieg, Mili¬ 
tarisierung und die Situation geflüch¬ 
teter Menschen in Deutschland for¬ 
derten die besondere Solidarität der 
jungen Gewerkschafterlnnen heraus: 


triebes kümmern, wenn die Mehrheit 
der Arbeitenden dem zustimmt, wobei 
die Abstimmung unter der massiven 
Drohung der Firmenleitung auf Ar¬ 
beitsplatzverlust steht. 

Und was mit den Arbeits- und 
Schutzrechten beim Abschluss von 
TTIP, CETA und TISA passieren wür¬ 
de, ist in seinem ganzen Ausmaß noch 
gar nicht absehbar. Kanzlerin Merkel 
zu TTIP: „Ich glaube, ein Freihandels¬ 
abkommen mit den Vereinigten Staa¬ 
ten von Amerika könnte sehr hohe 
Standards für andere Abkommen set- 


Gemeinsam beschlossen wurde bei¬ 
spielsweise die Forderung nach der 
Verstaatlichung aller Rüstungsbetrie¬ 
be und deren Umstellung auf zivile 
Produktion. Außerdem positioniert 
sich die ver.di-Jugend gegen die zu¬ 
nehmende Militarisierung der Gesell¬ 
schaft und das öffentliche Werben der 
Bundeswehr zum Beispiel an Schulen. 
Und wenn der Wille der ver.di-Jugend 
Gesetz wäre, dann wäre der 8. Mai ein 
gesetzlicher Feiertag und ganz offiziell 
„Tag der Befreiung“ und nicht „Kapi¬ 
tulation“. Gleichzeitig gab es eine be¬ 
merkenswerte Anzahl von Anträgen, 
die die Verbesserung der Fage von ge¬ 
flüchteten Menschen in Deutschland 
fordern. 


zen“(!7). Das, was wir bisher von die¬ 
sen Verträgen wissen, genügt, um mit 
allen Mitteln dagegen anzukämpfen 
und die G 7-Verhandlungen auch auf 
diesem Gebiet mit größtem Misstrauen 
zu betrachten. 

Der Großangriff des transnatio¬ 
nalen Kapitals und seiner G 7-Regie¬ 
rungsmannschaft auf die Rechte der 
arbeitenden Menschen durch TTIP, 
CETA und TISA wird bei den Ver¬ 
handlungen in Schloss Elmau mit der 
Absicht, weitere IFO-Normen „los zu 
werden“ fortgesetzt. Christine Christofsky 


Mit diesen Beschlüssen hat die ver. 
di-Jugend ein weiteres Mal gezeigt, 
dass sie einen Schritt weiter geht als 
ihre Gesamtorganisation ver.di oder 
andere DGB-Gewerkschaften. 

Sie positioniert sich klar gegen 
Krieg und Faschismus und zeigt sich 
solidarisch mit allen lernenden und ar¬ 
beitenden Menschen in Deutschland. 
Damit diese Beschlüsse nun auch Re¬ 
alität werden, werden die jungen Ge- 
werkschafterinnen und Gewerkschaf¬ 
ter vor allem in ihren Bezirken auf 
eine Umsetzung hinwirken müssen - 
ein einfaches Weiterleiten an den Bun¬ 
deskongress oder den Bundesjugend¬ 
vorstand wird nicht reichen. 

Anna Beisch 


Einschränkung des Streikrechts 
vor Abstimmung 

Noch an diesem Freitag soll das „Ta¬ 
rifeinheitsgesetz“ im Bundestag durch¬ 
gewunken werden. Dass die geplante Re¬ 
gelung der „Tarifeinheit“ das Streikrecht 
berührt, räumte jetzt sogar das Bundes¬ 
arbeitsministerium ein. Auf eine Klei¬ 
ne Anfrage der Grünen-Abgeordneten 
Beate Müller-Gemmeke antwortete die 
Parlamentarische Staatssekretärin im 
Arbeitsministerium Anette Kramme, die 
Prüfung eines Streiks durch ein Gericht 
könne zum Ergebnis haben, dass dieser 
für „unverhältnismäßig“ erklärt würde. 

Mit dem „Tarifeinheitsgesetz“ will 
die Bundesregierung ein betriebsbezoge¬ 
nes Mehrheitsprinzip einführen. Zur An¬ 
wendung käme dann nur noch der Tarif¬ 
vertrag der Gewerkschaft, die im jewei¬ 
ligen Betrieb die meisten Mitglieder hat. 
Arbeitsministerin Nahles (SPD) beton¬ 
te in ihrer Rolle als artige Gebetsmühle 
immer wieder, dass das Streikrecht der 
Gewerkschaften nicht angetastet werde. 

KiK kündigt Betriebsrat 

Textildiscounter KIK, eine Tochter des 
Handelskonzerns Tengelmann, hat laut 
ver.di einem Betriebsrat fristlos gekün¬ 
digt, der ein Interview zum Streik bei 
KiK gegeben hatte. Das Interview hatte 
er der Zeitung der „Arbeitsgemeinschaft 
Betrieb und Gewerkschaft der Partei Die 
Finke“ gegeben. 

Der Kollege ist für KiK unbequem, 
weil er sich konsequent für die Verbes¬ 
serung der Arbeitsbedingungen einsetzt, 
wofür er bereits 14 Abmahnungen be¬ 
kommen haben soll. Gründe seien mal 
ein Bild bei Facebook, mal ein viermi¬ 
nütiges Zuspätkommen gewesen sein, 
berichtet der WDR. Im Interview soll er 
nun einen KiK-Manager beleidigt haben. 

Der Sprecher der NRW-Fandes- 
arbeitsgemeinschaft Betrieb und Ge¬ 
werkschaft, Nils Böhlke, der das Inter¬ 
view mit dem Betriebsrat geführt hatte, 
sagte dazu, in dem Interview erläutere 
der gekündigte Kollege, dass „das Un¬ 
ternehmen bereits in der Vergangen¬ 
heit mit Abmahnungen und ,Bossing‘ 
gegen den Betriebsrat vorgegangen ist. 
Der Betriebsrat hat aber mit Hilfe der 
Gewerkschaft ver.di den Beschäftigten 
wieder das Selbstbewusstsein verliehen, 
diese Behandlung nicht mehr über sich 
ergehen zu lassen und sich stattdessen zu 
wehren.“ 

ver.di vermutet, dass KiK einfach ei¬ 
nen kämpferischen Kollegen vom Hals 
haben will, der sich für seine Rechte und 
die seiner Kolleginnen einsetzt. 

Über die Wirksamkeit der Kündigung 
entscheidet ein Arbeitsgericht. 

Billige Krankenhausreform 

„Eine unzureichende Personalausstat¬ 
tung gefährdet immer häufiger die Si¬ 
cherheit der Patienten und macht die 
Beschäftigten selbst krank“, sagte Sylvia 
Bühler, Bundesvorstandsmitglied der 
ver.di, bei der Erörterung des Referen¬ 
tenentwurfs zum Krankenhausstruktur¬ 
gesetz am Montag in Berlin. 

Die konkreten Maßnahmen im Referen¬ 
tenentwurf des Bundesgesundheitsmi¬ 
nisteriums zur Verbesserung der Perso¬ 
nalausstattung seien enttäuschend. Mit 
dem dort vorgesehenen Pflegestellen¬ 
förderprogramm könne selbst bei voll¬ 
ständiger Ausschöpfung nur etwa ein 
Zehntel des erforderlichen Personalbe¬ 
darfs für diese Berufsgruppe geschaffen 
werden. 

ver.di hatte den Fehlbedarf insge¬ 
samt auf 162 000, allein im Pflegebereich 
mit rund 70 000 Fachkräften beziffert, 
das heißt, jede fünfte Krankenpflege¬ 
kraft fehlt. 

Wichtig sei dabei, dass die Fösungen 
alle Berufsgruppen im Krankenhaus er¬ 
fassten, damit das Personalproblem 
nicht einfach nur verschoben werde. 

Die Beschäftigten der Berliner 
Uniklinikum Charite wollen derweil per 
Haustarifvertrag notwendige Verbesse¬ 
rungen durchsetzen, wie der Sprecher 
der ver.di-Betriebsgruppe Carsten Be¬ 
cker gegenüber der Tageszeitung „junge 
Welt“ (jW) äußerte. Bereits Ende April 
hatten die Beschäftigten in einem zwei¬ 
tägigen Warnstreik darauf hingewie¬ 
sen, dass die derzeitige Personalquote 
Beschäftigte und Patienten gefährde. 
„Der Warnstreik hat deutlich gemacht: 
Wir haben einen langen Atem, aber kei¬ 
ne Geduld mehr.“ sagte Becker im jW- 
Interview. 


Di e „Gruppe der Sieben“ (G 7) wurde 1975 als Gruppe der Sechs (G 6) gegründet 
und 1976 durch den Beitritt Kanadas erweitert. Der Zusammenschluss findet 
in Form regelmäßiger Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der be¬ 
teiligten Länder satt. 1998 erfolgte die Aufnahme Russlands und somit die 
Erweiterung zur G 8. Am 25. März 2014 schlossen die anderen Mitglieder Russ¬ 
land aus, nachdem die Krim sich in einerVolksabstimmungfür den Beitritt zu 
Russland entschieden hatte. 


Einen Schritt weiter 

ver.di-Jugend mit fortschrittlichen Positionen 
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Keine Straffreiheit für den 
„Verfassungsschutz“ 

„Auch künftig wird sich der Inlandsge¬ 
heimdienst Verfassungsschutz 4 krimi¬ 
neller V-Leute und Agenten bedienen 
können; sie werden von Gesetzes we¬ 
gen dem polizeilichen und justiziellen 
Zugriff entzogen und bleiben straflos, 
um sie weiter abschöpfen zu können - 
anstatt sie unverzüglich abzuschalten. 
Selbst Mitgliedschaft in oder Unter¬ 
stützung einer terroristischen Verei¬ 
nigung 4 soll für V-Leute auch künftig 
straflos möglich sein 44 

Zu diesem Ergebnis kommt Rolf 
Gössner, Vizepräsident der Interna¬ 
tionalen Liga für Menschenrechte, 
nach Lektüre des Gesetzentwurfs zur 
Reform des „Verfassungsschutzes 44 , 
der seiner Auffassung nach insgesamt 
schwerwiegende Mängel aufweist. Mit 
dem Gesetz soll zum ersten Mal in der 
bundesdeutschen Geschichte der Ein¬ 
satz von V-Leuten und verdeckten Er¬ 
mittlern durch den Geheimdienst bun¬ 
desgesetzlich geregelt werden. „Doch 
mit dieser Reform ist keine rechtstaat¬ 
liche Zügelung des Inlandsgeheim¬ 
dienstes verbunden - vielmehr geht 
der Verfassungsschutz 4 noch gestärkt 
aus dem NSU-Desaster hervor 44 so Rolf 
Gössner. 

Die Internationale Liga für Men¬ 
schenrechte kommt zu dem Schluss: 
„Diese ,Verfassungsschutz 4 -Reform 
ist eher kosmetisch und mehr als halb¬ 
herzig, weil sie die prekären und un¬ 
kontrollierbaren Geheimstrukturen 
des Verfassungsschutzes 4 unangetas¬ 
tet lässt und sie noch rechtlich absi¬ 
chert - und dies, obwohl sich das V- 
Leute-System in der Praxis als kaum 
kontrollierbar herausgestellt hat, ob¬ 
wohl der Verfassungsschutz 4 sich über 
seine kriminellen und von ihm alimen¬ 
tierten Neonazi-V-Leute heillos in ge¬ 
waltbereite Nazi-Szenen, -Organisatio¬ 
nen und -Parteien verstrickt, diese mit¬ 
finanziert und rassistisch prägt, anstatt 
sie zu schwächen. 44 

Unterzeichnen Sie deshalb jetzt 
den Aufruf an Burkhard Lischka, den 
innenpolitischen Sprecher der SPD- 
Fraktion im Deutschen Bundestag. 
Denn die SPD kann das Gesetz noch 
stoppen, schießlich setzt sie sich zumin¬ 
dest öffentlich für eine strikt begren¬ 
zende V-Leute-Regelung ein. Bis zur 
öffentlichen Anhörung im Innenaus¬ 
schuss am 8. Juni 2015 sollen mindes¬ 
tens 2 000 Unterschriften gesammelt 
und persönlich überreicht werden. 
Hier zum Unterschreiben: www.verfas- 
sung-schuetzen.de/keine-straffreiheit- 
fur-den-geheimdienst/ 


Sichere Fluchtwege statt 
Schiffeversenken 

„Die Bundesregierung sollte sich den 
EU-Plänen zu einem Militäreinsatz ge¬ 
gen Schleuserbanden im Mittelmeer 
mit aller Entschiedenheit widerset¬ 
zen. Solche Maßnahmen werden die 
Schutzsuchenden zu noch gefährliche¬ 
ren Reiserouten zwingen und die Prei¬ 
se für die Schleusertätigkeit weiter in 
die Höhe treiben 44 erklärt die innenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke 44 Ulla Jelpke. „Wer gegen das Ge¬ 
schäftsmodell skrupelloser Menschen¬ 
schmuggler vorgehen will, muss diesem 
die Geschäftsgrundlage entziehen. Statt 
Kanonenbooten sollte die EU Fähren 
nach Nordafrika schicken, um Asylsu¬ 
chenden eine sichere und legale Passage 
zur Prüfung ihres Begehrens zu bieten. 44 

Alexander Neu, für die Frakti¬ 
on „Die Linke 44 Obmann im Verteidi¬ 
gungsausschuss, ergänzt: „Bereits am 
Wochenende versenkte die Bundes¬ 
wehr mehrere Flüchtlingsboote im Mit¬ 
telmeer. Dieses Vorgehen ist ungeheu¬ 
erlich, da es weder von einem gültigen 
Mandat gedeckt, noch in irgendeiner 
Art und Weise zielführend ist. Ich forde¬ 
re die Bundesregierung dazu auf mitzu¬ 
teilen, auf welcher rechtlichen Grundla¬ 
ge die Versenkung der Boote stattfand. 
Des Weiteren appelliere ich dringend 
an die Bundesregierung, solche militäri¬ 
schen Abenteuer, bei denen die Folgen 
überhaupt nicht absehbar sind, künf¬ 
tig zu unterlassen. Ein Militäreinsatz 
ist grundsätzlich nie eine Lösung und 
in diesem Fall erst recht nicht, weil die 
Ursachen des Flüchtlingsproblems da¬ 
bei völlig außen vor gelassen werden. 44 


Waffenumschlagplatz Hamburger Hafen 


Senat antwortet auf Anfrage der Linksfraktion 



i ooo Container Waffenmunition, Sprengstoff, Raketen etc. in 2014. 


• • 

ber den Hamburger Hafen wur¬ 
den im vergangenen Jahr zirka 
1 000 Container mit Waffenmu¬ 
nition, Sprengstoff, Raketen etc. um¬ 
geschlagen. In diesem Jahr ist die Ten¬ 
denz steigend: Bis zum 20. April 2015 
waren es bereits 340 Container. Die 
Fraktion „Die Linke 44 in der Hambur- 
gischen Bürgerschaft fordert das so¬ 
fortige Verbot der Munitionstranspor¬ 
te durch den Hamburger Hafen. 

Die Hamburger Linksfraktion frag¬ 
te die Zahlen pro Quartal ab. Im Zeit¬ 
raum September/Oktober 2014 wur¬ 
den demnach 2 266,051 Munition über 
den Hamburger Hafen verschifft. Der 
aktuellen Anfrage zufolge wurde in der 
Zeit vom 8. Januar - 20. April 2015 fast 
doppelt so viel, nämlich 5 670,88 t um¬ 
geschlagen. Das entspricht 340 Contai¬ 
nern voller Munition. 

Umgerechnet bedeutet das: Pro 
Tag passieren etwa 551 Munition, Gra¬ 
naten, Bomben und andere tödliche 
Fracht den Hamburger Hafen. Diese 
wird per LKW und Bahn an- und ab- 
transportiert, oder von Schiff zu Schiff 
umgeschlagen. Die Zahlen beziehen 
sich ausschließlich auf Munition, 
Sprengköpfe etc. Wie viele Waffen und 
sonstiges Kriegsgerät über den Hafen 
an Freund und Feind, vielleicht auch 
heute Freund und morgen Feind - 
oder andersrum - verschifft wird, dar¬ 
über schweigt sich der Senat aus. 

Die Munition ist in Pappkartons 
verpackt, wenn 4 s gut läuft in Sperr¬ 
holzkisten. Raketen werden in Kis¬ 
ten verpackt, und Nebelmunition, die 
weißes Phosphor enthält, immerhin in 


55 Tonnen Waffen pro Tag 


Fässer aus Stahl. Der Senat schweigt 
sich nicht nur über den Umschlag von 
Rüstungsgütern wie Waffen, Militär¬ 
fahrzeuge oder Panzer aus, sondern 
auch über die Empfängerländer. Laut 
des 2014 von der Bundesregierung 
veröffentlichten Rüstungsexport-B e- 
richts für das Jahr 2013 war „der bes¬ 
te Kunde bei Munitionskäufen für 
Kleinwaffen die Vereinigten Arabi¬ 
schen Emirate. Die Bundesregierung 


genehmigte die Ausfuhr von 1 Million 
Stück Gewehrmunition, rund 19 000 
Stück für Maschinenpistolen sowie 
8,17 Millionen Stück Teile für Gewehr¬ 
munition im Gesamtwert von 1,3 Mil¬ 
lionen Euro 44 . 

Weltweit sind dem schwedischen 
Friedensforschungsinstitut SIPRI zu¬ 
folge im Jahr 2014 insgesamt 1,68 Bil¬ 
lionen Euro für Rüstungsgüter aus¬ 
gegeben worden. Laut SIPRI liegt 
die Bundesrepublik mit ihrem Rüs¬ 
tungsetat im weltweiten Vergleich auf 
Platz 8, hinter USA, China, Russland, 
Saudi Arabien, Frankreich, Großbri¬ 
tannien und Indien. Bei den Exporten 
hat China ganz knapp überholt, somit 
liegt die BRD jetzt auf Platz 4 hinter 
USA, Russland und China. 

Im Ranking der 100 größten Waf¬ 
fenschmieden weltweit liegt der US- 
Rüstungskonzern Lockheed Martin an 
der Spitze, gefolgt von Boeing (USA) 
und BAE Systems (GB). Der europäi¬ 


sche Konzern EADS belegt Platz 7, die 
bundesdeutschen Firmen Rheinmetall 
(Düsseldorf) Rang 32, Thyssen-Krupp 
(Essen) 57, Diehl (Nürnberg) 61 und 
Kraus-Maffai Wegmann (München) 
72. 

Die Friedensbewegung debattiert 
in regelmäßigen Abständen über Rüs¬ 
tungskonversion, also die Umwand¬ 
lung der Rüstungs- in zivile Produk¬ 
tion. Das scheint indes nicht gewollt. 
Angeblich wegen der vielen Arbeits¬ 
plätze. Der Friedensforscher Ottfried 
Nassauer schätzt, dass knapp 100 000 
Personen direkt in der bundesdeut¬ 
schen Rüstungsindustrie beschäftigt 
und weitere 220 000 Arbeitsplätze 
abhängig von der Rüstungsindust¬ 
rie und den -exporten sind. 320 000 
Beschäftigte, für die ein alternativer, 
nicht Tod bringender, aber dennoch 
Existenz sichernder Arbeitsplatz ge¬ 
schaffen werden müsste. Klingt viel. Ist 
es aber nicht. 


Zum Vergleich: In der bundesdeut¬ 
schen Textilindustrie sind rund 130 000 
Menschen beschäftigt. Dabei muss al¬ 
lerdings berücksichtigt werden, dass 
die Produktion in dem Gewerbe größ¬ 
tenteils ins Ausland verlagert wurde. 
Die Autoindustrie hat zirka 800 000 
Beschäftigte. Der Einzelhandel zählt 
rund 3 Millionen versicherungspflich¬ 
tig Beschäftigte, plus 1,4 Mio. weite¬ 
rer Arbeitsplätze in Branchen, die ab¬ 
hängig davon sind, z.B. Transportun¬ 
ternehmen. 

Der Anteil der Beschäftigten in 
der Rüstungsindustrie entspricht ei¬ 
nem Anteil von 0,8 Prozent an der 
Gesamtzahl der Beschäftigten in der 
BRD. Gemessen daran sollte es doch 
möglich sein, sinnvolle Alternativen 
für die Beschäftigten in den Rüstungs¬ 
fabriken zu finden. Das ist aber nicht 
gewollt, denn es geht um viel Geld - 
und um das Prestige als Spitzen-Waf- 
fenexporteur. Birgit Gärtner 



STOP G7 - Der Countdown läuft... 

Behinderungen des Demonstrationsrechtes rund um Garmisch 


2011 war Garmisch in aller Munde. 
Letzt endlich brachten 59 Bauern die 
Zielsetzung der Stadt München, Gar¬ 
misch-Partenkirchens und des Berch¬ 
tesgadener Landes, zu Fall, Garmisch 
als Austragungsort für die olympi¬ 
schen Winterspiele 2018 zu nominie¬ 
ren. 

Spätestens mit der Bekanntgabe 
des IOC (Internationales Olympisches 
Komitee), Juli 2011, Garmisch als Aus¬ 
tragungsort der Spiele 2018 abzuleh¬ 
nen und der südkoreanischen Stadt 
Pyeongchang den Zuschlag zu geben, 
war der milliardenschwere Olympia¬ 
traum endgültig geplatzt. Das IOC be¬ 
gründete die Ablehnung Garmischs 
u.a. damit, dass nicht alle für die Spie¬ 
le benötigten Landflächen seitens des 
Bewerbers gesichert werden konn¬ 
ten. Dies, trotz einer breitangelegten 
Pro-Olympia Medienkampagne, ei¬ 
nes knapp gewonnenen „Bürgerent¬ 
scheides 44 (Ja/Nein zu den olympischen 
Winterspielen), dem direkten Eingrei¬ 
fen der bayerischen Landesregierung, 
gefolgt von Einschüchterungen und 
Drohungen seitens der Verantwortli¬ 
chen gegen die Widerspenstigen, die 
darin gipfelten, das benötigte Land 
den Eigentümern quasi per Enteig¬ 
nung entreißen zu wollen. All diese 
Aktionen halfen nichts: Der Olym¬ 
piatraum wurde von wenigen Men¬ 
schen gestoppt. 

Die 10 000 und mehr aus dem In- 
und Ausland zu den Stop-G7-Akti- 
onstagen (4.-8. 6. 2015) anreisenden 


Aktivisten werden das alljährlich aufs 
Neue, millionenschwer- inszenierte 
G7-Spektakel nicht zu stoppen ver¬ 
mögen. Darum geht es nicht. Vielmehr 
steht im Fokus der Proteste, ein deut¬ 
lich sichtbares Zeichen „der Straße 44 
gegen die Politik der G7-Staaten zum 
Ausdruck zu bringen. 

59 Landwirte brachten einen Olym¬ 
piatraum zu Fall. 10 000 möchte man 
daran hindern, überhaupt etwas in der 
Umgebung des Schlosses Elmau bei 
Garmisch-Partenkirchen, dem Treff¬ 
punkt der G7-Akteure, zum Ausdruck, 
respektive Fall, bringen zu können, und 
seien es nur die Grashalme einer Wie- 


„Das ist das Cehirn des 
Monsters, da musst du 
kämpfen“ 


senfläche, denen man, von offizieller 
Seite her, nun „naturschutzrechtlich 44 
verpflichtet ist, und das lässt dieses 
Schloss, so die offizielle Verlautba¬ 
rung, als „Versammlungsort 44 nicht zu. 
Im Falle Olympia wären andere Ent¬ 
scheidungen möglich geworden. 

Trotz massiver Behinderungen 
durch den Regierungsapparat, den 
Stop-G7-Aktivisten geeignete Flä¬ 
chen für ein Camp und damit den 
Aufbau einer Infrastruktur anzubie¬ 
ten, ist es dank Privatpersonen ge¬ 
lungen, in Garmisch eine Wiese anzu¬ 
mieten, die rund 1 000 Personen Platz 
bieten wird. Somit ist ein Durchbruch 


geschaffen, eine den Protest koordi¬ 
nierende Struktur aufzubauen, ohne 
die die Kundgebungen und Aktionen 
gegen den G7-Gipfel im Sande verlau¬ 
fen würden. 

Offiziell genehmigt ist die für den 
6. 6. angekündigte Großdemo in Gar¬ 
misch. Der von den Stop-G7-Aktivis¬ 
ten geplante Sternmarsch zum Schloss 
Elmau am 7. 6. ist offiziell bei den Be¬ 
hörden angemeldet, doch die Geneh¬ 
migung harrt noch in den Weiten eines 
eigentlich klar geregelten Versamm¬ 
lungsrechts, das zurzeit nur über juris¬ 
tische Auseinandersetzungen erstrit¬ 
ten werden kann. 

Trotz vieler behördlicher und 
struktureller Unwägbarkeiten, Pro¬ 
test und Aktionen gegen den G7-Gip- 
fel zum Ausdruck bringen zu können, 
finden bundesweite Mobilisierungs¬ 
veranstaltungen zum Stop-G7-Protest 
statt. Busse werden organisiert, Pla¬ 
kate und Flyer gedruckt, verteilt und 
aufgehängt. In Garmisch, Mittelwald, 
Klais, um nur einige der im Brenn¬ 
punkt der Proteste stehenden Orte 
zu nennen, finden Informationsveran¬ 
staltungen statt, die begründen, war¬ 
um der Protest gegen die G7-Akteure 
nach Elmau getragen werden muss. 
Erfreulich, dass mittlerweile viele 
Einheimische den Protesten positiv 
gegenüberstehen. 

Während die Proteststrukturen in 
und um Garmisch noch rechtlich er¬ 
stritten werden müssen, ist der den 
Stop-G7-Protest begleitende Alterna¬ 


tivgipfel, der vom 03.-04. 06. in Mün¬ 
chen stattfindet, unter Dach und Fach. 
Neben interessanten Redebeiträgen 
zu aktuellen Themen wird den Konfe¬ 
renzteilnehmern die Möglichkeit ge¬ 
boten, in einem der 11 angebotenen 
Workshops mitzuarbeiten. 

Höhepunkt und Abschluss des Al¬ 
ternativgipfels am 04.06. wird die Rede 
Jan Zieglers sein. Ziegler, 81, Globa¬ 
lisierungskritiker, Berater des UN- 
Menschenrechtsrates, schreibt, dass 
er 1964, als junger Mann, Che Gueva- 
ra in Genf kennenlernte, von dem er 
fasziniert war. Ziegler, als Sympathi¬ 
sant revolutionärer Bewegungen, teil¬ 
te Che mit, dass er nach Kuba möchte. 
Che, so Ziegler, erteilte ihm daraufhin 
eine lebensprägende Lektion: „Er hat 
mich herbeigerufen und ans Fenster 
geführt. Er fragte mich:,Siehst du die 
Stadt da unten? 4 Und da sah man alle 
Banken und so weiter. Dann sagte er: 
,Da bist du geboren, das ist das Gehirn 
des Monsters, da musst du kämpfen 444 

Stop-G7 - Der Countdown läuft. 
Tragen wir im Sinne Ches einen zei¬ 
chensetzenden Kampf gegen das „G7- 
Monster 44 nach Elmau, Garmisch, Mit¬ 
tenwald, darüber hinaus nach Berlin, 
Athen, Madrid und Brüssel. Letztend¬ 
lich müssen wir es „denen da oben 44 
deutlich zeigen, dass wir da sind und 
unsere Interessen zu wahren und zu 
erstreiten wissen. H. Büchnerstädter 

Weitere Informationen: http://www. 
stop-g7-elmau.info 
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FDP wird wieder hochgepuscht 

Neue Bewegung in der Parteienlandschaft 


W ir haben am letzten Wo¬ 
chenende wieder etwas 
Neues erlebt. Dass Kleinst- 
parteien, zumal nicht im Bundestag 
vertreten, in bürgerlichen Medien 
kaum Beachtung finden, ist hierzulan¬ 
de üblich. Dass allerdings eine solche 
Partei, die auch an keiner Landesre¬ 
gierung beteiligt ist, drei Tage lang im 
Mittelpunkt des Fernsehens und des 
Rundfunks sowie der Printmedien 
stand, muss eine besondere Bedeu¬ 
tung haben. Das Objekt heißt FDP. 
Die bisher im bürgerlichen Lager 
rechts von den Unionsparteien an¬ 
gesiedelte und bevorzugte Alterna¬ 
tive für Deutschland scheint sich in 
ihrem Richtungsstreit dermaßen zer¬ 
stritten zu haben, dass sie von etlichen 
Förderern schon abgeschrieben wird. 
Da muss Ersatz her. Oder aufgebaut 
werden. Ja, die wahren Beherrscher 
dieser Republik verstehen sich auf 
„Landschaftspflege“ Bemerkenswert 
ist, wie sie die bürgerlichen Medien 
im Griff haben. 

Die FDP war vor zehn Jahren die 
Lieblingspartei im neoliberalen bür¬ 
gerlichen Lager. Und wir erinnern 
uns an ihre unglaublichen Sprüche 
im Bundestagswahlkampf 2009 vom 
„Mehr Netto vom Brutto“ und an ih¬ 
ren aufgeblasenen Parteivorsitzenden 
Westerwelle. Wir erinnern uns auch an 
die Kampagne des damaligen Gene¬ 
ralsekretärs Lindner, der die Europa- 
Skeptiker in den eigenen Reihen rigo¬ 
ros bekämpfte. Aber: Mit rund 14 Pro¬ 
zent Stimmenanteil zog die FDP, sich 
selbst an dieser Stärke berauschend, 
in den Bundestag ein und wurde zum 
erwünschten Regierungspartner von 
CDU und CSU. Als es jedoch darum 
ging, die vollmundigen Wahlverspre¬ 
chen einzulösen, öffnete der neue Fi¬ 
nanzminister - die FDP hatte dieses 
Amt tunlichst dem Partner überlas¬ 
sen - seine Staats-Geldbörse. In der 


befanden sich nur Schuldscheine. Es 
dauerte nur wenige Monate, als die 
meisten FDP-Wähler und ihre För¬ 
derer aus dem neoliberalen Lager 
erkannten, dass aus ihren Erwartun¬ 
gen und den Westerwelle-Sprüchen 
nichts werden würde. Die FDP stürz¬ 
te in rasantem Tempo ab. Sie flog aus 
den Landtagen. Der Parteivorsitzen¬ 
de stürzte ebenfalls. Der nette Herr 
Rösler versuchte sich als Retter. Doch 
dann kam die Bundestagswahl 2013 
und das vorläufige Ende der Regie¬ 
rungs- und Bundestagspartei FDP. 
Hunderte Mandatsträgerinnen und 
-träger und ihre Mitarbeiter blieben 
auf der Strecke. Es verblieben Milli¬ 
onen Schulden. 

Doch die Landschaftspfleger hat¬ 
ten schon ein Auffangnetz gespannt. 


„German Mut“ hieß 
das nichtssagende 
Parteitagsmotto 


War bis 2009 die FDP ein Lieblings¬ 
kind im bürgerlichen Mediendschun¬ 
gel, wurde nun eine neue Truppe ge¬ 
puscht. Aufgebaut von ehemaligen 
Unionspolitikern und sich auf die 
sich ausbreitende Europa-Skepsis 
stützend, entstand die Alternative für 
Deutschland. Ihre politische Entwick¬ 
lung war zunächst atemberaubend: 
Einzug in den Bundestag knapp ver¬ 
fehlt. Einzug ins Europäische Parla¬ 
ment grandios. Von FDP war keine 
Rede mehr. Doch schon 2014 brach 
in der rechtspopulistischen Truppe 
ein Richtungsstreit zwischen neoli¬ 
beralen und national-konservativen 
Kräften aus und man kennt derzeit 
den Ausgang nicht. Und nun schrei¬ 
ben diejenigen, die noch vor wenigen 
Monaten die FDP schlecht- und die 
AfD schöngeschrieben haben, dass 
die FDP einen „Platz im beweglich 


gewordenen deutschen Parteienspek¬ 
trum“ habe. Es fehle, schreibt Rein¬ 
hard Müller in der FAZ, ein „Korrek¬ 
tiv“. Deswegen habe die FDP „ihren 
Platz in der deutschen Parteienland¬ 
schaft, es braucht eine Partei der Frei¬ 
heit“. 

Was will denn nun diese Partei 
der Freiheit, die sich immerhin von 
Westerwelle, Brüderle, Hombacher, 
Rösler, Bahr und anderen befreit hat, 
politisch, muss man nach ihrem drei¬ 
tägigen Parteitag fragen. „German 
Mut“ hieß das nichtssagende Partei¬ 
tagsmotto. Wahrscheinlich brauchen 
Lindner & Co wirklich viel Mut für 
die Fortsetzung ihrer Parteiaufbauar¬ 
beit. Denn gewonnen ist noch nicht 
viel. Zwei Wahlerfolge in Hamburg 
und in Bremen 2015 sagen noch nichts 
aus über einen eventuellen Wieder¬ 
aufstieg in die erste Liga. Aber Geld¬ 
spritzen und Medienkampagnen ha¬ 
ben schon Manches hervorgebracht 
in dieser Republik. 

Apropos Geld. Über sieben Mil¬ 
lionen Euro Schulden grämt sich der 
FDP-Schatzmeister. Deshalb war - 
man mag es kaum glauben - der An¬ 
trag 001 des Bundesvorstandes der 
wichtigste Antrag des Bundespartei¬ 
tages, über den am längsten debat¬ 
tiert wurde. Darin werden alle Kreis¬ 
verbände aufgefordert eine befristete 
Sonderumlage zur Finanzierung der 
künftigen Landtags- und Kommunal¬ 
wahlkämpfe aufzubringen. Während 
der Bundesvorstand am Hungertuch 
nagt, lagern in den unteren Parteig¬ 
liederungen 13,5 Millionen Euro. An 
die will Lindner ran. Deshalb sollen 
die Kreisverbände für 2016 und 2016 
pro Mitglied und pro Anno jeweils 25 
Euro aufbringen. Dem Antrag stimm¬ 
ten die Delegierten nach stundenlan¬ 
ger Debatte zu. Für Lindner war das 
die „wichtigste Entscheidung“ des 
Parteitags. 


Kritiker der FDP behaupteten 
schon in ihrer Krise vor einigen Jah¬ 
ren, man wisse überhaupt nicht, was 
die FDP wolle und warum sie über¬ 
haupt gebraucht werde. Nach diesem 
Parteitag sind diese nicht schlauer. 
Vor Jahren vertrat sie die Forderung 
„Privat vor Staat“ vor allem in der 
Bildungspolitik. Jetzt verabschiedete 
sich Lindner von einem strikten Bil¬ 
dungsföderalismus. Die Finanzierung 
der Modernisierung des Bildungssys¬ 
tems soll nun eine gesamtstaatliche 
Aufgabe sein. 

Schließlich: Christian Lindner 
wurde als Bundesvorsitzender mit 90 
Prozent Stimmen wiedergewählt. Er 
bleibt zugleich Landesvorsitzender 
und Fraktionsvorsitzender in NRW. 
Ansonsten scheint die FDP mit neu¬ 
en Farben im Logo und bei ihrer Au¬ 
ßenwirkung auf schräge Kampagnen 
zu setzen. Dafür stand das Parteitags¬ 
motto. Dafür standen insbesondere 
auch die auf die beiden Spitzenkandi¬ 
datinnen zugeschnittenen Wahlkam¬ 
pagnen in Hamburg und Bremen. Da 
soll wohl einiges an Zumutungen auf 
uns niedergehen. So wurde in Ham¬ 
burg das Plakat der Spitzenkandida¬ 
tin Katja Suding mit Bild im Quer¬ 
format plakatiert. Aufschrift: „Unser 
Mann in Hamburg. Hamburg gibt die 
Richtung vor.“ Werbechef Mengele: 
„Wir haben an keiner Stelle ohne In¬ 
halte kommuniziert. Wir haben diese 
Inhalte nur auf frische Art und Weise 
dargestellt.“ In dem Klatsch-Magazin 
„Gala“ posierten die beiden Spitzen¬ 
kandidatinnen von Hamburg und 
Bremen mit FDP-Bundesgeschäfts- 
führerin Nicola Beer für Fotos mit der 
Überschrift „Drei Engel für Lindner.“ 
Die Auftritte der FDP würden „eine 
grundsätzliche Geisteshaltung zum 
Ausdruck“ bringen, meint die Bun¬ 
desgeschäftsführerin Beer. 

RolfPriemer 


„Elf V-Leute sind genau elf V-Leute zu viel“ 



NPD-Verbot fraglich 

Das Verbotsverfahren gegen die neo¬ 
faschistische NPD könnte erneut 
scheitern. Die Richter des Bundes¬ 
verfassungsgerichts in Karlsruhe hat¬ 
ten den Bundesrat, der das Verbot der 
neofaschistischen Partei beantragt hat¬ 
te, aufgefordert, bis zum 15. Mai weite¬ 
re Belege vorzulegen, dass alle V-Leu- 
te in der NPD abgeschaltet seien - und 
zwar bevor die Materialsammlung für 
den Verbotsantrag begonnen hatte. 
Heraus kam am Ende, dass insgesamt 
elf V-Leute der Inlandsgeheimdienste 
in der NPD-Spitze aktiv gewesen sein 
sollen. Der letzte der V-Leute soll an¬ 
geblich im April 2012 abgezogen wor¬ 
den sein. Alle elf Personen sollen Mit¬ 
glieder des Bundesvorstandes bzw. von 
Landesvorständen der extrem rechten 
Partei gewesen sein. Zum Stichtag, 
dem 1. Dezember 2011 wurden drei 
Nazifunktionäre vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz geführt, zwei vom 
bayerischen Landesamt und zwei wei¬ 
tere vom Verfassungsschutz aus Nord¬ 
rhein-Westfalen. B aden-Württemberg, 
Hamburg, Hessen und Niedersachsen 
hatten jeweils eine Quelle in den Vor¬ 
standsgremien der NPD. 

Bereits in den letzten Wochen hat¬ 
te es Hinweise auf die V-Leute-Praxis 
der Behörden gegeben. So hatte An¬ 
dreas Förster, Journalist und Kenner 
der neofaschistischen Szene, in der 
Wochenzeitung Freitag über einen V- 
Mann mit dem Tarnnamen „Lands¬ 
berger“ geschrieben, der noch im No¬ 
vember 2011 in der NPD aktiv gewe¬ 
sen sein soll. Dem Zeitungsbericht 
hegt offenbar eine geheime Anfrage 
der Stabsstelle des damaligen Präsi¬ 
denten des Bundesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz (BfV), Heinz Fromm, an 
die für Rechtsextremismus zuständige 
Abteilung 2 der Behörde zugrunde, in 
der dieser in Erfahrung bringen will, 
inwiefern dort Erkenntnisse über Prä¬ 


mienzahlungen an „rechtsextremisti¬ 
sche Organisationen/Strukturen wei¬ 
tergeleitet“ worden seien. 

Schon das erste NPD-Verbots- 
verfahren war 
2003 daran ge¬ 
scheitert, dass 
offenbar meh¬ 
rere V-Leute in 
den Führungs¬ 
gremien der 
extrem rechten Partei aktiv waren und 
somit eine sogenannte „Staatsferne“ 
nicht gegeben war. Besagte „Staats¬ 
ferne“ schließt aus, dass V-Leute Ein¬ 
fluss auf die Ausgestaltung der Politik 
der NPD nehmen, diese also steuern. 
Die Karlsruher Richter hatten bereits 
mehrfach klargestellt, auch im Rah¬ 
men des neuerlichen Verbotsverfah¬ 
rens besonderen Wert darauf legen 
zu wollen, dass die „Staatsferne“ der 
NPD gesichert sei und keinerlei Vor¬ 
würfe gegen die Partei erhoben wür¬ 
den, die auf Tätigkeiten oder Erkennt¬ 
nisse von V-Leute beruhten. 


Kritik an den Inlandsgeheimdiens¬ 
ten äußerte unter anderem die Links¬ 
partei. „Die NPD war offenkundig 
massiv vom Verfassungsschutz durch¬ 
setzt. Elf V- 
Leute sind 
genau elf V- 
Leute zu viel“, 
kommentierte 
die innenpoli¬ 
tische Spreche¬ 
rin der Linksfraktion, Ulla Jelpke, die 
Berichte, dass der Verfassungsschutz 
noch im Dezember 2011 elf V-Leute 
in Spitzenpositionen der NPD geführt 
habe. „Die Verfassungsschutzämter 
haben eine Praxis fortgeführt, die vom 
Bundesverfassungsgericht schon 2003 
gerügt wurde. Letztendlich zeigt sich 
hier, dass Geheimdienste trotz höchst¬ 
richterlicher Entscheidungen nicht zu 
Reformen fähig sind“, kritisierte die 
Bundestagsabgeordnete weiter. 

Auch Martina Renner, Spreche¬ 
rin für antifaschistische Politik der 
Linksfraktion übte harsche Kritik. 


Der Verfassungsschutz habe „bis heu¬ 
te nicht in einem einzigen Fall den an¬ 
geblichen Nutzen der V-Leute nach¬ 
gewiesen“. Vielmehr habe der NSU- 
Untersuchungsausschuss gezeigt, dass 
„die Nazi-Szene durch V-Leute mas¬ 
siv personell und materiell aufgerüs¬ 
tet worden ist“. „Und das einzige, was 
von den fragwürdigen Partnern in der 
NPD bleibt, ist das Risiko eines erneu¬ 
ten Scheiterns des Verbotsverfahrens“, 
konstatierte Renner weiter. 

Die neofaschistische Partei selbst 
gibt sich unterdessen siegessicher. Al¬ 
lein durch den Beschluss des Bundes¬ 
verfassungsgerichtes, demzufolge der 
Bundesrat weitere Informationen über 
die von ihm ausgemachte Verfassungs¬ 
widrigkeit der NPD und die V-Leute- 
Praxis liefern musste, sei „die Glaub¬ 
würdigkeit der Innenminister und der 
zuständigen Behördenleiter massiv er¬ 
schüttert worden“, so der NPD-Bun- 
despressesprecher Klaus Beier in ei¬ 
ner Stellungnahme. „Offenbar haben 
die Verfassungsrichter Zweifel an der 
Darstellung der Antragsteller, dass das 
vorgelegte Material frei von Quellen 
der Dienste ist und dass die Prozess¬ 
strategie nicht ausgeforscht wird“, so 
Beier weiter. Der Beschluss verdeut¬ 
liche außerdem „die präzise Arbeits¬ 
weise des Bundesverfassungsgerichts, 
das den Bundesrat wegen seiner of¬ 
fenkundig schlampigen Antragsbe¬ 
gründung kritisiert und zur klärenden 
Stellungnahme auffordert“, frohlockte 
der NPD-Mann weiter. 

Ob das NPD-Verbotsverfahren tat¬ 
sächlich wie schon im Jahr 2003 schei¬ 
tern wird, ist bis dato jedoch keines¬ 
wegs ausgemacht. Die Gefahr, dass 
es so kommen könnte, besteht jedoch 
allemal. Trotzdem wollen die etablier¬ 
ten Parteien weiter an ihrer V-Leute- 
Praxis festhalten. 

Markus Bernhardt 


V-Leute-Praxis der 
Inlandsgeheimdienste 
bedroht erneut ein Verbot der 
neofaschistischen Partei 


Verbotspolitik gescheitert 

Verschiedene Selbsthilfeorganisatio¬ 
nen haben jüngst einen Alternativen 
Drogen- und Suchtbericht vorgestellt 
und die staatliche Drogenpolitik, die 
maßgeblich auf Kriminalisierung 
und Repression fußt, als gescheitert 
erklärt. 

Das Betäubungsmittelgesetz 
(BtMG) verfehle sein Ziel, Menschen 
und die Gesellschaft vor den Folgen 
von Sucht zu schützen, und richte 
massive Schäden an. An die Stelle der 
gescheiterten Verbotspolitik müsse 
endlich eine wirksame staatliche Re¬ 
gulierung treten, forderte unter an¬ 
derem die Deutsche AIDS-Hilfe. „Es 
ist Zeit für einen Paradigmenwechsel. 
Wir brauchen jetzt den Schritt vom 
erfolglosen Verbot zu einer wirkungs¬ 
vollen Regulierung“, stellte auch Prof. 
Dr. Heino Stöver, Vorstandsvorsit¬ 
zender von akzept e.V. und Direktor 
des Instituts für Suchtforschung der 
Frankfurt University of Applied Sci¬ 
ences, klar. „Wir wissen längst, welche 
Maßnahmen wirken. Mit einer staat¬ 
lich kontrollierten Abgabe von Dro¬ 
gen können wir viele Probleme lösen. 
Jugend- und Verbraucherschutz wür¬ 
den damit massiv gestärkt“, so Stöver 
weiter. 

„In seiner aktuellen Form scha¬ 
det das BtMG statt zu nützen. Es gilt 
jetzt, die Scheuklappen abzulegen 
und wissenschaftliche Erkenntnis¬ 
se in eine wirkungsvolle Drogenpo¬ 
litik zu übersetzen“, kritisierte auch 
Dr. Gerrit Kamphausen, Soziologe 
und Kriminologe an der Universität 
Frankfurt. 

Der Alternative Drogen- und 
Suchtbericht wird seit 2014 jährlich 
herausgegeben von akzept e.V. - Bun¬ 
desverband für akzeptierende Dro¬ 
genarbeit und humane Drogenpolitik, 
der Deutschen AIDS-Hilfe und dem 
Selbsthilfe-Netzwerk JES Bundesver¬ 
band. Er behandelt ein breites The¬ 
menspektrum von Alkohol und Tabak 
bis Heroin und soll helfen, Irrtümer in 
der Drogenpolitik zu korrigieren und 
Erkenntnisse der Sucht- und Präven¬ 
tionsforschung in dauerhaft erfolgrei¬ 
che Maßnahmen zu übersetzen, (bern) 

Zehntausende Polizisten 
schützten die Rechten 

Mehrere an die sächsische Staatsre¬ 
gierung gerichtete Kleine Anfragen 
des Landtagsabgeordneten Andre 
Schollbach (Linkspartei) haben er¬ 
geben, dass bei den Aufmärschen von 
Pegida Dresden, Legida und Pegida 
Chemnitz-Erzgebirge allein im Zeit¬ 
raum vom 20. Oktober 2014 bis 20. 
April 2015 insgesamt 39 870 Polizei¬ 
beamtinnen und Polizeibeamte ein¬ 
gesetzt worden sind, um die Aufmär¬ 
sche der Rassisten abzusichern. Zur 
Absicherung der Pegida-Aufmärsche 
in Dresden waren allein 17 140 Beam¬ 
tinnen und Beamte im Einsatz, bei Le¬ 
gida in Leipzig 20 600 und bei Pegida 
Chemnitz-Erzgebirge 2 130. Die meis¬ 
ten Polizeibeamtinnen und -beamten 
wurden dabei am 21. Januar 2015 in 
Leipzig (5 100) sowie am 30. Januar 
2015 (2 600) eingesetzt. In Dresden 
fand der größte Einsatz am 12. Janu¬ 
ar 2015 mit 1 700 Beamtinnen und Be¬ 
amten statt. 

„Diese massive Häufung an Groß¬ 
einsätzen stellt eine enorme Belastung 
für die Polizistinnen und Polizisten 
dar. Der jahrelange von der CDU und 
Innenminister Ulbig betriebene Per¬ 
sonalabbau verschärft die Situation 
zusätzlich. Nach meiner Einschätzung 
wurde und wird die Belastungsgren¬ 
ze für die Polizistinnen und Polizisten 
vielfach überschritten. Ich warne da¬ 
vor, die Polizei weiter auf Verschleiß 
zu fahren“, kritisierte Schollbach, der 
Mitglied des Innenausschusses des 
sächsischen Landtages ist. Unter¬ 
dessen scheint das Zenit der rechten 
Bewegung vielerorts überschritten. 
Nur noch in wenigen bundesdeut¬ 
schen Städten außerhalb von Sachsen 
kommt es überhaupt noch zu Aufmär¬ 
schen der Rechten. Wo dies, wie etwa 
in Karlsruhe, Duisburg oder Düssel¬ 
dorf, noch der Fall ist, kam es hinge¬ 
gen in der Vergangenheit mehrfach zu 
teils äußerst brutalen Übergriffen der 
Polizei auf Antifaschistinnen und An¬ 
tifaschisten. (bern) 
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Griechischer Minister will 
neuen NATO-Stützpunkt 

Der griechische Armeeminister Pannos 
Kammenos, Vorsitzender der rechtspo¬ 
pulistischen Partei „Unabhängige Grie¬ 
chen“ (ANEL), möchte eine griechische 
Insel in der Ägäis zu einem neuen Nato- 
Luftwaffenstützpunkt ausbauen. Einen 
entsprechenden Vorschlag will Kamme¬ 
nos während eines USA-Besuches am 
21. Mai unterbreiten. Gleichzeitig will 
er Washington auffordern, die US-Basis 
Souda auf Kreta zu verstärken, berich¬ 
tet die „Griechenland Zeitung“. Wäh¬ 
rend einer Konferenz der Wochenzeit¬ 
schrift „The Economist“ in Athen ver¬ 
wies er darauf, daß Griechenland der 
„Hauptpfeiler der Südostflanke der 
NATO“ sei. Ein neuer NATO-Luftwaf- 
fenstützpunkt werde dazu beitragen, 
daß die Türkei ihr „provokantes Verhal¬ 
ten gegenüber Griechenland“ aufgebe. 
Zudem bekräftigte er, daß Athen die 
militärische Zusammenarbeit mit Israel 
forcieren werde. Beim Koalitionspart¬ 
ner SYRIZA sorgten die Ausführungen 
des Ministers für Unmut. 

Nach dem Putsch 

„Wir haben entschieden, uns zu er¬ 
geben“, sagte der Führer der Putschisten 
in Burundi, Niyombare, am vergange¬ 
nen Freitag nach Angaben des franzö¬ 
sischen Senders Radio France Interna¬ 
tionale. „Ich hoffe, sie bringen uns nicht 
um“. Der Sicherheitsminister Gabriel 
Nizigima erklärte im nationalen Radio, 
dass drei führende Putschisten festge¬ 
nommen worden seien, nicht jedoch 
den Anführer Godefroy Niyombare. 

Niyombare war früher Chef des Ge¬ 
heimdienstes und hat derzeit den Rang 
eines Generalmajors der Armee. In der 
letzten Woche hatte er eine Auslands¬ 
reise des Präsidenten Nkurunziza für 
einen Umsturzversuch genutzt. Zuvor 
hatten tausende Menschen dagegen 
demonstriert, dass Nkurunziza plant, 
ein weiteres Mal für das Amt des Prä¬ 
sidenten zu kandidieren - gegen eine 
Regelung in der Verfassung, die das 
verbietet. Die Polizei hatte mehrere 
Demonstranten erschossen. Nach dem 
Putschversuch hatte Freudenfeiern in 
der Hauptstadt Bujumbura gegeben. 

Der Sicherheitsminister forderte 
nun auch die anderen Aufständischen 
auf, sich zu ergeben, „bevor wir eine 
Operation starten, um sie zu finden“. 
Am Montag erschoss die Polizei wie¬ 
der einen Demonstranten. 

Kein NATO-Transit mehr 

Die NATO kann ihre Truppen in Af¬ 
ghanistan nicht mehr über Russland 
mit Kriegsgerät ausrüsten. Moskau 
stellt nach sieben Jahren den Transit 
von Nachschub nach Afghanistan ein, 
wie aus einer am Montag veröffentlich¬ 
ten Verordnung von Regierungschef 
Dmitri Medwedjew hervorgeht. 

Freispruch für Polizisten 

Zehn Jahre nach den schweren Vorstadt¬ 
unruhen in Frankreich hat ein Strafge¬ 
richt in Rennes zwei Polizisten freige¬ 
sprochen. Den beiden Beamten war nach 
dem Unfalltod von zwei Jugendlichen 
unterlassene Hilfeleistung vorgeworfen 
worden. Die Jugendlichen hatten sich im 
Pariser Vorort Clichy-Sous-Bois auf ih¬ 
rer Flucht vor der Polizei in einem Trans¬ 
formatorenhäuschen in Febensgefahr 
gebracht und starben dort durch einen 
Stromschlag. Der Unfall war 2005 Aus¬ 
löser für wochenlange Jugendrevolten. 

Niederlande vor langen Streiks 

In den Niederlanden stehen wochen¬ 
lange Streiks des öffentlichen Dienstes 
sowie in der Metallindustrie bevor. Der 
Gewerkschaftsbund FNV kündigte die 
Arbeitskampfmaßnahmen an, da die 
Gehalts- und Manteltarifverhandlun¬ 
gen mit der Regierung festgefahren sei¬ 
en. Den Auftakt machten die Bediens¬ 
teten im Gesundheitssektor. 

Stellenausschreibung 

Die saudi-arabische Regierung sucht 
per Anzeige acht Henker. Für die Arbeit 
sei keine besondere Qualifikation oder 
Erfahrung nötig. Aufgabe der Henker 
ist das Köpfen zum Tode Verurteilter 
Menschen sowie die Amputation von 
Gliedmaßen verurteilter Diebe. Seit 
Jahresbeginn wurden in Saudi-Arabien 
bereits 84 Menschen exekutiert. 


Endgültige Reinigung 

Ukraine: Hammer und Sichel verboten 



Die Mutter-Heimat-Statue in Kiew, 62 Meter hoch, 1981 zum Gedenken an den 
Sieg über den Faschismus eingeweiht. Auf dem Schild: Das Wappen der Sowjet¬ 
union, im Gebiet der Kiewer Regierung nun verboten. 


D er ukrainische Präsident Po- 
roschenko hat am Freitag vier 
Gesetze über die „Verurteilung 
des kommunistischen und des nazis¬ 
tischen Regimes“ unterzeichnet, die 
unter anderem sowjetische Symbole 
verbieten. 

Es seien die Gesetze „Über Verur¬ 
teilung des kommunistischen und des 
national-sozialistischen (nazistischen) 
Regimes in der Ukraine und über das 
Verbot der Propaganda ihrer Symbo¬ 
le“, „Über den Zugriff auf die Archive 
der Repressivorgane des kommunisti¬ 
schen totalitären Regimes 1917/1991“, 
„Über das Verewigen des Sieges über 
den Nazismus im Zweiten Weltkrieg 
1939/1945“ und „Über den rechtli¬ 
chen Status und das Gedenken der 
Kämpfer für die Unabhängigkeit der 
Ukraine im 20. Jahrhundert“, heißt es 
in einer Mitteilung auf der Webseite 
des ukrainischen Staatschefs, (siehe 
Seite 1). 

Der Kiewer Stadtrat hat in die¬ 
sem Zusanmenhang beispielsweise 
beschlossen, zum Unabhängigkeits¬ 
tag am 24. August alle sowjetischen 
Symbole an Gebäuden, in U-Bahn- 
Stationen und an anderen Bauwerken 
zu entfernen, die zum Eigentum der 
Stadtverwaltung gehören. 

Schwierigkeiten könnte es bei 
denkmalgeschützten Bauwerken ge¬ 
ben, wie an der „Mutter-Heimat“-Sta- 
tue am Dnepr-Ufer mit dem Wappen 
der Sowjetunion. 

Der Beschluß des Kiewer Stadt¬ 
rats ist eine Fortsetzung der Politik 
zur Verbannung von sowjetischen 
Symbolen. Nach Angaben des Abge¬ 
ordneten Alexander Wowtschenko 
wird die Demontage in drei Etappen 
erfolgen. Zunächst soll eine Inventur 
der Objekte mit den wichtigsten so¬ 
wjetischen Symbolen - dem Wappen 
der Sowjetunion, dem Symbol Ham¬ 
mer und Sichel und dem Bildnis von 
Wladimir Fenin - vorgenommen wer¬ 
den. Taut Wowtschenko sollen diese 
Elemente abgebaut werden. Nach 
vorläufigen Schätzungen handelt es 
sich um rund 100 Objekte, die zum 
Eigentum der Stadt gehören. 

Die zweite Etappe - die Demonta¬ 
ge der sowjetischen Symbole - soll bis 
zum 28. August abgeschlossen wer¬ 
den - dem Unabhängigkeitstag. Die 


Tafeln mit der Abbildung von Ham¬ 
mer und Sichel am Gebäude des Ki¬ 
ewer Stadtrats wurden bereits Mitte 
April entfernt. 


In der letzten Etappe sollen bis 
März 2016 Wettbewerbe für die bes¬ 
ten Varianten als Ersatz für die sow¬ 
jetischen Symbole durchgeführt wer¬ 


den. Daran sollen sich auch die Bür¬ 
ger beteiligen. 

Die Pläne der Kiewer Stadtbehör¬ 
den sorgen für große Aufregung unter 
den Bürgern. Im Internet laufen hef¬ 
tige Diskussionen über die Pläne der 
Kiewer Behörden, Mosaik-Wandbil¬ 
der und andere dekorative Elemente 
in der Kiewer U-Bahn zu entfernen. 
Es werden bereits Unterschriften zu 
einem offenen Brief an den Kiewer 
Bürgermeister Witali Klitschko ge¬ 
sammelt. 

Laut dem Gesetz können auch 
Städte der Ukraine per Referendum 
umbenannt werden, wie die Agentur 
UNN am Sonntag unter Berufung auf 
den Vizepremier und Kulturminister 
Wjatscheslaw Kirilenko meldet. 

Wie der ukrainische Präsident Po- 
roschenko am Sonntag in Kiew sagte, 
ist es „an der Zeit, die Ukraine von 
der kommunistischen Vergangenheit 
endgültig zu reinigen“. ZLV 


Dokumentiert: 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

(nach den gestern Abend von Prä¬ 
sident Poroschenko Unterzeichne¬ 
ten) Gesetzen sind die kommunis¬ 
tische Ideologie, kommunistische 
Symbole und selbst die Bezeich¬ 
nung „kommunistisch“ verboten. 
Das bedeutet direkte Repression, 
physischen und psychischen Druck 
und selbst strafrechtliche Verfol¬ 
gung für die Mitglieder der KPU 
und andere Linke. (...) Wir betonen, 
dass diese Gesetze sowohl ihrem 
Inhalt nach als auch dem Weg der 
Beschlussfassung nach gegen die 
ukrainische Verfassung und inter¬ 
nationale Verpflichtungen unseres 
Staates verstoßen. (...) 

Wir bitten euch darum, mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln 
diese Angelegenheit vor internatio¬ 
nale Institutionen, vor Parlamenten 
und auch vor die ukrainische Regie¬ 
rung zu bringen, um die Repression 
gegen Kommunisten zu stoppen! 

Petro Symonenko 
Erster Sekretär des ZK der KPU 


Abkommen egal 

Baltische Staaten wollen NATO-Truppen 


Kommentar von Uli Brockmeyer 

Aus der Geschichte lernen 


Estland, Lettland und Litauen wollen un¬ 
ter dem Vorwand der Ukraine-Krise die 
NATO um die dauerhafte Stationierung 
eines Großverbandes im Baltikum ersu¬ 
chen. Die Generalstabschefs der Streit¬ 
kräfte der drei Länder wollten dazu ein 
gemeinsames Schreiben an den militäri¬ 
schen Oberkommandeur, USA-General 
Philip Breedlove, senden. Dies teilte die 
litauische Armeeführung am Donners¬ 
tag mit. 

NATO-Generalsekretär Jens Stol¬ 
tenberg reagierte offiziell zurückhaltend. 
„Jegliche Briefe von jeglichen Verbünde¬ 
ten und einer Gruppe von Verbündeten 
werden natürlich sorgfältig geprüft wer¬ 
den“, sagte er am Rande eines Treffens 
der NATO-Außenminister im türkischen 
Belek. Er betonte, dass die NATO ihre 
militärische Präsenz im östlichen Teil des 
Bündnisses bereits erhöht habe. 

Ein noch immer gültiges Abkommen 
zwischen der NATO und Russland nann¬ 
te er zunächst nicht als Gegenargument. 
Es verbietet die dauerhafte Stationie¬ 
rung von „substantiellen Kampftruppen“ 
in den neuen NATO-Ländern in der Mit¬ 
te und im Osten Europas. 

„Wir möchten eine brigadegroße 
Einheit, um jederzeit ein Bataillon (...) 
in jedem baltischen Staat zu haben“, sag¬ 
te Mindaugas Neimontas, Sprecher des 
Befehlshabers der litauischen Armee. 
Ein Bataillon besteht aus 700 bis 800 
Soldaten. 

Auch das lettische Armeeministe¬ 
rium in Riga bestätigte das Vorhaben. 
„Die Präsenz ist eine wesentliche Vor¬ 


aussetzung für Lettlands Sicherheit in ei¬ 
ner Situation, in der Russland seine Poli¬ 
tik im Ukraine-Konflikt nicht ändert und 
zur gleichen Zeit nachdrücklich seine mi¬ 
litärische Präsenz und Potentiale in der 
Ostseeregion demonstriert“, hieß es in 
einer Mitteilung. 

Die baltischen Staaten melden seit 
Beginn der Ukraine-Krise vermehrt rus¬ 
sische Militärflugzeuge und Kriegsschif¬ 
fe, die im internationalen Luftraum und 
außerhalb der Territorialgewässer der 
drei Staaten gesichtet wurden. In den 
Meldungen, die begierig von den west¬ 
lichen Medien weiterverbreitet werden, 
ist nicht die Rede davon, dass Russland 
ein Anrainerstaat der Ostsee ist und wie 
jeder andere Staat das Recht hat, seine 
Flugzeuge und Schiffe im internationalen 
Raum operieren zu lassen. Gleichzeitig 
hat die NATO ihre Manöver und ande¬ 
re militärische Aktivitäten dort verstärkt 
und ihre Präsenz in der Region deutlich 
erhöht. Vor einigen Wochen waren USA- 
Panzer unmittelbar an einem Grenzüber¬ 
gang zu Russland aufmarschiert. 

Im Rotationsprinzip sind seit April 
2014 jeweils 150 US-Soldaten in Est¬ 
land, Lettland und Litauen sowie in 
Polen stationiert, ebenso werden mehr 
Militärübungen in den östlichen NATO- 
Staaten durchführt. Daran nehmen unge¬ 
achtet der historischen Rolle deutscher 
Truppen in der Region auch Soldaten der 
deutschen Bundeswehr teil. Mit maßgeb¬ 
licher Beteiligung Deutschlands wird zu¬ 
dem eine neue „schnelle Eingreiftruppe“ 
der NATO aufgebaut. ZLV 


Die Ukraine hat einen weiteren 
Schritt in Richtung „Europa“ unter¬ 
nommen - weitgehend unbemerkt 
von den bürgerlichen Medien der 
„freien Welt“. Die hatten keinen 
Platz - weder im Hirn noch in der 
Zeitung - für Meldungen über die 
Fortschritte der Revolution des „Eu- 
romaidan“. In Kiew hat nämlich ein 
gewisser Herr Petro Poroschenko am 
Freitag einige Gesetze unterzeichnet 
und damit „rechtsgültig“ gemacht - 
im wahrsten Sinne des Wortes. Poro¬ 
schenko ist zigfacher Dollarmillionär, 
Herr über die Schokoladenprodukti¬ 
on des Landes, und als Mitinhaber 
diverser Rüstungsunternehmen Pro- 
fiteur des von ihm als Präsident der 
Ukraine mitangezettelten Krieges im 
eigenen Land. Den will er zielstrebig 
weiterführen, bis zu seinem Endsieg, 
wie er vor einigen Tagen in Berlin bei 
seiner Patentante im Kanzleramt mit 
stolzer Brust erklärte. 

Damit das auch funktioniert, muss 
man einige Voraussetzungen schaffen. 
Eine davon ist, im Hinterland freie 
Bahn zu schaffen. Zu diesem Zweck 
muss man sich die Gegner des Krieges 
vom Hals schaffen. Die historische Pa¬ 
rallele bietet sich geradezu von selbst 
an: Als sich 1933 die vom deutschen 
Großkapital an die Macht positionier¬ 
ten Hitler-Faschisten anschickten, die 
schwere Krise des Kapitalismus durch 
einen neuen Krieg zu bekämpfen, wur¬ 
de erst einmal die Kommunistische 
Partei Deutschlands verboten, später 


wurden Kommunisten, Sozialisten und 
andere Antifaschisten eingesperrt und 
ermordet. Und nun wollen die heuti¬ 
gen Herren der Ukraine, die mit Hil¬ 
fe des Großkapitals der USA und der 
EU auf ihre Regierungsposten gespült 
wurden, ebenfalls die Kommunisten 
loswerden. 

Dazu dienen die von Herrn Po¬ 
roschenko Unterzeichneten Gesetze, 
vor allem das über das Verbot kom¬ 
munistischer Symbole. Das ist in ers¬ 
ter Linie das Symbol Hammer und Si¬ 
chel, das jüngst bei vielen Gedenkfei¬ 
ern zum 70. Jahrestag des Sieges über 
den Faschismus zu sehen war, selbst in 
der Ukraine, obwohl deren Behörden 
eine Kundgebung der Kommunisten 
bereits verboten hatten. Abgesehen 
davon, dass ohnehin ein Prozess zum 
Verbot der Kommunistischen Partei 
der Ukraine in vollen Touren ist. 

Verboten werden auch die Symbo¬ 
le der Sowjetunion, das Abspielen de¬ 
ren Hymne wird unter Strafe gestellt. 
Da die Russische Föderation lediglich 
den Text, nicht aber die Musik der 
Hymne der UdSSR verändert hat, ist 
damit gleichzeitig auch die russische 
Hymne verboten worden. 

Poroschenko hatte bei dem Signie¬ 
ren der Gesetze verkündet, es sei an 
der Zeit, die Ukraine von der kommu¬ 
nistischen Vergangenheit zu reinigen. 
Auch hier bietet sich die historische 
Parallele an: Das haben schon Leute 
von ganz anderem Kaliber versucht. 
Und man weiß, wie es endete. 
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Stimmen der Vernunft 

Griechenland: Fortschritte bei Verhandlungen 



Beim Finanzministertreffen in Brüssel am 11. Mai: Varoufakis mit Eurogrup¬ 
penchef Dijsselbloem.„Das Liquiditätsthema ist ein sehr dringendes“, erklärte 
Varoufakis nach dem Treffen. 


D ie Verhandlungen seien sehr weit 
gediehen, meldete der griechische 
Verteidigungsminister Kammenos 
in der vergangenen Woche laut Han¬ 
delsblatt. Es geht um die Verhandlungen 
über die weitere Privatisierung des Ha¬ 
fens von Piräus: Der chinesische Konzern 
Cosco, der bereits jetzt Anteile des Ha¬ 
fens hält, will eine Mehrheitsbeteiligung 
erwerben, die Regierung verspricht sich 
von der Privatisierung flüssige Mittel im 
Kampf gegen den Bankrott. Unter der 
Überschrift „Die roten Linien schwin¬ 
den“ erinnerte das „Neue Deutschland“ 
Ende April daran, dass die Regierung 
noch im Februar die weitere Privatisie¬ 
rung des Hafens gestoppt habe. 

In den Verhandlungen mit den Gläu¬ 
bigerinstitutionen Griechenlands hal¬ 
te die Syriza-Anel-Regierung an ihren 
„roten Linien“ fest, erklärte dagegen 
das Politische Sekretariat von Syriza am 
14. Mai. Während die Gläubiger „zwang¬ 
haft auf eine Austeritätspolitik fixiert 
(sind), die den Sozialstaat zerstört“, tre¬ 
te die Regierung dafür ein, „einen neuen 
Weg der Entwicklung, der sozialen Ge¬ 
rechtigkeit und der Umverteilung des 
Reichtums einzuschlagen.“ Tsipras er¬ 
klärte: „Ich will dem griechischen Volk 
versichern, dass es keine Möglichkeit 
gibt, dass die Regierung bei Gehältern 
und Renten zurückweicht. Sie haben ge¬ 
nug gelitten.“ 

Dennoch sprach der EU-Währungs- 
kommissar Moscovici davon, dass es auch 
in diesen Verhandlungen Fortschritte 
gebe - unter anderem bei der Reform 
der Mehrwertsteuer. Im Zuge der Krise 
hatten die damaligen Regierungen die 
Mehrwertsteuer auf einen Regelsatz von 
23 Prozent angehoben, es gibt zwei ermä¬ 
ßigte Steuersätze. Nun schlägt die Regie¬ 
rung nach einem Bericht der griechischen 
Zeitung Kathimerini vor, einen einheitli¬ 
chen Satz von 18 Prozent und einen er¬ 


mäßigten von 9,5 Prozent einzuführen. 
Viele Güter würden damit geringer be¬ 
steuert. Für einige Waren - wie z.B. Per¬ 
sonenbeförderung, landwirtschaftliche 
Güter oder Medikamente- würde das 
jedoch einen steigenden Satz bedeuten. 
Außerdem wäre bei dieser Regelung der 
vergünstigte Steuersatz für die Bewohner 
der Inseln hinfällig. 

Gleichzeitig sieht die neue Regelung 
vor, einen Rabatt von 3 Prozentpunkten 
der Mehrwertsteuer zu geben, wenn die 
Zahlung bargeldlos abgewickelt wird. 
Bargeldlose Zahlungen zu fördern sei, 
so Kathimerini, ein Teil der Versuche 
der Regierung, die Steuerhinterziehung 
zu bekämpfen. Von Seiten der Gläubi¬ 
ger gibt es dagegen die Forderung, die 


Mehrwertsteuer einheitlich auf 23 Pro¬ 
zent festzulegen. 

Die Kommunistische Partei Grie¬ 
chenlands (KKE) kritisiert die Steuerpo¬ 
litik der Regierung: Auf der einen Seite 
stelle sie es als „patriotische Pflicht“ dar, 
Steuern zu zahlen. Auf der anderen Seite 
seien Aktionäre, Reeder und Industriel¬ 
le noch immer nicht zur Kasse gebeten 
worden. Alexis Tsipras weckt dagegen 
Optimismus, dass es in kurzer Zeit doch 
zu einem Kompromiss mit den Gläubi¬ 
gern kommen und so der Staatsbankrott 
abgewendet werden könnte: Athen habe 
den Geldgebern detaillierte Pläne vorge¬ 
legt, auf Seiten der „Institutionen“ hät¬ 
ten „die Stimmen der Vernunft die Ober¬ 
hand gewonnen“. Olaf Matthes 


Korrupt und abgehört 

Mazedonien: Proteste gegen Regierung 


Zehntausende Menschen haben 
in der mazedonischen Hauptstadt 
Skopje für den Rücktritt der Regie¬ 
rung demonstriert. Sie warfen dem 
seit 2006 zunehmend autoritär regie¬ 
renden Ministerpräsidenten Nikola 
Gruevski am Sonntag vor, tief in Kor¬ 
ruption und Kriminalität verstrickt zu 
sein. „Leb wohl Nikola“, „Rücktritt“ 
und „Freiheit“ war auf Transparenten 
zu lesen. 

Die aus dem ganzen Land trotz vie¬ 
ler von der Regierung veranlasster Blo¬ 
ckaden angereisten Bürger trugen mit 
einer dicken roten Linie durchgestri¬ 
chene Gruevski-Porträts. „Entweder 
Gruevski oder Mazedonien“, beschrie¬ 
ben Redner die Problemlage. Schon am 
frühen Morgen zogen die Protestieren¬ 
den in kilometerlangen Schlangen ins 
Zentrum. Sie wurden von der Oppo¬ 
sition, Studenten- und Schülerverbän¬ 


den sowie großen Teilen der Zivilge¬ 
sellschaft angeführt. 

Die Regierung unternahm alles, 
um den Protest zu behindern. Einige 
Betriebe erklärten den Sonntag zum 
Arbeitstag. Von 36 Bussen für die De¬ 
monstranten in der Stadt Bitola wur¬ 
den 28 auf Druck der Regierung ge¬ 
strichen, berichteten Teilnehmer. Groß 
angelegte Polizeikontrollen und Stra¬ 
ßensperren wie bei der Stadt Veles soll¬ 
ten Protestierer von ihrer Fahrt abhal¬ 
ten. Straßen wurden durch quergestell¬ 
te Lkw gesperrt. 

Während viele Medien unter Regie¬ 
rungskontrolle den Protest kleinschrie¬ 
ben, lobten die wenigen unabhängigen 
Stimmen den gemeinsamen Protest al¬ 
ler Nationalitäten in diesem Balkan¬ 
land. „Mazedonier, Albaner, Türken, 
Roma - alle sind vereint mit dem Ziel 
des Regierungsrücktritts“, schrieb das 


Portal „Libertas“. Viele Teilnehmer be¬ 
richteten über die sozialen Netzwerke. 
„Die Informationsblockade ist gebro¬ 
chen“, freuten die sich. 

Die Opposition, die seit über ei¬ 
nem Jahr wegen mutmaßlich gefälsch¬ 
ter Wahlen das Parlament boykottiert, 
veröffentlicht seit Monaten illegal ab¬ 
gehörte Telefonate Gruevskis mit sei¬ 
nen engsten Mitarbeitern. Damit soll 
bewiesen werden, dass die Regierung 
20 000 Bürger gesetzeswidrig bespit¬ 
zelt, Journalisten und die Justiz unter 
Druck setzt, Kritiker drangsaliert und 
zum Teil umbringen lässt, in illegale 
Bank- und Baugeschäfte verwickelt ist 
und von ausländischen Firmen Beste¬ 
chungsgelder von Dutzenden Millio¬ 
nen Euro verlangt hat. Gruevski hat 
die Telefonate als montiert bezeich¬ 
net. 

(ZLV) 


Globale Initiative 

Staat und Wirtschaftsverbände: Gemeinsam nach Afrika 


In Mosambik sind in den letzten Jahren 
riesige Rohstoffvorkommen entdeckt 
worden, insbesondere Erdgas- und 
Kohlelagerstätten. Die mosambikani- 
sche Rohstoffindustrie verzeichnete in 
den beiden letzten Jahren Zuwachsra¬ 
ten von fast 40 Prozent. Vor der Küste 
Mosambiks lagern Erdgasvorkommen, 
die Experten zufolge eine ähnliche 
Größe aufweisen könnten wie diejeni¬ 
gen des Golfstaates Qatar. In der nord¬ 
westlichen Provinz Tete sollen rund 23 
Milliarden Tonnen an hochwertiger 
Kokskohle lagern. Weitere große Koh¬ 
levorkommen werden in anderen Lan¬ 
desteilen vermutet. Darüber hinaus 
rechnen Experten damit, in Mosambik 
große Vorkommen an für die Industrie 
bedeutsamen Rohstoffen wie Eisenerz, 
Titan, Gold und Nickel zu finden. Die 
erwarteten Einnahmen des mosambika- 


nischen Staates aus Rohstoffverkäufen 
werden wiederum für Investitionen und 
andere Geschäfte zur Verfügung stehen. 

Internationale Bergbaukonzerne 
wie das brasilianische Unternehmen 
Vale oder der indische Stahlkonzern 
Jindal Steel sind bereits vor Ort aktiv, 
auch chinesische Konzerne halten große 
Marktanteile. Deutsche Unternehmen 
investieren verhältnismäßig wenig in 
Afrika - zu wenig, um in der internati¬ 
onalen Konkurrenz zu bestehen, klagt 
der „Afrika-Verein der Deutschen Wirt¬ 
schaft“. 

Die deutsche Entwicklungshilfe 
steuert gegen - zum Beispiel mit ih¬ 
rer „Globalen entwicklungspolitischen 
Rohstoffinitiative“ (GERI), die sich 
als „das entwicklungspolitische Instru¬ 
ment zur Begleitung der Rohstoff Strate¬ 
gie der Bundesregierung“ versteht. Die 


Projekte der GERI sollen transparente 
Rahmenbedingungen für den Rohstoff¬ 
abbau schaffen, dabei aber insbeson¬ 
dere auch der „Vermittlung zwischen 
deutschen und Unternehmen vor Ort“ 
dienen. 

Staatliche Stellen und Wirtschafts¬ 
verbände schaffen mit solchen Mitteln 
günstige Anknüpfungspunkte für poten¬ 
zielle deutsche Interessen. „Das Thema 
Wirtschaft“, so das Auswärtige Amt, ste¬ 
he „auch im Mittelpunkt der politischen 
Besuche“. Zuletzt hielt sich Bundesrats¬ 
präsident Volker Bouffier im März 2015 
in dem Land auf, um deutsche Geschäf¬ 
te zu fördern. Der erwünschte deutsche 
Durchbruch bleibt allerdings trotz aller 
Bemühungen im rohstoffreichen Boom¬ 
land Mosambik bis heute aus. 

www.german-foreign-policy.com/UZ 


Dokumentiert 


Bildung erobern 


Am 14. Mai wollten zwei Teilnehmer 
der Bildungsproteste im chilenischen 
Valparaiso - Exequiel Borbarän Sa- 
linas (18) und Diego Guzmän Fariäs 
(25) - ein Graffiti an eine Hauswand 
sprühen. Es kam zum Streit mit dem 
Hausbesitzer, dessen Sohn erschoss 
die beiden Demonstranten mit einem 
Revolver. Guzmän war Mitglied der 
Kommunistischen Jugend Chiles. Der 
Verband erklärte: 

„Beide Genossen waren Teil der Hun¬ 
derttausenden Studenten, Lehrer, Be¬ 
schäftigten des Bildungswesens und 
der gesamten Bevölkerung, die ein¬ 
mal mehr vereint, massenhaft und 
voller Freude auf die Straße gegangen 
sind, um die Träume von einer öffent¬ 
lichen, kostenfreien und im Dienste 


der großen Mehrheiten stehenden 
Bildung zu erobern. Wir haben klar 
und deutlich gesagt, dass wir keine 
zersplitterte Bildung mehr wollen, die 
der schrecklichen Logik des Marktes 
unterworfen ist, die Hunderte Famili¬ 
en in Verschuldung gestürzt hat. Und 
wir sind noch weiter gegangen: Wir 
wollen eine neue Verfassung, denn 
wir akzeptieren keine illegitime Ver¬ 
fassung, die in den dunkelsten Tagen 
unserer Geschichte hinter verschlos¬ 
senen Türen geschaffen wurde (...). 
Wir kämpfen für ein anderes Chile, 
(...) ein Chile der garantierten Rech¬ 
te, für die unsere Märtyrer ebenfalls 
gekämpft haben. Dieser Vorfall zeigt 
uns, dass dieses Chile der Rechte noch 
nicht existiert.“ 

Übersetzung: RedGlobe 



Der Platz des i. Mai 

Trotz Verbot: Rote Fahnen auf dem Taksim 


Drei Mitglieder der türkischen Kommu¬ 
nistischen Partei (Komünist Parti, KP) 
sitzen in Untersuchungshaft. Ihnen wird 
Widerstand gegen Polizisten vorgewor¬ 
fen. Gemeinsam mit gut zwei Dutzend 
weiteren KP-Mitgliedern waren sie am 
ersten Mai festgenommen worden. Eine 
Gruppe von rund 50 Kommunistinnen 
und Kommunisten hatte mit Fahnen 
und Westen der KP in einer gut vorbe¬ 
reiteten Aktion die Polizeiabsperrung 
um den Taksim-Platz in Istanbul durch¬ 
brochen und auf dem Platz demonst¬ 
riert. 

Der Taksim-Platz ist ein Symbol: 
1977, als eine halbe Million Menschen 
an der Maidemonstration der Gewerk¬ 
schaft DISK teilnahmen, feuerten Grup¬ 
pen des faschistischen, mit der NATO 
verbundenen „Tiefen Staats“ in die 
Menge und ermordeten 34 Menschen. 
Die AKP-Regierung versuchte auch in 
diesem Jahr, die Demonstranten daran 


zu hindern, auf den Platz zu gelangen. 
Dazu stoppte sie unter anderem die öf¬ 
fentlichen Verkehrsmittel und sperrte 
drei zentrale Plätze im Stadtzentrum 
von Istanbul. Die KP machte deutlich, 
dass sie sich von den Repressionen des 
Erdogan-Regimes nicht davon abhalten 
ließ, auch auf dem Taksim mit roten Fah¬ 
nen zu demonstrieren. 

Die KP fordert die Freilassung ihrer 
angeklagten Mitglieder. Sie werde ihre 
Mitglieder „nicht der Gnade des Dikta¬ 
tors“ Erdogan überlassen und erklärte: 
„Jeder unserer Genossen hat politische 
Aufgaben. Wir werden nicht zulassen, 
dass sie durch diese Willkür daran ge¬ 
hindert werden, diesen nachzugehen.“ 

UZ 

Den Protest gegen die Justizwillkür un¬ 
terstützen: Unter www.hukumsuzdur. 
net die Petition für die Freilassung der 
drei KP-Mitglieder unterzeichnen. 


Anzeige 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


Aufklärung verbreiten: Dachdecker verstehen nichts von Politik? 
Die Deutsche Demokratische Republik war eine Diktatur wie das 
faschistische Deutschland? »Danke für die Stichworte.« 


H 

Der frühere Ge¬ 
neralsekretär der 
SED und Vorsit¬ 
zende des Staats¬ 
rates der DDR 
nahm in diesem 
hochbrisanten Text Stellung zu den dra¬ 
matischen Ereignissen 1989-91. 

Im Exil in Moskau geschrieben, zeigt der 
authentische Text, wie genau E.H. die 
Entwicklung analysierte - und er bietet 
die Chance, die Einschätzungen des 
Staatsmannes im Rückblick zu prüfen. 


Reichlich spru¬ 
delnde Geld¬ 
quellen lösten 

eine Hysterie un¬ 
ter Historikern 
aus. Sie bemü¬ 
hen sich, die längst begrabene »»Tota¬ 
litarismustheorie« wieder zu beleben, 
um das verordnete Geschichtsbild der 
»zwei deutschen Diktaturen« zu malen. 
Horst Schneider stellt eine wohlfundier¬ 
te Analyse gegen die Anti-DDR-Propa- 
ganda: »Vom Sinn und Unsinn eines ver- 
ordneten Geschichtsbildes«. 



Erich Honecker 
Zu dramatischen Ereignissen 
ISBN 978-3-939828-98-3 
190 Seiten, Taschenbuch | 7,50 € 


Horst Schneider 
Hysterische Historiker 
ISBN 978-3-939828-15-0 
318 Seiten, Paperback | 12,- € 


Internet-Laden: www.gutes-lesen.de 
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Jugendaktionstag der IG Metall 2014 in Köln (oben und rechts) 


Steht auf, 
wenn ihr eine 
Zukunft haben 


wollt! 


S tudenten- und Schülerproteste in Chile, Aktionen junger Menschen in Spanien, Griechenland usw. 
gegen die Austeritätspolitik der Herrschenden und gegen die hohe Arbeitslosigkeit in der Gene¬ 
ration bis 25 Jahre: „Steht auf, wenn ihr eine Zukunft haben wollt!“ 

Überall in Europa gingen in den vergangenen Jahren junge Menschen auf die Straße, um für ihre Rechte 
zu kämpfen - so auch in Deutschland: bei Bildungsstreiks und der Aktion Übernahme, bei Streiks im 
Öffentlichen Dienst usw., bei Protesten gegen faschistische Aufmärsche, bei Aktionen für das Bleibe¬ 
recht von Flüchtlingen und gegen die menschenverachtende Flüchtlingspolitik der Bundesregierung 
und der EU, bei Antikriegsaktionen wie bei Protesten gegen die Bundeswehr an Schulen und in Ar¬ 
beitsämtern, beim Castor-Schottern und anderen Anti-Atom-Protesten usw. usf. 


Dabei ist vielleicht ein wenig aus dem Blickfeld geraten, dass solche Proteste - beginnend mit Akti¬ 
onen gegen die Remilitarisierung Anfang der 50er Jahre, später in den 60er und 70er Jahren durchaus 
auch in der Bundesrepublik Tradition haben. 

Doch in der Medienöffentlichkeit wird im Hinblick auf die späten 60er und die 70er Jahre dann bei¬ 
spielsweise fast ausschließlich auf die Studentenbewegung Bezug genommen und auf den Widerstand 
gegen den Vietnamkrieg. Doch nicht nur an Hochschulen und Universitäten geriet etwas in Bewegung. 
Das Jahr 1968 steht auch für den Beginn der Eehrlingsbewegung, den Aufschwung der Gewerkschafts¬ 
jugend und die Herausbildung von sozialistischen Zusammenhängen im Bereich der Arbeiterjugend. 
Am 5. Mai 1968 wurde die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend gegründet. UZ 



Oben: Squatters in Berlin, Kreuzberg (1981) 

Unten: 1.Lehrlingsdemonstration in der BRD. Hamburg 1968, Fegeaktion auf der Mönckebergstrasse 



ZUKUNFT?'' 


Oben: Jugendaktionstag der IG Metall 2014 in Köln 

Unten: Demonstration in Westberlin 1968 gegen den Vietnamkrieg 
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Der Schoß ist fruchtbar noch ... 

Interview mit Erika Baum, Berlin 



Erika Baum, 1924 in Wien geboren, 
nimmt auf dem Festival der Jugend in 
Köln an der Gesprächsrunde zum The¬ 
ma „Befreiung - was sonst?“ (Sonntag, 
14 Uhr 30 im CafeK) teil. Sie war bereits 
als Jugendliche nach dem Anschluss Ös¬ 
terreichs an das faschistische Deutsch¬ 
land in die illegale Arbeit der Kommu¬ 
nisten einbezogen. Nach 1945 wirkte 
sie als Schulhelferin und später als Do¬ 
zentin an der Humboldt-Universität in 
Berlin aktiv an der Errichtung der an¬ 
tifaschistisch-demokratischen Ordnung 
in der sowjetischen Besatzungszone am 
Aufbau und der Gestaltung des Sozia¬ 
lismus in der DDR mit. Gegen neue fa¬ 
schistische Gefahren und Krieg kämpft 
sie als Mitglied der DKP. 

UZ: Wie hast du in diesem Jahr den Jah¬ 
restag der Befreiung und des Sieges über 
den Faschismus erlebt? 

Erika Baum: Für mich war das Be¬ 
eindruckendste und Bewegendste die 
Übertragung aus Moskau, und zwar 
des Zuges der Massen mit dem Ge¬ 
danken des unsterblichen Zuges. Sie 
bringen Bilder. Sie nehmen diejenigen, 
die nicht mehr leben, mit in das Heute. 
Diese Möglichkeit hat mich sehr beein¬ 
druckt - den Zusammenhang von Er¬ 
fahrung und Überzeugung in das Heu¬ 
te zu bringen. Natürlich hat das deut¬ 


sche Fernsehen sofort, als es das gezeigt 
hat, es herabwürdigend dargestellt. 

Das zweite Problem, das ich mit 
dem 8. Mai hatte, war die Reduzierung 
auf das Kriegsende, ohne im Geden¬ 
ken den Zusammenhang von Faschis¬ 
mus und Krieg auch nur auf irgendei¬ 
ne Weise zuzulassen. Das war für mich 
deshalb ganz wichtig, weil das der Si¬ 
tuation von 1945 auf das Heftigste wi¬ 
dersprach, denn die Menschen hatten 
den Zusammenhang von Faschismus 
und Krieg erlebt. 

Daher besteht für mich immer wie¬ 
der die Notwendigkeit des Erkennens, 
dass Faschismus und Krieg zusammen¬ 
gehörten, dass sie die gleichen Wurzeln 
hat, dass der Faschismus den Krieg 
braucht und dass es die gleichen Klas¬ 
senkräfte sind, die Faschismus brau¬ 
chen und die Krieg brauchen. 

Dieser Zusammenhang wird ver¬ 
schwiegen, geleugnet. Aus gutem 
Grund, weil wir uns heute vor einem 
ähnlichen oder vergleichbaren Prob¬ 
lem befinden. Der Schoß ist fruchtbar 
noch. Sie sind da, die Monopolbour¬ 
geoisie, die reaktionärsten Kräfte, die 
versuchen, die ständig sich vertiefen¬ 
den Widersprüche in ihrem Interesse 
zu bewältigen. Das bedeutet eine Zu¬ 
nahme an Richtung zu Faschismus. 

Da ich alt bin, erinnere ich an den 
VII. Weltkongress der Kommunisti¬ 
schen Internationale und an die Aus¬ 
arbeitung der Strategie des Kampfes 
gegen Faschismus und Krieg und der 
Strategie des Sieges, des Sieges über Fa¬ 
schismus und Krieg. Wir Kommunisten 
mussten immer kämpfend lernen. Wir 
haben uns heute zu fragen, wie erarbei¬ 
ten wir die Orientierung des Kampfes 
ausgestattet mit der Imperialismusthe¬ 
orie, wie das zum Beispiel auf dem VII. 
Weltkongress geleistet wurde. 

Seit den 90er Jahren führen die 
USA, die NATO einen Krieg nach 
dem anderen. Auf allen Erdteilen zur 


Neuaufteilung der Welt. Und die EU 
unter Deutschlands Federführung ist 
in Übereinstimmung - aber auch in 
Widersprüchen - dabei. Was das heißt, 
zeigt sich in der Ukraine. Im Durchset¬ 
zen der Interessen des Monopolkapi¬ 
tals taktieren, unterstützen, bewaffnen 
sie faschistische Bewegungen, führen 
den Kampf gegen das eigene Volk, füh¬ 
ren den Kampf gegen Völker, Staaten, 
die sich nicht unterwerfen. 

Wenn wir heute der Zielstellung 
„Nie wieder Faschismus! - Nie wieder 
Krieg!“ treu bleiben wollen, muss es 
heißen: „Gegen Krieg, gegen Faschis¬ 
mus! 

UZ: Du bist ja schon eingegangen auf 
1945... 

Erika Baum: Ich finde, dass der Begriff 
Befreiung gar nicht die Größe, das Um¬ 
fassende völlig zum Ausdruck bringt. 

Natürlich ging es um die Vernich¬ 
tung der Bedingungen für Faschismus 
und Krieg. Aber wir wollten und muss¬ 
ten eine neue Welt erbauen - aus den 
Trümmern. Wir haben die Konzerne 
enteignet in einer Volksabstimmung 
gegen Nazi- und Kriegsverbrecher, wir 
haben den Kampf gegen die faschisti¬ 
sche Ideologie geführt, die Schulreform 
umgesetzt, Neulehrer in die Schule ge¬ 
bracht. Wir haben die Junker enteignet, 
die Bodenreform durchgeführt. Und al¬ 
les in Aktionen, an denen wir die Men¬ 
schen beteiligt haben. Geholfen haben 
uns Dichter, Komponisten und Thea¬ 
terstücke. Zum Beispiel schrieb Brecht 
das Aufbaulied und das Friedenslied. 
Dessau und Eisler vertonten Losun¬ 
gen, die wir auf Demonstrationen rie¬ 
fen und wir hatten Bücher, Bücher ... 
Wir diskutierten und dachten mitein¬ 
ander nach. Deshalb freue ich mich auf 
die Diskussionen beim Jugendtreffen! 

Die Fragen stellte Nina Hager 



Kommentar von Manfred Id!er 


Kein Land in Sicht 


Wohin mit den Flüchtlingen im Südpa¬ 
zifik? Zurück aufs Meer. Der malay¬ 
sische Heimatminister Wan Hunaidi 
Tuanku Jafaar gibt sich beinhart: Wir 
senden ihnen das richtige Signal, wir 
schicken sie dahin zurück, wo sie her- 
kommen.“ Thailand verhält sich nicht 
anders. Und auch Indonesien drängt 
die Flüchtlingsboote mit Kriegsschif¬ 
fen aus seinen Hoheitsgewässern. Wo 
sollen sie hin? So können aus diesen 
Nussschalen nur Totenschiffe werden. 
Wenige der Flüchtlinge, die überwie¬ 
gend aus Bangladesch kommen oder 
Angehörige der ethnischen Minderheit 
Rohingya aus Myanmar sind, werden 
von Fischern aufgenommen oder errei¬ 
chen schwimmend das Land. 

Mahnend hebt der Sprecher des 
US-Außenministeriums, Jeff Rathke, 
den Finger: „Wir ermahnen die Re¬ 
gierungen, diese Leute aufzunehmen.“ 
Und auch der gegenüber den ökono¬ 
misch potenten Staaten so stille Hüter 
des Völkerrechts, UN-Generalsekretär 
Ban Ki-moon, drängt auf Erfüllung hu¬ 
manitärer Pflichten. 

Die Belehrung der südostasiati¬ 
schen Staaten erfolgt selektiv. Denn 
Indonesien, Malaysia, Thailand folgen 
nur dem Beispiel des reichsten Staa¬ 


tes der Region, Australiens. Der Hilfs¬ 
sheriff des US-Imperialismus im Süd¬ 
pazifik geht seit langem rigide gegen 
Flüchtlinge vor: Die Boote werden 
weit vor der Küste schon in internati¬ 
onalen Gewässern abgefangen und zur 
Umkehr Richtung Indonesien gezwun¬ 
gen. Erreichen doch einzelne Flücht¬ 
linge den Kontinent, so werden sie in 
Aufnahmelager in den - formal un¬ 
abhängigen - Inselstaaten Nauru und 
Papua-Neuguinea verfrachtet. Die Zu¬ 
stände dort werden als gefängnisartig 
beschrieben, immer wieder gibt es Be¬ 
richte über Misshandlungen. 

Nach Einschätzung der Vereinten 
Nationen setzt sich Australien mit die¬ 
ser Flüchtlingspolitik über die Gen¬ 
fer Flüchtlingskonvention von 1951 
hinweg, die die Unterzeichnerstaaten 
dazu verpflichtet, Flüchtlingen Asyl 
zu gewähren. Doch Kritik an Australi¬ 
en bleibt eher verhalten. Der Subtext 
dieser Politik ist: Je reicher der Staat, 
desto größer sein Recht, die Zugbrü¬ 
cke hochzuziehen. Dasselbe Muster 
wie in Europa, wo Italien, Griechen¬ 
land, Malta und Spanien die Hauptlast 
der Flüchtlingsströme zu tragen haben. 

Was hat das mit Rassismus zu tun? 
Alles. 


Dokumentiert 


Aus der Erklärung 
ehemaliger DDR-Militärs 


Als Militärs, die in der DDR in ver¬ 
antwortungsvollen Funktionen tätig 
waren, wenden wir uns in großer Sor¬ 
ge um die Erhaltung des Friedens und 
den Fortbestand der Zivilisation in 
Europa an die deutsche Öffentlichkeit. 
In den Jahren des Kalten Krieges, in 
denen wir eine lange Periode der Mi¬ 
litarisierung und Konfrontation un¬ 
ter der Schwelle eines offenen Kon¬ 
flikts erlebten, haben wir unser mi¬ 
litärisches Wissen und Können für 
die Erhaltung des Friedens und den 
Schutz unseres sozialistischen Staa¬ 
tes DDR eingesetzt. Die Nationale 
Volksarmee war keinen einzigen Tag 
an kriegerischen Auseinandersetzun¬ 
gen beteiligt, und sie hat bei den Er¬ 
eignissen 1989/90 maßgeblich dafür 
gesorgt, dass keine Waffen zum Ein¬ 
satz kamen. Frieden war immer die 
wichtigste Maxime unseres Handelns. 
Deshalb sind wir entschieden dage¬ 
gen, dass der militärische Faktor er¬ 
neut zum bestimmenden Instrument 
der Politik wird. Es ist eine gesicherte 
Erfahrung, dass die brennenden Fra¬ 
gen unserer Zeit mit militärischen 
Mitteln nicht zu lösen sind. 

Es sei hier daran erinnert, dass die So¬ 
wjetarmee im Zweiten Weltkrieg die 
Hauptlast bei der Niederschlagung 
des Faschismus getragen hat. Allein 
27 Millionen Bürger der Sowjetuni¬ 
on gaben ihr Leben für diesen histo¬ 
rischen Sieg. Ihnen, wie auch den Al¬ 
liierten, gilt am 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung unser Dank. 

Jetzt konstatieren wir, dass der Krieg 
wieder zum ständigen Begleiter der 
Menschheit geworden ist. Die von 
den USA und ihren Verbündeten be¬ 
triebene Neuordnung der Welt hat in 
den letzten Jahren zu Kriegen in Ju¬ 
goslawien und Afghanistan, im Irak, 
Jemen und Sudan, in Libyen und So¬ 
malia geführt. Fast zwei Millionen 
Menschen wurden Opfer dieser Krie¬ 
ge, und Millionen sind auf der Flucht. 
Nun hat das Kriegsgeschehen wie¬ 
derum Europa erreicht. Offensicht¬ 
lich zielt die Strategie der USA da¬ 
rauf ab, Russland als Konkurrenten 
auszuschalten und die Europäische 
Union zu schwächen. In den letzten 
Jahren ist die NATO immer näher an 
die Grenzen Russlands herangerückt. 
Mit dem Versuch, die Ukraine in die 
EU und in die NATO aufzunehmen, 
sollte der Cordon sanitaire von den 
baltischen Staaten bis zum Schwar¬ 
zen Meer geschlossen werden, um 
Russland vom restlichen Europa zu 


isolieren. Nach amerikanischem Kal¬ 
kül wäre dann auch eine deutsch¬ 
russische Verbindung erschwert oder 
verhindert. 

Um die Öffentlichkeit in diesem Sinne 
zu beeinflussen, findet eine beispiellose 
Medienkampagne statt, in der unver¬ 
besserliche Politiker und korrumpierte 
Journalisten die Kriegstrommeln rüh¬ 
ren. In dieser aufgeheizten Atmosphä¬ 
re sollte die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land eine den Frieden fördernde Rolle 
spielen. Das gebieten sowohl ihre geo- 
politische Lage als auch die geschicht¬ 
lichen Erfahrungen Deutschlands und 
die objektiven Interessen seiner Men¬ 
schen. Dem widersprechen die Forde¬ 
rungen des Bundespräsidenten nach 
mehr militärischer Verantwortung und 
die in den Medien geschürte Kriegs¬ 
hysterie und Russenphobie. 

Die forcierte Militarisierung Osteuro¬ 
pas ist kein Spiel mit dem Feuer - es 
ist ein Spiel mit dem Krieg! 

Im Wissen um die zerstörerischen 
Kräfte moderner Kriege und in Wahr¬ 
nehmung unserer Verantwortung als 
Staatsbürger sagen wir in aller Deut¬ 
lichkeit: Hier beginnt bereits ein Ver¬ 
brechen an der Menschheit. 
(...)Deshalb wenden wir uns an die 
deutsche Öffentlichkeit: 

Ein solches Szenario muss verhindert 
werden. 

Wir brauchen keine Kriegsrhetorik, 
sondern Friedenspolemik. 

Wir brauchen keine Auslandseinsätze 
der Bundeswehr und auch keine Ar¬ 
mee der Europäischen Union. 

Wir brauchen nicht mehr Mittel für 
militärische Zwecke, sondern mehr 
Mittel für humanitäre und soziale 
Erfordernisse. 

Wir brauchen keine Kriegshetze ge¬ 
gen Russland, sondern mehr gegen¬ 
seitiges Verständnis und ein friedli¬ 
ches Neben- und Miteinander. 

Wir brauchen keine militärische Ab¬ 
hängigkeit von den USA, sondern die 
Eigenverantwortung für den Frieden. 
Statt einer „Schnellen Eingreiftruppe 
der NATO“ an den Ostgrenzen brau¬ 
chen wir mehr Tourismus, Jugendaus¬ 
tausch und Friedenstreffen mit unse¬ 
ren östlichen Nachbarn. 

Wir brauchen ein friedliches Deutsch¬ 
land in einem friedlichen Europa. 
Mögen sich unsere Kinder, Enkel und 
Urenkel in diesem Sinne an unsere 
Generation erinnern. 

Weil wir sehr gut wissen, was Krieg 
bedeutet, erheben wir unsere Stimme 
gegen den Krieg, für den Frieden. 
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Zur Vereinigung von Gotha 1875 

Widersprüchlichkeiten und immenser Kraftzuwachs-Von Marga Beyer* 


E inigungs- und Vereinigungsbestre¬ 
bungen begleiten die Arbeiterbe¬ 
wegung seit mehr als 120 Jahren. 
Stets wurden sie von Zeitzeugen und 
Zeitgenossen voller Anteilnahme und 
unterstützender Zustimmung wahrge¬ 
nommen. Doch lagen Besorgnis, Freude 
und kritische Anteilnahme an derarti¬ 
gen Vorgängen nahe beieinander wie 
andererseits oberflächliche Betrach¬ 
tungsweisen und Gegnerschaft zu Un¬ 
verständnis, zur Ablehnung bis hin zu 
bösartigsten Verleumdungen führten - 
dies also nicht nur Begleiterscheinun¬ 
gen im 20. Jahrhundert 

In den Jahren 1874/75 vollzogen sich 
erstmalig in der deutschen und inter¬ 
nationalen Arbeiterbewegung Vorgän¬ 
ge, die den über Jahrzehnte dauernden 
Prozess zur Herausbildung einer ein¬ 
heitlichen Arbeiterpartei auf dem Bo¬ 
den des Deutschen Reiches abschlos¬ 
sen. Zweifellos gab es dafür günstige 
Voraussetzungen. Die Arbeiterbewe¬ 
gung hatte im Fermentierungsprozess 
kapitalistischer Verhältnisse eine An¬ 
zahl demokratischer Organisationen 
gebildet, die in den sechziger Jahren 
zur Gründung des Allgemeinen Deut¬ 
schen Arbeitervereins und 1869 zur 
Gründung der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei führten. 

In der Mitte der siebziger Jahre 
führten im ADAV die Lassallesche 
Sektenideologie, die negative Haltung 
zu den Gewerkschaften, die Einbettung 
in die preußisch-deutschen Verhältnis¬ 
se, um nur einiges zu nennen, zu Stagna¬ 
tion- und Zerfallserscheinungen 

Die SDAP, seit ihrer Gründung von 
marxistisch-proletarischen Anschau¬ 
ungen geprägt, drängte im Gegensatz 
zum ADAV in immer stärkerem Maße 
zur Zusammenfassung aller proletari¬ 
schen Kräfte. Der Widerhall unter den 
Arbeitern war dann am stärksten, wenn 
SDAP und ADAV geschlossen auftra¬ 
ten - so während des Deutsch-Franzö¬ 
sischen Krieges und bei Aktionen zur 
Unterstützung der Pariser Kommune. 
Das machten auch die gewerkschaftli¬ 
chen Kämpfe seit 1870 deutlich. Dem 
konjunkturellen Aufschwung der Grün¬ 
derjahre setzten die Arbeiter ihre For¬ 
derungen nach höherem Lohn und 
Verkürzung der Arbeitszeit entgegen. 
Antimilitaristische Aktionen trugen 
zur Verbreitung marxistischer Auffas¬ 
sungen in der Staatsfrage bei. Die Lo¬ 
sung „Diesem System keinen Mann 
und keinen Groschen“ charakterisierte 
1874 eine gemeinsame Protestkampa¬ 
gne gegen eine Militärvorlage und die 
zunehmende Militarisierung des Deut¬ 
schen Reiches. Gemeinsame Aktionen 
trugen also bereits im Vorfeld des Ei¬ 
nigungsprozesses zur Herausbildung 
eines Vertrauensverhältnisses von Mit¬ 
gliedern beider Organisationen bei und 
bildeten eine wichtige Voraussetzung 
auf dem Wege zur Einheit der Arbei¬ 
terbewegung. 

Im ersten Halbjahr 1874 berieten 
ADAV und SDAP auf ihren jeweiligen 
Jahrestagungen über das Verhältnis bei¬ 
der Organisationen zueinander. Auf der 
Generalversammlung des ADAV vom 
26. Mai bis 5. Juni in Hannover und 
auf dem Coburger Kongress der SDAP 
vom 18. bis 21. Juli zogen sie über den 
erreichten Stand ihrer Organisations¬ 
entwicklung Bilanz. 

Die Lassallesche Vereinsführung ge¬ 
riet angesichts zunehmender Einheits¬ 
gedanken immer mehr unter Druck ih¬ 
rer Mitglieder. Diese forderten, auf die 
Angebote der DSAP einzugehen und 
drängten auf eine rasche Überwindung 
der Spaltung der Arbeiterbewegung. 
Auf der Generalversammlung in Han¬ 
nover wurden 13 Anträge aus der Mit¬ 
gliedschaft unterbreitet, die ein Zusam¬ 
mengehen oder die Vereinigung mit der 
SDAP nachdrücklich wünschten. Eine 
Debatte darüber wurde jedoch verhin¬ 
dert. Statt dessen setzten spalterische 
Elemente die nochmalige Bestätigung 
eines Beschlusses vom Vorjahr durch, 
der die Einigungsangebote der SDAP 
rigoros zurückgewiesen hatte. 

Dennoch wurde es im Sommer 1874 
zur Gewissheit, dass die Einigung der 


Arbeiterbewegung unmittelbar bevor¬ 
stand. Auf dem Kongress der SDAP in 
Coburg befassten sich die Delegierten 
intensiv mit den Problemen zur Schaf¬ 
fung einer einheitlichen revolutionären 
Partei. Wilhelm Liebknecht als Refe¬ 
rent erläuterte, dass Vereinigung „Ver¬ 
schmelzung einer Organisation“ bedeu¬ 
te. „Nun wissen wir aber, wie fest die 
Mitglieder des Allgemeinen Deutschen 
Arbeitervereins an ihrer Organisation 
hängen, die sie für unfehlbar halten, 
während wir sehr viele Fehler darin se¬ 
hen, das Autoritätsprinzip, auf dem sie 
beruht, prinzipiell verurteilen und auch 
nicht glauben, dass sie ernstliche Stür¬ 


me bestehen kann. Und nicht bloß die 
Organisation trennt uns von den Mit¬ 
gliedern des Allgemeinen Deutschen 
Arbeitervereins, sondern auch das Pro¬ 
gramm. In der Verschiedenheit der Or¬ 
ganisation drückt sich die Verschieden¬ 
heit der Prinzipien aus.“ Der Parteitag 
unterschied deutlich zwischen den Be¬ 
griffen „Vereinigung“ und „Einigung“ 
Er erklärte in einer Resolution, „der 
Einigung der beiden deutschen Arbei¬ 
terfraktionen zugeneigt zu sein“. Das 
entsprach einer Annäherung beider 
Organisationen, die durch gemeinsame 
Aktionen vorbereitet werden sollte. Er 
verwarf aber eine vorschnelle „Vereini¬ 
gung“ als noch nicht gegeben, da sie die 
Zurückdrängung des Lassalleanismus 
zur Voraussetzung haben musste. Der 
von Liebknecht in Coburg ausgegebene 
Leitsatz „Zunächst ist aber die Losung: 
Einigung, nicht Vereinigung“ 1 orientier¬ 
te darauf, dass eine Vereinigung aller 
organisierten Arbeiter in einer einheit¬ 
lichen Partei nur auf der Grundlage der 
wissenschaftlichen Theorie der Arbei¬ 
terklasse erfolgen könne. 

Nur wenige Monate waren seit der 
ADAV-Generalversammlung in Han¬ 
nover vergangen, und es wurde offen¬ 
kundig, dass der Zerfallsprozess des 
ADAV nicht mehr auf zuhalten war 
Die Führer des ADAV wandten sich in 
mehreren Gesprächen an die Funktio¬ 
näre der SDAP und forderten die so¬ 
fortige Vereinigung beider Organisa¬ 
tionen. Wilhelm Liebknecht hielt sich 
korrekt an die Coburger Beschlüsse 
und berichtete darüber dem eingeker¬ 
kerten August Bebel: „Dass wir nicht 
gleich einen Einigungskongress auf den 
15. November berufen wollten, war ihm 
(Carl Wilhelm To eiche -M.B.) eine bit¬ 
tere Enttäuschung und noch mehr mei¬ 
ne Erklärung, dass wir unmöglich den 
Rückschritt zu dem Lassalleschen Pro¬ 
gramm, auch einem reformierten, ma¬ 
chen konnten.“ 2 Sowohl Liebknecht in 
Leipzig als auch August Geib in Ham¬ 
burg wandten sich gegen eine übereil¬ 
te Vereinigung. Am 2. November 1874 


fand die erste offizielle Beratung zwi¬ 
schen Vertretern der SDAP und des 
ADAV in Berlin statt. Eine zweite 
Konferenz tagte am 15. Dezember 1874. 
Beide Organisationen bekundeten in 
Erklärungen, die veröffentlicht wur¬ 
den, ihren Willen zur Einheit der Ar¬ 
beiterbewegung. Das waren die ersten 
offiziellen Verlautbarungen der ADAV- 
Führer, in denen sie sich zur Einheit der 
Arbeiterbewegung bekannten. 

Der Appell an die Mitglieder blieb 
nicht ungehört. In einer Vielzahl von 
Mitgliederversammlungen, die ge¬ 
meinsam von SDAP und ADAV orga¬ 
nisiert und besucht wurden, bekannten 


sich vom Dezember 1874 bis Mai 1875 
Zehntausende Arbeiter zur Einheit der 
Arbeiterbewegung. Die Mitglieder bei¬ 
der Organisationen fanden den direk¬ 
ten Kontakt zueinander, bauten Vorbe¬ 
halte ab, klärten Meinungsverschieden¬ 
heiten und fanden sich in gemeinsamen 
Aktionen zusammen. Anfang 1875 er¬ 
reichte die systematische und bewuss¬ 
te Zusammenarbeit einen ersten Hö¬ 
hepunkt. 

Ein entscheidender Fehler bestand 
zu diesem Zeitpunkt darin, dass der 
Aufruf an die Mitglieder, der organi¬ 
satorischen Vereinigung zuzustimmen, 
die programmatischen Fragen, auf wel¬ 
chem Boden die Vereinigung vollzogen 
werden sollte, unbeachtet ließ. Es setzte 
eine breite Welle von Zustimmungser¬ 
klärungen zur Einigung ein, ohne dass 
zugleich deren ideologische Grundla¬ 
gen diskutiert wurden. Das nutzten die 
Führer des ADAV aus, um Vorbedin¬ 
gungen zugunsten des Lassalleanismus 
zu stellen. Die Verhandlungsführer des 
ADAV wichen als orthodoxe Lassallea- 
ner von ihren mündlichen Zusagen vom 
Oktober und November 1874 ab. Am 
10. Januar 1875 wandte sich der Verein¬ 
spräsident Hasenclever in einer offizi¬ 
ellen Bekanntmachung an die ADAV- 
Mitglieder: „Die Lassalleaner sind mit 
geringen Ausnahmen für eine Vereini¬ 
gung, sie wollen aber die Anschauun¬ 
gen und Forderungen Lassalles in das 
gemeinsame Programm aufgenommen 
haben und bestehen bei der Organisati¬ 
on einer einheitlichen Partei auf straffer 
Zentralisation.“ 3 

Die Entscheidung fiel auf der Vor¬ 
konferenz in Gotha am 14. und 15. Feb¬ 
ruar 1875, auf der die Beratungen über 
die grundlegenden Dokumente für die 
Vereinigung stattfanden. Die ADAV- 
Unterhändler gaben einem Statut ihre 
Zustimmung, dem die Prinzipien des 
demokratischen Zentralismus zugrun¬ 
de gelegt waren. Sie stellten aber in der 
Programmfrage ultimative Forderun¬ 
gen. Liebknecht berichtete am 21. April 
1875 Friedrich Engels, dass die Lassal¬ 


leaner „unmittelbar vorher Vorstands¬ 
sitzung gehabt“ hätten und „in Bezug 
auf einige spezifische anstößige Punkte 
mit gebundenem Mandat“ gekommen 
wären.“ Jedenfalls stand die Sache so: 
Entweder dieses Programm oder keine 
Einigung.“ 4 

Mitte Februar 1875 einigten sich 
die Unterhändler beider Organisatio¬ 
nen auf einen Programmentwurf, der 
den unwissenschaftlichen und von der 
Praxis widerlegten Lassalleschen Auf¬ 
fassungen das Übergewicht sicherte. 
Die Vertreter der SDAP stimmten ei¬ 
nem Kompromiss zu, der für die weite¬ 
re Entwicklung der Arbeiterbewegung 
schädliche Folgen hatte. Sie ließen die 
Aufnahme überholter, von ihnen be¬ 
reits theoretisch widerlegter Pro¬ 
grammpunkte zu. Erst jetzt, nachdem 
der Kompromissvorschlag mit den Un¬ 
terschriften aller Kommissionsmitglie¬ 
der vorlag, konnten die Mitglieder in 
die Debatte eingreifen. Aber für grund¬ 
legende Änderungen war es zu spät. 

Die Widersprüchlichkeit in die¬ 
sem komplizierten Einigungsprozess 
verdeutlichen Aussagen von führen¬ 
den SDAP-Mitgliedern. Sie, wie auch 
Wilhelm Liebknecht, gingen von ihren 
bisherigen Erkenntnissen nicht ab und 
fassten ihre Kompromissbereitschaft 
nicht als eine Absage an den Marxis¬ 
mus auf. So sprach August Geib in Ber¬ 
lin am 7. Februar 1875 vor 800 Personen 
gegen eine Überbewertung Lassalles in 
der Geschichte der deutschen Arbei¬ 
terbewegung. Die Arbeiterbewegung 
in Deutschland gehe nicht auf Lassalle 
und den ADAV, sondern auf Marx und 
Engels und den Bund der Kommunis¬ 
ten zurück. „... Anfang der vierziger 
Jahre wurde vorzüglich von Marx und 
Engels viel für den wissenschaftlichen 
Ausbau des Sozialismus getan und da¬ 
durch der Boden gegeben, auf dem sich 
die Sektenbewegung zur Klassenbewe¬ 
gung entwickeln konnte.“ 5 

Auf dem Gothaer Parteikongress 
Ende Mai 1875 berieten 56 Delegierte 
der SDAP und 73 des ADAV. Sie ver¬ 
traten mehr als 25 000 politisch organi¬ 
sierte Arbeiter. Sie kamen mit dem Ziel 
zusammen, die Einheit der Arbeiterbe¬ 
wegung zu proklamieren Nur mit einer 
Gegenstimme nahm der Kongress einen 
von August Geib und anderen vorgeleg¬ 
ten Antrag an: „Der Kongress erklärt, 
mit der Vereinigung der zum Kongress 
eingeladenen sozialdemokratischen 
Fraktionen prinzipiell einverstanden 
zu sein, und schreitet daher unverzüg¬ 
lich zur Beratung des Programm- und 
Organisations-Entwurfes.“ 6 

Dreiundvierzig Redner beteiligten 
sich an den Programmdebatten. Wil¬ 
helm Liebknecht bemühte sich in sei¬ 
nem Referat, einige notwendige Pro¬ 
grammvorschläge von Karl Marx zur 
Änderung des Entwurfs einzubringen. 
Doch alle Einwände, auch die ande¬ 
rer Delegierter, wurden zu spät vorge¬ 
bracht, sie konnten den Grundgehalt 
des Gothaer Kompromissprogramms 
nicht mehr verändern. Nur in einem 
wichtigen Punkt erhielt Liebknecht die 
Zustimmung des Kongresses. Die Än¬ 
derung betraf die internationale Stel¬ 
lung der deutschen Sozialdemokratie. 
Der von Marx kritisierte enge nationa¬ 
listische Standpunkt, der seine Wurzeln 
in den opportunistischen Auffassungen 
des Lassalleanismus hatte, konnte über¬ 
wunden werden. 

Wie sich noch während und vor al¬ 
lem nach dem Kongress herausstellte, 
legten sowohl viele Delegierte als auch 
Mitglieder und ausländische Sozialis¬ 
ten das so hart umstrittene Kompro¬ 
missprogramm im vorwärtsweisenden 
Sinne aus. Friedrich Engels schätzte in 
einem Brief vom Oktober 1875 an Wil¬ 
helm Bracke ein: „Glücklicherweise 
ist es dem Programm besser gegangen, 
als es verdient. Arbeiter wie Bourgeois 
und Kleinbürger lasen das hinein, was 
eigentlich drin stehen sollte, aber nicht 
drin steht Das hat es uns möglich ge¬ 
macht, zu diesem Programm zu schwei¬ 
gen.“ 7 

Es gab in diesem Programm trotz 
seiner großen theoretischen Schwächen 


Forderungen, in denen viele Arbeiter 
ihre sozialistischen Vorstellungen ver¬ 
körpert sahen. So enthielt es den Nach¬ 
weis, dass die ökonomische und politi¬ 
sche Abhängigkeit der Arbeiterklasse 
von der Kapitalistenklasse ihre Ursa¬ 
che im Privateigentum an den Produk¬ 
tionsmitteln habe. Erstmalig fand in ei¬ 
nem Programm der deutschen Sozial¬ 
demokratie (sieht man vom Bund der 
Kommunisten ab) die Forderung nach 
Umwandlung der kapitalistischen Pro¬ 
duktionsmittel in gesellschaftliches Ei¬ 
gentum Aufnahme. Die vereinigte Par¬ 
tei formulierte in ihrem Programm, 
dass die Befreiung von kapitalistischer 
Ausbeutung und Unterdrückung nur 
das Werk der Arbeiter sein kann. Nicht 
zuletzt proklamierte es als das Ziel der 
Arbeiterbewegung „die Aufhebung der 
Ausbeutung in jeder Gestalt, die Be¬ 
seitigung aller sozialen und politischen 
Ungleichheit“ 8 . 

Des Weiteren entsprachen eine 
Reihe Arbeiterschutzforderungen 
dem dringenden Anliegen der Arbei¬ 
ter: gesetzlich geregelter Arbeitstag, 
Verbot der Sonntagsarbeit und andere. 
Zur Verbesserung der politischen Lage 
der Arbeiterklasse waren in dem Pro¬ 
gramm solche Forderungen enthalten 
wie die nach unbeschränktem Koaliti¬ 
onsrecht, Ausdehnung der politischen 
Rechte und Freiheiten. Das klare Be¬ 
kenntnis zum proletarischen Internatio¬ 
nalismus war eine Garantie für die Fort¬ 
setzung einer revolutionären Politik. 

Der Gothaer Kongress zog mit der 
Annahme marxistischer Organisations¬ 
prinzipien den Schlussstrich unter das 
Sektenwesen des ADAV. Ein spezieller 
Beschluss zu den Gewerkschaften be¬ 
deutete ebenfalls ein Bekenntnis zum 
marxistischen Standpunkt. Der Gotha¬ 
er Parteikongress schuf die Grundlage 
für das gemeinsame Handeln aller be¬ 
wusst organisierten Arbeiter. Er machte 
damit den Weg frei für die Gewinnung 
breitester Arbeiterschichten und für de¬ 
ren Einbeziehung in die sozialen und 
politischen Kämpfe jener Jahre. Mit der 
Vereinigung wurde die organisatorische 
Arbeitereinheit geschaffen, es blieb 
noch viel zu tun, um die wissenschaftli¬ 
che Lehre vom Sozialismus in der Sozi¬ 
alistischen Arbeiterpartei Deutschlands 
durchzusetzen - und dies musste gegen 
opportunistische Grundthesen im be¬ 
schlossenen Parteiprogramm erfolgen. 

Die organisatorische Spaltung in 
der Arbeiterbewegung war überwun¬ 
den, ein neuer Kampfboden bildete 
sich heraus. Neue Möglichkeiten für die 
Verbreitung des Marxismus führten in 
den folgenden Jahren zu einem enor¬ 
men Aufschwung in der Arbeiterbewe¬ 
gung. Zurückblickend schrieb Friedrich 
Engels später, dass die sozialistischen 
Kräfte seit ihrer Verschmelzung „nicht 
nur einen immensen Kraftzuwachs, son¬ 
dern, was mehr war, die Fähigkeit zum 
Einsatz dieser ganzen Kraft gegen den 
gemeinsamen Feind erhielten. Die So¬ 
zialistische Partei in Deutschland war 
im Begriff, rasch zu einer Macht zu wer¬ 
den.“ 9 

1 Protokoll über den sechsten Congress der 
Sozial-demokratischen Arbeiterpartei, abge¬ 
halten zu Coburg am 18., 19., 20. und 21. Juli 

1874, Leipzig 1874, S. 90,91,92. 

2 August Bebel: Aus meinem Leben, Berlin 
1983,5.408. 

3 Neuer SoziaI-Demokrat, Nr. 6,13. Januar 1875. 

4 Institut Marxismus-Leninismus (IML), Zen¬ 
trales Parteiarchiv (ZPA), Moskau, F.i,op. 5, Nr 
3504 - 

5 Der Volksstaat, 24. Februar 1875 

6 Protokoll des Vereinigungs-Congresses der 
Sozialdemokraten Deutschlands. Abgehal- 
len zu Gotha vom 22. bis 27. Mai 1875, Leipzig 

1875, S 32 

7 Marx/Engels: Werke, Bd.34, S.156 

8 Protokoll Gotha 1875, a.a.O., S. 54/55. 

9 Marx/Engels: Werke, Bd.22. S. 287 

(Dr. Marga Beyer ist Historikerin und 
lebt in Berlin, der Beitrag beruht auf ei¬ 
nem Vortrag, der zum 120. Jahrestag des 
Gothaer Parteitages im Oktober 1995 
in der „ Geschichtskorrespondenz “ er¬ 
schien) 
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Bilder von sozialer Unordnung 

Erasmus Schöfer zur Eröffnung der Ausstellung „Small Business“ von Horst Hahn 


Es geht nicht um Big Business, es geht um Small Business: Klein- und Kleinst- 
gewerbe, Produktion, Gewerbe und Handel am Straßenrand. Am 6. Mai 2015 in 
der Galerie Arbeiterfotografie im 25. Jahr ihres Bestehens die Ausstellung „Small 
Business“ mit Fotografien des Kölner ausgebildeten Heizungsbauers, ehemaligen 
Industriemonteurs, studierten Restaurators und Fotodokumentaristen Horst Hahn 
eröffnet. Die Ausstellung unternimmt einen bei Reisen in 59 Fänder entstandenen 
Streifzug durch Straßen der Welt. Erasmus Schöfer, Mitgründer und langjähriger 
Vorsitzender des „ Werkkreis Fiteratur der Arbeitswelt“ hielt die Eröffnungsrede. 


Stichwort Arbeitswelt: Als Schrift¬ 
steller bin ich kein Fachmann für Fo¬ 
tografie, darüber kann ich nicht re¬ 
den, aber über Arbeitswelt kann ich 
schon reden. Das verbindet mich 
mit den Fotografen der Arbeitswelt. 
Wir haben in den frühen 70er Jahren 
ausgehend von Köln und Dortmund 
den Werkkreis Literatur der Arbeits¬ 
welt gegründet. Unsere Absicht war, 
möglichst viele arbeitende Menschen 
dazu zu bringen, sich auszudrücken, 
sich schriftlich auszudrücken, damit 
sie diese Informationen über die Ar¬ 
beitswelt, die bis dahin fast verschlos¬ 
sen waren, nach außen dringen las¬ 
sen. Wir haben immer gesagt: „Sie 
verlassen den demokratischen Sek¬ 
tor der Bundesrepublik bei den Be¬ 
triebstoren“, weil da keiner reinkam. 
Die Idee war, die, die da drin waren, 
weil sie dort arbeiteten, sollten auch 
die Möglichkeit haben, sich so auszu¬ 
drücken, zu schreiben - wenn sie das 
denn wollten - dass sie Öffentlichkeit 
in die Betriebe brachten. Dazu haben 
wir, die Autoren, die das Handwerk 
des Schreibens gelernt hatten - das 
waren Lehrer, das waren Journalis¬ 
ten, das waren Schriftsteller - Werk¬ 
stätten gegründet, in denen wir zu¬ 
sammengearbeitet haben mit denen, 
die aus den Betrieben kamen und die 
oft schon auch in Schubladen etwas 
Geschriebenes zu liegen hatten, was 
aber bei der Gruppe 61 in Dortmund 
keine Aufmerksamkeit fand, weil es 
eher ungehobelt war und nicht so be¬ 
arbeitet, dass man es anderen zeigen 
konnte. Dadurch habe ich diese Bezie¬ 
hung zur Arbeitswelt und die hat mich 
schon von Anfang an mit den Fotogra¬ 
fen der Arbeitswelt verbunden. Und 
ich wusste natürlich auch, dass es in 
der Weimarer Republik eine sehr star¬ 
ke Arbeiterfotografie gegeben hat, so 
wie es auch Arbeiterkorrespondenten 
gegeben hat, und dass berühmte Foto¬ 
grafen hervorgegangen sind aus dieser 
Zeit, die dann aber nach 1945 weitge¬ 
hend verschwunden waren. 


Eine ausgestorbene 
Arbeitswelt 

Der Werkkreis hat sich interessiert für 
kämpferische Fotografie der Arbeiterfo¬ 
tografen. Das war keine kontemplative 
Fotografie, die uns interessiert hat, son¬ 
dern eine kämpferische, wie sie es in der 
Weimarer Republik auch gewesen ist. 
Da ging es um die Anklage der kapita¬ 
listischen Produktionsverhältnisse. Horst 
Hahn ist - so scheint mir - kein kämpferi¬ 
scher Fotograf, aber einer der Arbeitswelt 
schon - einer besonderen, bei uns fast un¬ 
bekannten, weil ausgestorbenen Arbeits¬ 
welt. Dort wo er hingefahren ist, ist sie 
allgegenwärtig, denn die industrielle Ar¬ 
beitswelt ist dorthin allenfalls importiert 
in Gestalt von Mopeds und Mobiletele¬ 
fonen, wie es auf den Bildern zu sehen ist. 


Wer bin ich, was will ich, was kann 
ich? Bewegen. Was weiß ich, was seh 
ich, was will ich? Erkennen. Gestal¬ 
ten. Verändern. Philosophen haben 
die Welt interpretiert, Maler, Künstler, 
Kreative haben sie porträtiert, variiert, 
neu entworfen ... Ja, warum eigentlich 
nicht analytisch oder spielerisch, doku¬ 
mentarisch, künstlerisch, phantastisch, 
produktiv und kritisch das Medium Fo¬ 
tografie zur Selbstreflexion einsetzen? 
Der Bundesverband Arbeiterfotografie 
ruft auf mitzumachen. Einzelfotos, Se¬ 
rien, Montagen, Collagen oder Plakate 
und Videos können eingereicht werden 
in Farbe oder S/W. Im Herbst werden 
die eingesandten Arbeiten im Rahmen 
von 25 Jahre Galerie Arbeiterfotografie 
in eine Ausstellung einfließen. 

„Wir brauchen Alltagsreportagen 
aus der Sicht des Alltäglich- und All¬ 
nächtlichen, Lichtbilderbücher und 
Zelluloidstreifen mit Lichtblicken und 
Perspektiven, die immer erst entstehen 
können und keine neuen Trugbilder 
sind, wenn Ihr Youngsters Eure Lage 
wirklich erkennt und nicht nur unter 
ihr begraben bleibt, verschüttet werdet 


So altmodisch wie uns diese Arbeitswelt 
erscheint, so altmodisch hat Horst Hahn 
sie aufgesucht, nämlich mit dem Fahrrad! 
Er ist ein Abenteurer, ein Kara Ben Nem- 
si und optischer Naturforscher - nicht der 
Landschaften, sondern der Menschen in 
ihren alltäglichen Lebenswirklichkeiten. 
Er hat auch Anderes fotografiert (wie 
zahlreiche Kataloge zeigen), aber auf das, 
was wir hier sehen, trifft das zu. 

Fotos ohne Brimborium 

Anders als Touristen, die von einer ange¬ 
priesenen Attraktion zu nächsten eilen, 
im Pulk der Omnibusladungen, um sich 
dort vor irgendwelchen Tempeln oder 
Naturwundern knipsen zu lassen, ist 
Horst Hahn ein Alleingänger. Er ist zu 
Fuß durch die Wohnstätten der Armen 
gegangen, hat ihnen bei ihren Tätigkei¬ 
ten oder Untätigkeiten im Vorbeigehn 
zugeschaut, mit ihnen geredet und sie 
ohne technisches Brimborium auf sei¬ 
nen Film geholt. Ja, Film, das kennt man 
hier gar nicht mehr. Mit analog arbeiten¬ 
der Kamera, analog auch dem benzin¬ 
freien Bewegungsmittel Fahrrad. In der 
nordafrikanischen Sahelzone, in Äthi- 


... Zeigt Eure Wünsche, Sehnsüchte, 
Probleme beim Leben, Arbeiten, Spie¬ 
len, Tanzen ...“ wünscht sich der Dich¬ 
ter und Sänger Hartmut Barth-Engel¬ 
bart zum Thema Jugend und Zukunft. 


opien, in Nepal, in Usbekistan, auch in 
Italien, auch in Australien und wer weiß 
wo überall noch, ist er als der Kara Ben 
Nemsi dieser südlichen Länder herum¬ 
gereist. Eine mehrfach gezeigte Foto¬ 
ausstellung hieß Carrara, und auch dies 
dürfte eine Safari durch die Arbeitswelt 
der Marmorbauern gewesen sein. Er hat 
vorfindliche Situationen ungeschminkt, 
brutal direkt in seine Bilder gebannt. 

Keine Ruhe gebend 

Ich habe mich gefragt, ob Hahns Arbei¬ 
ten so etwas wie engagierte Fotografie 
sind, also kritisch sprechende Bilder - 
im Unterschied zu kontemplativen, exo¬ 
tische Weltausschnitte betrachtenden, 
ausstellenden Impressionen? Und die 
nötige Antwort ist eindeutig: Fast alle 
seine Bilder geben keine Ruhe. Sie be¬ 
leuchten kritisch die Zustände, in denen 
die Einheimischen sich in den nachkolo¬ 
nialen, neoliberal ausgebeuteten Dritt- 
weltländern zu behaupten suchen, nicht 
armselig (in der ursprünglichen Bedeu¬ 
tung des Wortes, dass man selig in seiner 
Armut sei), sondern fantasievoll oder 
auch stoisch-ausweglos. Selten kann 


„Zu den Jugendlichen sage ich: Fo¬ 
tografiert bitte weiter so, wie Ihr das 
immer macht, aber vergesst nicht den 
Alltag zu Hause, in der Schule, an der 
Uni, beim Sport, bei der Arbeit, bei 
Festen, Veran¬ 
staltungen und 
beim Ausge¬ 
hen. Auch simp¬ 
le Geschehnisse 
und ganz nor¬ 
male Straßen¬ 
szenen können 
später von nicht 
einzuschätzen¬ 
der Aussagekraft 
sein. Nicht nur 
Ihr selbst, son¬ 
dern auch Eure 
Umgebung soll 
Teil Eurer Bil¬ 
der sein“, regt 
die Niederlän¬ 
derin Riet Kla- 
renbeck an. Und: 
„Lösch nie alle 
Bilder, heb eini¬ 
ge auf, druck sie 


man die Verhältnisse, in denen Hahn 
diese Menschen vorfindet, als geordnet 
verstehen - fast immer vermittelt sich 
der Eindruck von sozialer Unordnung, 
in denen sie sich allenfalls trotzig zu be¬ 
haupten, zu überleben versuchen. Also 
berichten sie dem entdeckungswilligen 
Auge Geschichten vom Leben in Ver¬ 
hältnissen, in denen keiner von uns le¬ 
ben wollte, und provozieren damit Un¬ 
zufriedenheit und Zorn - wenn denn 
klar ist, dass dort keine selbstverschul¬ 
dete Armut herrscht, sondern die Fol¬ 
gen der unsere Länder begünstigenden 
neokolonialen Verhältnisse zu besichti¬ 
gen sind. Bitteschön, schauen Sie sich 
das mal an, ob es stimmt. 

Ausstellung und Begleitprogramm 

25 Jahre Galerie Arbeiterfotografie 

Small business 

Horst Hahn, Fotografien 

6.-28. Mai 2015 

Mi/Do 19-21 Uhr 

Sa 11-14 Uhr und nach Vereinbarung 
Es ist eine Edition erschienen 
Galerie Arbeiterfotografie 
Merheimer Straße 107,50733 Köln 


aus. Denn was heute ,stinknormal’ ist, 
betrachtet man in 10, 15 oder gar 50 
Jahren mit völlig anderen Augen. Dann 
wird es heißen: Das ist typisch Anfang 
des 21. Jahrhunderts. - Ein Zeitbild ist 
geschaffen!“ 

„Von 1914 bis 1918 tobte in Euro¬ 
pa und darüber hinaus der Erste Welt¬ 
krieg mit dem Ergebnis zahlloser toter 
und verkrüppelter Soldaten und Zivi¬ 
listen sowie unvorstellbarem Leid und 
Zerstörung von Häusern und Kultur¬ 
gütern. Vor allem für unzählige, beson¬ 
ders junge Menschen endeten in den 
sinnlosen, industriell geführten ,Ab- 
nutzungsschlachten’ die positiven Le¬ 
bensaussichten“, erinnert der Kölner 
Arbeiterfotograf Christian Fiege an 
eine fast vergessene Zeit. Aber wo ste¬ 
hen wir heute? Wie bewahren wir die 
Welt vorm Wahnsinn? Antwort: Krea¬ 
tiv! af 

Einsendungen bis 30. September 2015 
an Galerie Arbeiterfotografie 
Merheimer Straße 107,50733 Köln 
Näheres: arbeiterfotografie.com/ju- 
gend 



Arbeiterfotografie ruft auf zum Jahresthema Jugend: Meine Zeit - Meine Welt 


„Als es November ’i8 war, da wusst’ ich, wer ich bin“ 

Ernst Busch im Spiegel von Westberliner Studentenfilmen der 70er Jahre 


Zum Dokumentarfilmforum über Ernst 
Busch kam Karl Siebig (Jahrgang 1947) 
mit seinen biografischen Erstlingen von 
1976/77 bzw. 1978 ins Babylon-Studio¬ 
kino Berlin. Für die Gemeinschafts Ver¬ 
anstaltung mit der Ernst Busch Gesell¬ 
schaft am 12. Mai stellte seine frühere 
Ausbildungsstätte in der Potsdamer Stra¬ 
ße, die Film- und Fernseh-Akademie 
Berlin (DFFB), Umschnitte zur Verfü¬ 
gung: „Ich bin kein Herr. Ernst Busch in 
Kiel 1900-1924“ (16-mm-Erstsemester- 
Produktion) und „Vergesst es nie, wie es 
begann. Ernst Busch 1927-1948“. Letz¬ 
terer ist eine Koproduktion der DFFB 
mit dem ZDF, angeboten von Kulturchef 
Walter Schmieding. Nach der Ausstrah¬ 
lung im Juli 1979 erntete sie ein verbis¬ 
senes Leitmedienecho. 

Dass er den 76-jährigen Ernst Busch 
mit viel Geduld vor die Kamera und zum 
Erzählen bringen konnte, wundert Karl 
Siebig noch heute. Im DFFB-Umfeld des 
Nachdenkens über gesellschaftliche Al¬ 
ternativen hatte er im ersten Praxispro¬ 
jekt ursprünglich untersuchen wollen, 
welche Lieder dafür taugten. Von den 20- 
bis 25-jährigen Mitgliedern des Busch- 
Chors in seiner Heimatstadt Kiel wollte 
er wissen, wie sie dazu kämen, die „al¬ 
ten“ Pläne-Platten-Lieder zu singen. Er 
wechselte umgehend Sujet und ersten 
Drehort, als er erfuhr, der alte Busch lebt 
noch und freut sich, dass sich der Chor 
nach Pankow aufmachte, um sich seiner 


Patronage zu versichern. Höflich vor¬ 
tastend ging Siebig ebenfalls zu „Herrn 
Busch“. Vor der Kooperation stand aber 
der Affront, im späteren Filmtitel gespie¬ 
gelt: Es heißt nur „Busch“ und „Sie“, er 
selber sei höchstens Herr seiner Sinne. 

Siebigs immer noch akute Vorliebe 
für proletarische Kultur im Werftmili¬ 
eu - so Busch-Gesellschafterin Carola 
Schramm - prägt schon 1976 den 45-Mi- 
nuten-Erstling mit der frisch erprobten 
Vertonung des vielstrophigen Brecht- 
“Lieds vom Klassenkampf“ durch Busch 
und seinen Pianisten Rolf Lukowsky. Es 
dient als fortgesetzter Leitfaden in einer 
größeren biografischen Erzählung über 
die norddeutschen Jugendjahre. Da geht 
es aus Büschs Pankower Probestudio hin¬ 
aus auf die Kieler Howaldt-Werft. An ei¬ 
nigen Produktionsstätten dort ordnet der 
gestandene Metaller und KPD-/DKP- 
Funktionär Otto Pressler authentisch 
die Entwicklung des Maschinenbaulehr¬ 
lings Emst auf der Germania-Werft von 
Krupp (inzwischen abgerissen) in die 
von Busch schon distriktsverantwortlich 
geleitete SAJ-Schulungsarbeit ein. 

Pressler wertet auch die Umbruchs¬ 
folgen durch die Matrosen-Meuterei von 
1918 und durch das niederkartätschen¬ 
de Militär, während Busch dazu in Ber¬ 
lin die Tage des 3. und 4. November als 
unmittelbarer Zeitzeuge der proletari¬ 
schen Massenmobilisierungen, der ersten 
Matrosen- und Arbeiterräte überhaupt 


vorüberziehen lässt: „Kinner was is los, 
Mensch, die Revolution ist da!“Trotz der 
Kieler Erstickungsversuche durch Nos- 
ke sollte die Novemberrevolution vom 
zentralen Hafen der Kriegsmarine aus 
auf ganz Deutschland übergreifen. Mit¬ 
te der 70er Jahre wurde sie im Westen 
von Teilen der Linken wiederentdeckt, 
die mit den Gewerkschaften in Verbin¬ 
dung standen und aus der Arbeiterbewe¬ 
gung kamen. 

Auch dem Sohn des Bauarbeiters 
Siebig, einigen seiner Kommilitonen und 
Dozenten war Klassenbewusstsein nicht 
fremd. Als sie an der DFFB gemeinsam 
mit Busch den fertigen Film abnahmen, 
berührte die ausdrückliche politische 
Verortung des Unkorrumpierbaren in 
der DDR. „Da also das Brot der Ge¬ 
rechtigkeit so wichtig ist“, rezitiert er den 
Brecht von 1953 am Schluss des Films 
und fragt scharf - mit diesem: „Wer, 
Freunde, soll es backen?“ 

Wie man sich nach angekündigter 
Lockerung der Brandtschen Berufsver¬ 
botspraxis den Kommunisten, Lehrern, 
Briefträgern einerseits und den „unpo¬ 
litischen“ Arbeitern andererseits wie¬ 
der zuwenden soll ist das besondere 
Anliegen in Karl Siebigs zweitem bio¬ 
grafischen Film (unterstützt von Johann 
Feindt/Kamera, Klaus Volkenborn/Ton 
und Schnitt-Dozentin Heide Breidel): 
Der künstlerische Aufstieg des Ernst 
Busch zum Sänger und Schauspieler des 


kämpfenden Proletariats der 30er Jah¬ 
re. Busch bestärkt in live aus Straßburg, 
Moskau und Hilversum übertragenen 
antifaschistischen Massenveranstaltun¬ 
gen - teils mit Eisler, teils mit Schneer- 
son - den Willen zum Arbeiterwider¬ 
stand, ebenso mit den in Spanien produ¬ 
zierten Liederbüchern und Plattenalben 
für die Interbrigadisten. 

In „Vergesst es nie, wie es begann. 
Ernst Busch 1927-1948“ sind noch künst¬ 
lerische Wegbegleiter wie die Kabarettau¬ 
toren Werner Fink und Walter Mehring, 
Theater-Regisseure wie Theodor Lindt- 
berg und Karl Heinz Martin oder Büschs 
Begleiter „Grischa“ - der Komponist 
Grigori Schneerson - vor der Kame¬ 
ra. Der Filmtitel erinnert mit der zitier¬ 
ten Schlusspointe aus Walter Mehrings/ 
Hanns Eislers Kantate „Von Krieg, Frie¬ 
den und Inflation“ an ein damals im Wes¬ 
ten verschüttetes Stück Kulturgeschichte: 

So begann es: Im Jahre des Herrn 1914 
schien des Wohlstands kein Ende - und 
Mehrwert lohnte die Herren in solchem 
Überfluss, dass sie sprachen: 

Unsere Kräfte erlahmen, 
und es sprach das Militär: 

Man achtet unsrer nicht mehr - 
Und es sprach die Geistlichkeit: Amen! 

... Soweit der Hunger reichte und so 
hoch der Dollar stand 
Bedeckte Öde und Inflation das Land ... 
Nun, da ihr wisst, wie alles enden kann, 
Vergesst, vergesst es nie, wie es begann. 


In einer fertigen Aufnahme über den 
ökonomischen und machtpolitischen Zu¬ 
sammenhang rezitiert und singt Busch. 
Und Walter Mehring erinnert sich an den 
beispielhaften Mut des Schauspielers an¬ 
gesichts des ersten Sturms der Nazis auf 
ein Theater - Erwin Piscators „Neue 
Scala“ am Berliner Nollendorfplatz, 
6. Februar 1929. Vor handfester Skan¬ 
dal-Randale gegen Mehrings Inflations¬ 
drama „Der Kaufmann von Berlin“ und 
die „Verhohnepiepelung des deutschen 
Soldaten“, spielte Busch, auf der Büh¬ 
ne ganz allein geblieben, zu Ende. Das 
„Seifenlied“ war damals noch in aller 
Munde, Büschs Aufruhr als Franz Rasch 
in Friedrich Wolfs „Matrosen von Catta¬ 
ro“ an der Volksbühne stand bevor, und 
bald sangen Zehntausende gemeinsam 
„Solidaritätslied“ und „Roter Wedding“, 
suchten Kraft im Einheitsfront-Lied ... 

Geschwächt nach Flucht und Inter¬ 
nierungen in den verseuchten südfranzö¬ 
sischen Camps Saint Cyprien und Gurs, 
an Körper und Seele lädiert nach Gesta¬ 
po- und Gefängnishaft im bombardier¬ 
ten Brandenburg-Görden, singt Busch, 
wenn auch mit neuer Anstrengung: „Fort 
mit den Trümmern und was Neues hin¬ 
gebaut ...“Er ist 1946 der Sozialistischen 
Einheitspartei beigetreten und hofft im 
neu gegründeten Verlag Lied der Zeit 
die tönende Geschichte der Arbeiterbe¬ 
wegung herauszubringen. Da endet Teil 
2 . Hilmar Franz 
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Diskussionstribüne 


unsere zeit m 


Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Zum Leitantrag für den 21. Parteitag 

DKP-Wohngebietsgruppe Frankfurt-Nordost 


„Nur im Kampf wird sie (die Arbei¬ 
terklasse) lernen, die gesellschaftli¬ 
chen Zusammenhänge zu erkennen, 
die ihre Lage bestimmen.“ So steht es 
im Entwurf des Leitantrags. Vollkom¬ 
men richtig. Aber wie das zu machen 
ist, in welche Kämpfe die Arbeiter¬ 
klasse zu führen ist, darüber gibt der 
Leitantrag, so finden wir, ungenügend 
Auskunft. Die Orientierung auf die 
hier und jetzt entscheidenden Kämpfe 
bleibt vage. Es gebe für die DKP „kei¬ 
ne nebensächlichen Fragen“, heißt es. 
„Der sprichwörtliche ,Kampf um das 
Teewasser 4 ... bleibt ein unverzichtba¬ 
res Markenzeichen kommunistischer 
Politik.“ Diese Formulierung vernied¬ 
licht das Problem - obwohl das Zitat 
von Lenin stammt. Es geht vielmehr 
um die materiell-ökonomisch grundle¬ 
gende Frage, wie der Weg aus der im¬ 
mer tiefer werdenden kapitalistischen 
Krise gefunden werden kann. Im Leit¬ 
antragsentwurf ist die Rede vom di¬ 
alektischen Verhältnis des Kampfes 


um Reformen und für die Revolution. 
Das ist richtig. Es ist aber nötig, diese 
Dialektik mit Angaben zu füllen, die 
den Charakter von Zwischenzielen 
oder wenigstens von ersten Schritten 
zum Erreichen solcher Zwischenziele 
haben. Es muss zumindest angedeu¬ 
tet werden, um welche Reformen wir 
kämpfen, die uns dann schließlich - 
vielleicht über Umwege - an die Re¬ 
volution heranführen. 

Diese, wie wir finden, entscheiden¬ 
de Schwäche des Leitantrag-Entwurfes 
hat damit zu tun, dass der analytische 
erste Teil des Entwurfes viel zu un¬ 
scharf formuliert ist. Im Abschnitt zu 
den Kriegen ist irritierend, dass laut 
Entwurf sowohl Kriegsgefahr als auch 
Kriege zugenommen haben. Ist mit 
Kriegsgefahr die Gefahr eines 3. Welt¬ 
krieges oder die eines europäischen 
Krieges gemeint? Sehr fragwürdig er¬ 
scheint der Satz: „Das weltpolitische 
Krisenszenario wird seit dem Beginn 
des 21. Jahrhunderts durch den Ge¬ 


gensatz zwischen den Verfechtern ei¬ 
ner imperialistischen,unipolaren 4 Welt 
und den Vertretern einer ,multipola¬ 
ren 4 Welt geprägt.“ Mit den Verfechtern 
der imperialistischen unipolaren Welt 4 
sind vermutlich der US-Imperialismus 
und dessen Gefolgschaft (die anderen 
alten imperialistischen Staaten) ge¬ 
meint. So sollten wir es auch ausdrü- 
cken und davon sprechen, dass der US- 
Imperialismus um seine Vorherrschaft 
kämpft. Im Anschluss daran kann auch 
der deutsche Imperialismus (und sei¬ 
ne EU) besser herausgearbeitet wer¬ 
den, der ein Subimperium unter der 
Oberherrschaft des US-Imperialismus 
errichtet. 

Im Abschnitt,Unser antiimperialisti¬ 
scher Kampf 4 sollte kurz benannt wer¬ 
den, worum es uns geht, nämlich: 

★ Kriege, die der Imperialismus führt, 
zu beenden, und die er führen will, zu 
verhindern. 

★ Wir tun dies in einem breiten na¬ 
tionalen und internationalen, klas¬ 


senübergreifenden Bündnis, der Frie¬ 
densbewegung. 

★ Wir betonen im Rahmen dieses 
Bündnisses den notwendig antiimpe¬ 
rialistischen Charakter des Friedens¬ 
kampfes, indem wir immer wieder die 
Aggressivität des herrschenden US- 
Imperialismus und die seiner Verbün¬ 
deten heraussteilen. 

★ In diesem Zusammenhang kämp¬ 
fen wir für die Auflösung der Nato und 
den Austritt der BRD aus der Nato. 

Zum Ökonomieteil: Hier haben wir 
es mit einer treffenden Überschrift 
„Die Ausbeutung wächst 44 zu tun. 
Leider wird diese treffende Feststel¬ 
lung nicht ausgeführt. Wachsende 
Ausbeutung heißt wachsende Mehr¬ 
wertrate. Beides ist nicht nur kom¬ 
munistische Phrase sondern Tatsa¬ 
che. Seit den 1970er Jahren ist die 
Ausbeutungs- oder Mehrwertrate in 
allen kapitalistischen Ländern gestie¬ 
gen. Die bürgerliche Volkswirtschaft¬ 
liche Gesamtrechnung spricht von 
einem seit damals steigenden Anteil 
der Gewinneinkommen auf Kosten 
der Lohneinkommen. Ein anderer 
Ausdruck dafür ist die immer grö¬ 


ßer werdende Ungleichheit der Ein¬ 
kommen und der Vermögen. Es lohnt 
sich durchaus, bei dieser ökonomi¬ 
schen Grundtatsache der Periode des 
„Neoliberalismus“ zu verweilen. Sie 
bedeutet, dass die Arbeiterklasse im 
ökonomischen Klassenkampf (dem 
um das Teewasser) eine lange Periode 
von Niederlagen hinter sich hat - und 
vermutlich auch vor sich. Die fortdau¬ 
ernden Niederlagen der Arbeiterklas¬ 
se im internationalen ökonomischen 
Klassenkampf sind zudem die eigent¬ 
liche Ursache für die Weltwirtschafts¬ 
krise, die seit 2007/08 andauert. Wenn 
dies so festgestellt ist, kann man auch, 
wie der Entwurf das angemessen tut, 
auf die spezifische Strategie des deut¬ 
schen Monopolkapitals eingehen, das 
die Spaltung der Arbeiterklasse, die 
Bindung eines privilegierten Teils an 
ihre Ziele und die ökonomisch-politi¬ 
sche Dominanz in Europa weitgehend 
erreicht hat. Wir sollten im Leitantrag 
die Notwendigkeit des Kampfes um 
die Verteilung des erarbeiteten Reich¬ 
tums betonen. Die Arbeiterklasse - 
nicht nur die deutsche - muss den 
gewöhnlichen Klassenkampf um die 
Verteilung erst wieder lernen. 


Es geht um den Leninismus - um einen heutigen, lebendigen, kritischen 
und undogmatischen Leninismus des 21. Jahrhunderts 

Sprecherrat der DKP Baden-Württemberg 


Der kommende Parteitag wirft schon 
heftige ideologische Wellen. Dabei 
kann die Stellungnahme des BV der 
DKP Südbayern nicht unwiderspro¬ 
chen stehen bleiben. 

Jeder, der Hans-Peter Brenner nur 
ein bisschen kennt, weiß, dass der Vor¬ 
wurf des „Stalinismus“ an seine Ad¬ 
resse mehr als abwegig ist (siehe auch 
seine gemeinsam mit Nina Hager und 
Robert Steigerwald verfasste kritische 
Position zu Hans-Heinz Holz, die kom¬ 
munistische Moralfrage in Bezug auf 
die Stalin-Ära betreffend). 

Es geht auch nicht in erster Linie 
um Stalin. In „altbewährter Manier 44 
(nicht erst seit Gorbatschows „Erneu¬ 
erer-Zeiten“) wird auf den „Stalinis¬ 
mus“ geprügelt und Lenin gemeint. 
Wer aber den Leninismus entsorgen 
will, beseitigt auch den revolutionären 
Wesenskern des Marxismus und landet 


unweigerlich bei der (sozialdemokra¬ 
tischen) 2. Internationale! Kein Wun¬ 
der, wenn dann Kautsky und Bernstein 
wieder auferstehen und mit ihnen der 
Reforismus/„Transformationstheo- 
rie“, der globalisierte/„kollektive“ oder 
„Ultraimperialismus“ usw. 

Warum ist Lenin für unsere kom¬ 
munistische Identität so unverzicht¬ 
bar? 

Nicht weil wir ihn Wort für Wort 
„nachbeten“ müssten. Auch Lenin hat 
sich - wie vor ihm Marx und Engels - 
hier und da geirrt. Sondern es geht um 
den Wesenscharakter seiner Einschät¬ 
zung der neuen monopolistischen/im¬ 
perialistischen Phase des Kapitalismus 
und der damit eng verbundenen De¬ 
finition der historischen Epoche des 
Übergangs vom Kapitalismus zum So¬ 
zialismus sowie seiner Staats-, Revolu- 
tions- und Partei-Theorie. 


Nun musste seit der Konterrevolu¬ 
tion alles auf den kritischen Prüfstand. 
Aber trotz aller Einbrüche hat sich die 
Leninsche Imperialismustheorie glän¬ 
zend bestätigt! Seine weiteren Grund¬ 
satzpositionen müssen ebenso neu ge¬ 
sichtet werden - ganz im Sinne von 
Lenin selbst, dem die gesellschaftliche 
Realität und Praxis immer das ent¬ 
scheidende Wahrheitskriterium war. 

Dazu gehört sicher die kompli¬ 
zierte Machtfrage im Sozialismus, als 
einerseits breiteste Demokratie der 
Arbeiterklasse im Bündnis mit nicht¬ 
monopolistischen Klassen und Schich¬ 
ten und andererseits deren Sicherung 
gegen innere und äußere Feinde, als 
machtvolle und wehrhafte Demokratie 
... sowie die Frage der Machtkontrolle. 

Man sieht, die noch vor uns stehen¬ 
de Arbeit im Sinne eines lebendigen 
und kritischen Leninismus ist nicht ge¬ 


ring, aber einen anderen Weg zur Re¬ 
volution und zum Sozialismus wird es 
nicht geben. Es gilt nach wie vor: Ohne 
Lenin wäre die Gründung der kommu¬ 
nistischen Internationale undenkbar 
gewesen, seine Positionen bildeten de¬ 
ren revolutionären Kernbestand - und 
sind es für uns bis heute. 

Unser Parteiprogramm von 2006 
sagt: „Die DKP gründet ihre Weltan¬ 
schauung, Politik und Organisations¬ 
verständnis auf den wissenschaftlichen 
Sozialismus, der von Marx, Engels und 
Lenin begründet wurde und ständig 
weiterentwickelt werden muss, damit 
er nicht hinter den Realitäten zurück¬ 
bleibt. Sie kämpft für die freie Verbrei¬ 
tung des Marxismus-Leninismus.“ 

„Weiterentwicklung“ des wissen¬ 
schaftlichen Sozialismus kann nicht 
bedeuten, den Kernbestand unserer 
theoretischen Fundamente wegzuin¬ 


terpretieren oder gar mit Lenin einen 
unserer Klassiker ganz zu eliminieren 
(wie es in den „Thesen“ des ehemali¬ 
gen Sekretariats des PV oder beim Ver¬ 
ein „Marxistische Linke“ geschieht), 
sondern nach kritischer Sichtung der 
neuen Realitäten auf ihren Fundamen¬ 
ten weiterzubauen. Insofern brauchen 
wir sicher eine ständige Aktualisierung 
sowohl des Marxismus als auch des Le¬ 
ninismus. In diesem Sinne ist es völlig 
richtig und liegt in der Konsequenz 
unseres Parteiprogramms, wenn es im 
Leitantrag zum Parteitag heißt: Die 
DKP als „marxistisch-leninistische“ 
Partei ... Das hat mit „dogmatischer 
Verengung“ oder gar „Stalinismus“ 
nicht im Geringsten zu tun, aber viel 
mit dem unverrückbaren Festzurren 
unseres Wesenscharakters als revolu¬ 
tionäre Partei der Arbeiterklasse unter 
heutigen Bedingungen. 


„Marxistisch-leninistisch“ - was soll das heißen? 

Von Georg Polikeit 


Patrik Köbele hat auf der Konferenz 
in Hannover gesagt, die im Leitantrag 
eingeführte Bezeichnung der DKP 
als „marxistisch-leninistisch“ sei eine 
„Präzisierung 44 unserer weltanschauli¬ 
chen Grundlagen. Die bisherige For¬ 
mulierung im Parteiprogramm („wis¬ 
senschaftlicher Sozialismus, der von 
Marx, Engels und Lenin begründet 
wurde und ständig weiterentwickelt 
werden muss ...“) ist ihm also nicht 
präzis genug. 

Ich habe in einem Diskussionsbei¬ 
trag in der UZ schon vor einiger Zeit 
für den Verzicht auf diesen Begriff, 
und unter Verweis auf seine negativen 
Wirkungen und Fehlinterpretationen 
in der Vergangenheit plädiert. Das gilt 
nach meiner Überzeugung auch heu¬ 
te noch. 

Wie kann die Etikettierung der 
Partei mit einem einzigen Eigen¬ 
schaftswort eine „Präzisierung“ sein? 

In Wirklichkeit hat der Begriff 
„Marxismus-Leninismus 44 schon 
nach seiner Einführung in die kom¬ 
munistische Bewegung ab Ende der 
20er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
und in den nachfolgenden Jahrzehn¬ 
ten bis 1989/90 sehr unterschiedliche 
Deutungen erfahren, und das ist heute 
immer noch so. Ganz abgesehen von 
dem Zerrbild, das die antikommunis¬ 
tische Propaganda davon in die Köpfe 
unserer Mitmenschen pflanzt. 


Ich war 1968 im engeren Kreis an 
der Vorbereitung der Neukonstituie¬ 
rung der DKP beteiligt. Daher erinne¬ 
re ich mich gut daran, wie alle linksra¬ 
dikalen „KP-Gruppen“ einschließlich 
der „Maoisten“ die neugebildete DKP 
als „revisionistisch“ abkanzelten. Sie 
alle bezeichneten sich als „Marxisten- 
Leninisten“. An diesem Verständnis 
von „marxistisch-leninistisch“ wer¬ 
den wir hoffentlich nicht anknüpfen 
wollen. 

Aber auch wenn man sich unter 
den heute existierenden kommunis¬ 
tischen Parteien umsieht, die den Be¬ 
griff „Marxismus-Leninismus 44 ver¬ 
wenden (nicht alle tun das), ist fest¬ 
zustellen, dass sehr unterschiedliche 
Vorstellungen, Parteikonzepte und 
strategische Orientierungen damit 
verbunden sind. Deshalb ist der Be¬ 
griff „marxistisch-leninistisch“ keines¬ 
wegs eindeutig. 

Hans-Peter Brenner hielt es auf 
der 12. PV-Tagung für möglich, zur 
Erklärung auf ein Zitat von Stalin aus 
den „Grundlagen des Leninismus“ zu¬ 
rückzugreifen. Da erfuhr man, dass 
der Leninismus die Theorie der pro¬ 
letarischen Revolution und der Dik¬ 
tatur des Proletariats im Stadium des 
Imperialismus sei. Beides steht bei uns 
in näherer Zukunft wohl nicht auf der 
Tagesordnung. Da er ohne jede kriti¬ 
sche Anmerkung auf Stalin zurück¬ 


griff und nicht zu erfahren war, dass 
der PV dem mehrheitlich widerspro¬ 
chen hätte, ergibt sich die Frage, ob ins 
Vergessen verdrängt werden soll, dass 
mit der unter Stalin praktizierten Vari¬ 
ante von „M.-L.“ die schlimmsten Ent¬ 
stellungen der Theorie und Praxis der 
kommunistischen Bewegung verbun¬ 
den waren, bis hin zur massenhaften 
Verfolgung und Hinrichtung Unschul¬ 
diger, die diverser Abweichungen von 
diesem „M.L.“ bezichtigt wurden. 

In der Theorie hatte das von und 
unter Stalin durchgesetzte „M.-L 4 - 


„Wir betrachten die Theorie von 
Marx keineswegs als etwas Abge¬ 
schlossenes und Unantastbares; 
wir sind im Gegenteil davon über¬ 
zeugt, dass sie nur das Fundament 
der Wissenschaft gelegt hat, die die 
Sozialisten nach allen Richtungen 
weiterentwickeln müssen, wenn 
sie nicht hinter dem Leben Zurück¬ 
bleiben wollen.“ (W. I. Lenin,„Unser 
Programm“,Werke Bd.4,S.205/6) 


Verständnis eine verhängnisvolle dog¬ 
matische Verknöcherung zur Folge. In 
der Praxis wurde es für diverse „Säu¬ 
berungen“ benutzt und führte es zur 
Herausbildung des zentralistischen 
administrativ-bürokratischen Systems 
in Wirtschaft und Politik, aber auch in 


der Partei selbst, das nach Stalins Tod 
fortwirkte und zu den entscheidenden 
Ursachen für den Zusammenbruch 
der regierenden kommunistischen 
Parteien und den großen historischen 
Rückschlag am Ende des 20. Jahrhun¬ 
derts gehört. 

Wobei nicht zu übersehen ist, dass 
Elemente davon auch von den KPs in 
„westlichen“ Ländern mehr oder we¬ 
niger stark übernommen wurden, teil¬ 
weise auch noch in der DKP. 

Soll wirklich an dieser Art von 
„M.-L“ jetzt wieder nahtlos ange¬ 
knüpft werden? Müssen wir uns nicht 
vielmehr davon deutlich und selbst¬ 
kritisch abgrenzen und freimachen, 
wenn wir in Theorie und Praxis bei 
Marx, Engels und Lenin bleiben wol¬ 
len? 

Weil der Begriff „marxistisch-le¬ 
ninistisch“ durch die Fehlentwick¬ 
lungen der Vergangenheit belastet 
ist, kann er heute nicht einfach neu 
belebt werden, ohne neuen Fehldeu¬ 
tungen und Missverständnissen das 
Tor zu öffnen. Deshalb sollten wir be¬ 
wusst darauf verzichten. Die jetzige 
Formulierung im Parteiprogramm ist 
in Wahrheit viel präziser, gerade weil 
sie neben dem Festhalten an den von 
Marx, Engels und Lenin erarbeiteten 
Grundlagen auch die Notwendigkeit 
der schöpferischen Weiterentwicklung 
der Theorie betont. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

uns erscheint es nötig, in Vorbe¬ 
reitung auf den Parteitag die Dis¬ 
kussion zum Leitantrag stärker 
auf die im Antrag getroffenen 
Aussagen zur gesellschaftlichen 
Situation und die Schlussfolge¬ 
rungen für die politische Arbeit 
der DKP zu konzentrieren. Dazu 
haben wir in den letzten Wochen 
zunehmend Diskussionsbeiträge 
erhalten. 

Auch zur Debatte um die „mar¬ 
xistisch-leninistische Partei“ ha¬ 
ben uns bislang Beiträge erreicht. 
Jedoch wiederholen sich mittler¬ 
weile viele Argumente. Grund¬ 
legend neue inhaltliche Aspek¬ 
te ergeben sich nicht. In einigen 
wenigen Zuschriften wird zudem 
der Boden der Sachlichkeit verlas¬ 
sen. Mit den Beiträgen aus Baden- 
Württemberg und von Georg Poli¬ 
keit möchten wir die Debatte zum 
Thema in der UZ schließen. 

Alle an die UZ und den Partei¬ 
vorstand gesandten Diskussions¬ 
beiträge - auch zu diesem The¬ 
ma - werden jedoch in einem 
DKP-Info veröffentlicht und ste¬ 
hen damit demnächst sowohl in 
gedruckter Form als auch im In¬ 
ternet zur Verfügung. Red. 
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Festival der Jugend 
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Ein Termin, 
eine Bewegung 

Zeltlager, Camp, Deutschlandtreffen, Festival 

Als Reaktion auf den Selbstmord des Lehrlings Paul Nähring im Juni 1904 
entstanden unabhängig voneinander der Verein der Lehrlinge und jugend¬ 
lichen Arbeiter Berlins und der Verein junger Arbeiter Mannheims, in den 
Folgejahren gründeten junge Arbeiterinnen reichsweit in Deutschland zahl¬ 
reiche weitere Vereine. Mit dem Reichsvereinsgesetz 1908 verbot die Reakti¬ 
on Jugendlichen unter 18 Jahren jegliche politische Betätigung. Das Wechseln 
der Sozialdemokratie in das Lager des Militarismus spaltete nicht nur die 
Arbeiterbewegung, sondern auch die Jugend. Vor diesem Hintergrund schlos¬ 
sen sich im Oktober 1918 oppositionelle Gruppen zur Freien Sozialistischen 
Jugend (FSJ) zusammen, auf deren Gründungskongress der wenige Tage 
zuvor aus dem Gefängnis freigekommene Karl Liebknecht begeistert gefeiert 
wurde. 1920 benannte sie sich in „Kommunistische Jugend“ und 1925 in den 
„Kommunistischen Jugendverband Deutschlands“ um. 

Untrennbar verknüpft mit der Geschichte der Arbeiterjugend ist die Ge¬ 
schichte von Jugendtreffen zu Pfingsten: Bereits im Jahr 1909 fand in 
Deutschland das erste Arbeiterjugendtreffen zu Pfingsten statt. Veranstalter 
dieser „Jugendtage“ war die Sozialistische Arbeiterjugend. Während der ge¬ 
samten Dauer der Weimarer Republik führten unterschiedliche Arbeiterju¬ 
gendorganisationen Pfingsttrejfen durch, die teilweise auch internationalen 
Charakter annahmen. Die Tradition wurde nach der Zerschlagung des Fa¬ 
schismus fortgeführt. 



DKP dabei:Teilnehmer des Pfingstcamps von SDAJ und Jungen Pionieren 1977 in Ergste mit dem Parteivorsitzenden 
Herbert Mies. 


Erholen und verändern 


Selbst gemacht 


Rolf Priemer trat 1960 der illegalen 
KPD bei und war seitdem in der so¬ 
zialistischen Jugendarbeit aktiv - als 
Gewerkschafter, als Redakteur der 
Zeitschrift „elan“ und von 1968 bis 
1974 als Bundesvorsitzender der neu 
gegründeten SDAJ. 

„Vor 110 Jahren ist die Arbeiterju¬ 
gendbewegung in Deutschland gebil¬ 
det worden. Seitdem gibt es die Tra¬ 
dition der Pfingsttreffen - Kampf und 
Freizeit, Erholung und Sport gehören 
dabei zusammen. In den frühen 1960er 
Jahren waren sowohl die KPD als auch 
der antifaschistisch-demokratische Ju¬ 
gendverband FDJ in der Bundesre¬ 
publik verboten. Aber auch in dieser 
Zeit gab es Zeltlager und Ähnliches 
an Pfingsten, die Gewerkschaftsjugend, 
die Naturfreundejugend und die Falken 
waren da sehr aktiv. Ich habe zum Bei¬ 
spiel 1964 das Jugendtreffen der IG 
Metall in Heilbronn besucht und habe 
für die sozialistische Jugendzeitschrift 
,elan 4 darüber berichtet. 

Wir haben als Kommunisten natür¬ 
lich an diesen Treffen teilgenommen. 
Wir wollten uns ja auch erholen. Aber 
das war eben auch eine Möglichkeit, 
um neue Kontakte zu knüpfen, um 
stärker zu werden, um fortschrittliche 
Dinge durchzusetzen. Trotz des KPD- 
Verbots war da überhaupt nichts Ille¬ 
gales, nichts Verbotenes dabei, das war 
ein ganz freundschaftlicher Umgang 
mit den Kollegen - wohl wissend, dass 
man in einigen Positionen nicht einig 
war. Ich war damals aktiv in der Jugend 
der IG Druck und Papier in Düsseldorf. 
Natürlich gab es da Leute, die fanden, 
dass ich etwas besondere Ansichten 
habe. Aber ich war ein normaler Kol¬ 
lege, ich war Betriebsratsvorsitzender 
und habe in der Interessenvertretung 
versucht, meine nicht gerade sozial¬ 
partnerschaftlichen Positionen durch¬ 
zusetzen. Das ist mir gelungen, weil ich 
das Vertrauen der Kollegen hatte, nicht, 
weil ich irgendwie verdeckt gearbeitet 
hätte. 

Es gab zwar Repressionen. Einmal 
hat die Polizei unser Betriebsratsbüro 


„Jedes dieser Pfingstcamps 
war ein Moment, der 
zusammengeschweißt hat.“ 


durchsucht, auch bei mir zu Hause gab 
es zwei Durchsuchungen. Dieser Druck 
bestand schon. Aber in der alltäglichen 
Arbeit hat uns das nicht sehr belastet, 
weil wir am Arbeitsplatz Kollegen wa¬ 
ren und in der Gesellschaft normale 
Bürgerinnen und Bürger. Nach der an¬ 
tikommunistischen Hysterie der 50er 
Jahre war die Gesellschaft im Um¬ 
bruch, und es gab bestimmte Freiräu¬ 
me, in denen wir uns bewegen konnten 
und in denen wir Übereinstimmungen 


mit anderen fortschrittlichen Kräften 
erzielen konnten. 

In den späten 60ern fand dann die¬ 
ser riesige Aufschwung statt, ein regel¬ 
rechter Aufruhr der Jugend gegen das 
System, gegen die herrschende politi¬ 
sche Orientierung und gegen die po¬ 
litischen Repräsentanten der alten 
Bundesrepublik. So konnten wir als 
SDAJ entstehen - es gab plötzlich ein 
Potential für eine politische, für eine 
sozialistische Arbeiterjugendorgani- 
sation. 


Erholen sind dann viele in die SDAJ 
eingetreten. Viele von denen hatten die 
Ostsee noch nie vorher gesehen. 

1973 hat die SDAJ Ruhr-Westfalen 
ein Camp mit der Rockgruppe Floh de 
Cologne gemacht. Die hatten für uns 
damals eine große Bedeutung, weil sie 
aktuelle Texte sangen und spielten, die 
die Lage und die Probleme der Arbei¬ 
terjugend abbildeten. Da sind über 
1000 Leute gekommen, so etwas wie 
die Festivalkultur heute gab es damals 
ja noch nicht. In der Arbeiterjugend 



Foto: UZ/Archiv, Manfred Scholz 


Solidarität auf der Straße und in der Freizeit: Beim SDAJ- Pfingstcamp in 
Hattingen 1979. 


Die SDAJ hat 1969 zum ersten Mal 
Pfingstcamps veranstaltet und seitdem 
Jahr für Jahr, in allen Landesverbän¬ 
den - größere oder kleinere Camps, 
am Stadtrand oder ganz weit draußen. 
Immer mit vielen Diskussionen, mit 
Spiel und Sport und immer mit der Gi¬ 
tarre. Da kamen natürlich die Mitglie¬ 
der der SDAJ, aber die meisten waren 
keine Mitglieder. Das waren Lehrlin¬ 
gejunge Arbeitern, die SDAJ war da¬ 
mals stark in der Lehrlingsbewegung 
verankert. Schülern weniger, die ka¬ 
men erst später. 1971 bin ich mit einem 
Sonderzug der SDAJ Ruhr-Westfalen 
zu einem Pfingstcamp an der Ostsee, 
bei Kiel, gefahren. In dem Zug fuhren 
600 bis 800 Jugendliche mit, die Hälfte 
keine SDAJ-Mitglieder, sondern Kol¬ 
legen und Freunde. Durch die gemein¬ 
same Diskussion und das gemeinsame 


gab es eine andere Kultur als in der 
Studentenbewegung. Die Lehrlings¬ 
bewegung, das war ein Aufstand von 
Lehrlingen und jungen Arbeitern ge¬ 
gen die miese Berufsausbildung, und 
die Lieder von Floh de Cologne waren 
eine Reaktion darauf. 

Jedes dieser Pfingstcamps war ein 
Moment, der zusammengeschweißt 
hat, ein Erlebnis, ein politischer Dis¬ 
kurs und eine Werbung für die SDAJ. 
Das ist bis heute so, bis zum Festival 
der Jugend in diesem Jahr, und das 
ist grandios. Ich erinnere mich immer 
noch daran, dass es damals in Bonn ei¬ 
nen späteren Professor gab, der wilde 
Pamphlete gegen die ,Volksfront-Ak¬ 
teure 4 der SDAJ verfasst hat, die mit 
den Jusos gemeinsam den Umsturz be¬ 
treiben wollten. Naja, wir wollten das 
Land schon ändern. 44 


Ruth M. aus Frankfurt a. M. erlebte als 
Vierzehnjährige die Befreiung vom 
Faschismus - und, wie in der FDJ ein 
solidarisches Miteinander unter Jugend¬ 
lichen entstand. 

„Im Faschismus, dieser Drill, das war ja 
Pflicht. Du musstest dich bei der Hitler¬ 
jugend melden. Wir waren froh, dass das 
vorbei war mit diesen Uniformen und 
Appellen, das hat man ja nicht gerne 
gemacht. Wenn ich heute die Melodie 


„Wir hatten Zelte - die hatte 
7933 jemand vor den Nazis 
in Sicherheit gebracht.“ 


des Deutschlandliedes höre, dann muss 
ich immer daran denken, wie wir in der 
Schule beim Morgenappell dazu mit er¬ 
hobenem Arm strammstehen mussten. 

Zu Pfingsten sind wir zum Zelten 
gefahren, zum Beispiel in den Hinter¬ 
taunus. Wir waren Lehrlinge, so kamen 
wir mal raus aus der Geschäftigkeit. Von 
diesen Zeltlagern kam ich manchmal 
total heruntergerissen wieder zu Hause 
an, weil ein Unwetter war, und alles war 
nass, die Kleider und die Zelte. Es gab 
damals nur wenige Jugendgruppen, die 
richtige Zelte hatten, die anderen muss¬ 
ten dann irgendetwas aus Decken oder 
so bauen. Aber unsere Gruppe im Frank¬ 
furter Stadtteil Westhausen-Praunheim 
hatte Zelte. Die hatte jemand 1933 vor 
den Nazis in Sicherheit gebracht. 

Wir sind gewandert, wir haben Lie¬ 
der gesungen und am Feuer gesessen, 
und wir hatten uns viel zu erzählen. Wir 


hatten den Krieg hinter uns, und jeder 
wollte, dass wir jetzt endlich das ma¬ 
chen können, was wir wollen, dass wir 
freier leben können. Und diese Fahr¬ 
ten, das haben wir alles selbst gemacht. 
Das mit dem Essen war damals so eine 
Sache - der eine konnte vielleicht drei 
Kartoffeln mitbringen, der andere eine 
Stange Lauch, da haben wir dann et¬ 
was draus gemacht. Und wenn das Geld 
nicht für den Zug gereicht hat, dann 
sind wir mit dem Fahrrad gefahren. In 
der Jugendgruppe war klar, dass wir 
uns gegenseitig unterstützen, das war 
in der Not dieser Zeit auch gar nicht 
anders möglich. 

Wir haben in der Jugendgruppe auch 
Geld gesammelt, damit Einzelne zum 
Beispiel an den Weltfestspielen teilneh¬ 
men konnten, oder an Demonstrationen 
in anderen Städten. 1952 haben wir Geld 
gesammelt, damit jemand von uns zu der 
Demonstration gegen die Wiederbewaff¬ 
nung nach Essen fahren konnte. Bei die¬ 
ser Demonstration hat die Polizei dann 
den Philipp Müller erschossen. 

Auch das Programm in unserer Ju¬ 
gendgruppe haben wir selbst gestaltet. 
Wir haben zum Beispiel jemanden von 
den alten Antifaschisten eingeladen, der 
uns aufgeklärt hat. Wir waren da sehr 
wissbegierig, weil die uns über das an¬ 
dere Leben in Deutschland erzählt ha¬ 
ben, über den Widerstand gegen den Fa¬ 
schismus. 

Solche Fahrten waren für uns gro¬ 
ße Erlebnisse, das war unsere schönste 
Zeit. Aber dafür gab es ja gar nicht lange 
die Gelegenheit, weil dann 1951 die FDJ 
auch schon verboten wurde. 44 


Nicht bemuttert 


Nina Hager wuchs in der DDR auf, in 
der FDJ war sie unter anderem Mitglied 
der Kreisleitung in Berlin-Prenzlauer 
Berg. Heute ist sie Chefredakteurin die¬ 
ser Zeitung und stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP. 

„Pfingsten 1966 fuhr ich zum ersten Mal 
als junge FDJlerin zu einem Treffen der 
FDJ-Bezirksorganisationen Berlin und 
Frankfurt/Oder nach Eisenhüttenstadt. 
Ältere Schüler aus der 11. Klasse hatten 
über uns die Patenschaft übernommen 
und passten auf, dass wir ,nicht über die 
Stränge 4 schlugen. Nein, Spaß beiseite, 
das war in Ordnung, weil sie uns eben 
nicht ,bemutterten 4 , sondern in Diskus¬ 
sionen auch politisch ernst nahmen. Da¬ 
mals debattierten wir - soweit ich mich 
erinnere - in unserer Unterkunft unter 
anderem intensiv über einen Brief der 
SED an die Mitglieder der SPD, der im 
,Neuen Deutschland 4 , dem Zentralorgan 
der SED erschienen war. 

Die Fahrt galt übrigens als Auszeich¬ 
nung für gute schulische Leistungen und 
gesellschaftliche Arbeit. Ein Riesener¬ 


lebnis: mit der Demonstration, vielen 
Musikveranstaltungen, so mit Thomas 
Natschinski und seiner Gruppe (Team 
4), Diskussionen, Lesungen und Gesprä¬ 
che mit Schriftstellerinnen und anderen 
Künstlerinnen - und dem obligatori¬ 
schen Verpflegungsbeutel... 

Wir erlebten - mir war das damals 
nicht klar - den Beginn der Singebe¬ 
wegung der FDJ mit den Auftritten des 
Hootenanny-Clubs aus Berlin, der von 
dem kanadischen Sänger Perry Friedman 
mitbegründet worden war. Friedman war 
1959 in die DDR übergesiedelt. Mit ei¬ 
nem Leierkasten zogen die ,Hootenan- 
nies 4 durch die Stadt und warben für 
ihre Veranstaltungen, die auf teils im¬ 
provisierten oder auch teils sehr kleinen 
Bühnen mit viel Erfolg abliefen. 

Zwei Jahre später war ich auf dem 
großen Pfingsttreffen der FDJ in Karl- 
Marx-Stadt, von dem wir völlig übermü¬ 
det, aber voller Eindrücke wieder nach 
Hause kamen. Der Höhepunkt meiner 
FDJ-Zeit aber waren die Weltfestspie¬ 
le der Jugend und Studenten in Berlin 
1973. 44 
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Wacht auf, Verdammte dieser Erde, die stets man noch zum 
Hungern zwingt! - Es rettet uns kein höh 'res Wesen, kein Gott, 
kein Kaiser noch Tribun. Uns aus dem Elend zu erlösen 
können wir nur selber tun! 

Völlig unerwartet verstarb unser Genosse 

Ali (Werner Allgeier) 

15. Januar 1955-9. Mai 2015 

Dafür stand Ali: für den 70. Jahrestag der Befreiung, Be¬ 
freiung vom Faschismus, gegen Krieg und Faschismus. 
Dass er uns ausgerechnet zu diesem Zeitpunkt verlas¬ 
sen musste, trifft ihn und uns hart. Ali stand und steht 
für die Befreiung der europäischen Völker vom Faschis¬ 
mus als wichtigste historische Zäsur des vergangenen 
Jahrhunderts durch den Einsatz und den Opfermut der 
Roten Armee unter Führung der kommunistischen Par¬ 
tei. Flammer und Sichel, so hat er es verfügt, wird auf 
seiner Grabplatte eingeprägt. 

Mit ihm verlieren wir einen jahrzehntelang treuen und 
aktiven Genossen. Alis Art war unvergleichlich. Verwur¬ 
zelt in Ettlingen, aktiv in verschiedenen Bündnissen und 
im Schachverein, war Ali ein offensiver, schlagfertiger 
und bissiger Agitator für die Sache der Arbeiterklasse. 
Von ihm werden nicht nur zahlreiche Anekdoten blei¬ 
ben, sondern auch die Erinnerung an einen Genossen, 
der mit viel Freude für die Partei wirkte. Seine unerschüt¬ 
terliche Konsequenz und Leichtigkeit, für Fortschritt und 
Zukunft in allen seinen Zusammenhängen einzutreten, 
wird weiterleben in uns als das Beispiel, das Mut macht, 
unbeirrt für die Sache des Sozialismus zu streiten. 

Die Trauerfeier mit Urnenbeisetzung findet statt am 
22. 5. 2015 um 15 Uhr in der Einsegnungshalle, Friedhof 
Ettlingen. 

DKP Kreisorganisation Karlsruhe 



Heinz Hofmann 

21.2.1931 - 16.4.2015 

Baggerführer - Gewerkschafter - Kommunist 

Wir trauern um unseren Genossen Heinz Hofmann. 

Heinz wurde in den sechziger Jahren Mitglied unserer 
Partei, für die er ein halbes Jahr im Gefängnis saß. Nach 
1968 war er maßgeblich an der Neukonstituierung der 
DKP im Märkischen Kreis beteiligt, deren Kreisvorsitzen¬ 
der er für viele Jahre war. Er hat alle Höhen und Tiefen 
unserer Partei mitgemacht. Als Baggerführer war Heinz 
in der IG BAU organisiert, Mitglied des Bezirksvorstan¬ 
des und langjähriger Betriebsratsvorsitzender. Auch 
nachdem er in Rente gegangen war, hat er regelmäßig 
Baustellen besucht und die Kollegen für seine Gewerk¬ 
schaft organisiert. 

Unser Gruß gilt seiner Frau und Genossin Margret. 

Heinz, wir werden Dich in ehrendem Gedenken 
behalten. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Märkischer Kreis 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 
Wochenendseminar Sa./So. 20./21. Juni 2015 

Nation und Nationalismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Der heutige Begriff von Nation ist eng verbunden mit der 
bürgerlichen - kapitalistischen - Gesellschaft. Diese Ver¬ 
knüpfung soll näher betrachtet werden, um zu beurteilen, 
welchen Bezug Sozialisten und Kommunisten zur Nation ha¬ 
ben können, wenn sie doch die kapitalistische Gesellschaft 
überwinden wollen. Dabei zugleich den Nationalismus als 
bürgerliche Ideologie in den Blick zu nehmen, seine Wir¬ 
kungsweise und seine Ausprägungen zu untersuchen, soll 
helfen, die vielfältigen Fallstricke zu umgehen, die bei der 
Beschäftigung damit lauern. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn 
Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €. 
Ab Freitag 30,- €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis 
oder Bezirk abklären. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 
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Befreiung 

...und dann? 

Ludwig Elm 8. Mai 1945 - bedeutendste welt¬ 
geschichtliche Zäsur des zwanzigsten 
Jahrhunderts^ Klaus Wagener Der 8. Mai, 
der Oktober und der ganz »normale« 
lmperialismus*Günter Benser Was kommt 
nach Hitler? ★Manfred Mugrauer Die KPÖ im 
Jahr der Befreiung ★Ulrich Sander Wiederbe¬ 
waffnung und Demokratenverfolgung in der 
Adenauerära ★Matthias Dohmen Die »Stunde 
Nichts« - Geschichtswissenschaft und 
Geistesleben 1945 ff. ★Ralf Jungmann Der 
»heiße« Krieg der »Kampfgruppe gegen 
Unmenschlichkeit«^Manfred Weißbecker Russ¬ 
landbilder des deutschen Faschismus 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Weitere Themen u.a.: 

Patrik Köbele Zum 90. Geburtstag von Robert 
Steigerwald | Kai Ehlers Der umgestülpte 
Brzezinski | Manfred Sohn Griechische Botschaf¬ 
ten | Andrew Murray Großbritannien vor den 
Unterhauswahlen | Stefan Kühner »Erinnerung mit 
dem Fleischermesser« - Heldengedenken a 
la USA | Jürgen Lloyd Antifaschistische Geister¬ 
fahrer | Diether Dehrn Antifaschismus, Alltags¬ 
bewusstsein und Political Correctness | 

Andrew Kliman, Alan Freeman, Nick Potts, Alexey Gusev, 
Brendan Cooney: Als hätte es >Das Kapital* nie 
gegeben | Marianna Schauzu Zur Kritik der grünen 
Gentechnik 
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Unser Genosse 

Hans Koziol 

ist im Alter von 82 Jahren nach schwerer Krankheit 
gestorben. Hans war seit 1968 Mitglied der DKP. Er war 
stets treu und zuverlässig, einer, der viel gelesen und 
sehr gerne diskutiert hat. 

Wir werden ihn vermissen! 

Die Genossinen und Genossen 
aus Altenessen und Borbeck 

Kreis Essen 

Die Beerdigung fand im engsten Familienkreis statt. 



Am 21. Mai 2015 wird unser Genosse 

Klaus Stein 

tatsächlich 70 Jahre alt! 

Lieber Klaus, unermüdlich engagierst Du Dich (aus Düs¬ 
seldorf kommend!) als Kreisvorsitzender in Köln und 
Bezirksvorsitzender von Rheinland-Westfalen für eine 
wieder stärkere und zukunftsfähige DKP. ln zahlreichen 
sozialen, demokratischen und kulturellen Initiativen und 
Bündnissen bist du als Kommunist ein anerkannter und 
geschätzter Partner. Für diesen unermüdlichen Einsatz 
wollen wir heute einfach mal danke sagen! 

Zum Geburtstag unsere besten Wünsche - bleib gesund, 
politisch optimistisch und bewahre deine ruhige, gelas¬ 
sene Art. Gönne Dir aber auch genügend persönliche 
Zeit für Deine Familie und Deine vielfältigen kulturellen 
Interessen. 

DKP Bezirk Rheinland-Westfalen 
DKP Kreis Köln 
DKP-Gruppe Innenstadt 


Lieber Udo, 

vor 31 Jahren haben die Herrschenden versucht, dir dei¬ 
nen Beruf als Lehrer zu verbieten. Sie sind schließlich 
gescheitert an deinem mutigen Eintreten für die eigenen 
Überzeugungen, deinem festen Klassenstandpunkt und 
der Solidarität weit über den Kreis deiner Genossinnen 
und Genossen hinaus. 

Die Stärke, die du damals bewiesen hast, beweist du 
auch jetzt, indem du dir nach deinem schweren Unfall 
wieder Räume der Kommunikation und selbstbestimm¬ 
ten Handelns zurückeroberst. Das gibt uns in der Interna¬ 
tionalen Kommission der DKP, deren Mitglied du bist, die 
Möglichkeit, in enger Verbundenheit an deinen Kenntnis¬ 
sen und deinen Überlegungen teilzuhaben. 

Lieber Udo, zu deinem 70. Geburtstag wünschen wir dir 
und deiner Familie, die dich so liebevoll unterstützt, die 
Kraft, diesen Weg weiterzugehen. Du gehörst zu uns und 
wir brauchen dich. 

Die Mitglieder der 
Internationalen Kommission beim 
Parteivorstand der DKP 
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InhabEf: 

Hans-Georg MuEler 
Hauplslraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Gralschal? 
Kochsauerland 

Tg].: 02472-97811-0 
Fas... 0 2^72-mm 
Restaurant. 

Dienstag Rultelag 


lauft ihu8 

in unmitt&lbar&r Nähe des Klosters Grafschaft lieg! unser 
Gasthül. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für iJas Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
QtipOegle Gelenke, Alle Zimmet naben Bad. Dusche. WC. 
Telefon, Fernseher, die meisten Dalken und Verraum. Im 
Holelbereich befinden sich Lift. Sauna, Solarium. Nlcht- 
raiteherzimmer und Kamin. Kirderspielraum. SalatbüHet, 
FniiislücKsbiiUet. Auch SMiorert-Porfionwi. 

libernachlufig/FniihstücIc 30 ,- bis 53 ,-Cp.P. 

HP 15 . 5 Ö C p.P. * VP. 22 ,-tp.P. 


w Kostenlos 3us-urö ßahnfahren im Sauerland. 
Hausprospekl Auch Kinderermäßigung / NebenMisanpreise. 

änkmtem * Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabaii. 


mail@gasthoMieimes.de * www.gasthor-heimes.de 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v_ 
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TOSKANA 

Kleiner Ökohof Nähe Meer sucht 
langfristig Mitbewohner, Mit- 
beteiliger, Mieter, Helfer... 

Genaueres über E-Mail: 
imogen.gruben@online.de 

www.toskana-biohof.de 



Entschleunigung: 

'Ruhe Ql Natur uti im Müiius- 
Naü&mQpärk- 2 FeWö je 2-3 Para. 
KÄT^fihriE in KrAU<;tiu,nj-GnJTmn. 
Havel & Havel aeem Doof & Rad. 

InJa: gmr.tHnoff.JB 
Tp].: 0331/S7O79G (AB) 


Toskana, nah am Meer 

wTw.b jAafl i . iiü ttf Jt | tm. 


Ökohof im Olivenhain r 
weiter 6 Lek. Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute ß Lieber, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies, 


f -\ 

Studienreise 
40 Jahre nach 1975 

Vietnam und Laos 

27.12.15 bis 11.1.16 oder 
18.1.16 

Besuch in Hilfsprojekten, Kultur, 
Land und Leute. 

Kontakt: Tel. 0641 82149; fg- 
vietnam@t-online.de 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 



MAI 2015 


JUGENDPARK 

KÖLN 
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m unsere zeit _Interview Pressefest / Impressum 

Gibt es 2016 ein UZ-Pressefest? 

Arbeitsgruppe des DKP-Parteivorstandes lotet die Möglichkeiten aus - und arbeitet daran, die Voraussetzungen zu schaffen 



Zur Vorbereitung eines möglichen Pres¬ 
sefestes im kommenden Jahr hat sich 
eine kleine Arbeitsgruppe getroffen, um 
erste Absprachen zu Treffen. Gerhard 
Ziegler sprach mit Wera Richter (Lei¬ 
terin der Pressefest Kommission im 
Jahr 2014), Ulrich Abczynski (Techni¬ 
scher Leiter der letzten Pressefeste) und 
Werner Sarbok (Bundeskassierer der 
DKP). 

UZ: Findet vom 1. bis 3. Juli 2016 das 19. 
UZ-Pressefest in Dortmund statt? 

Wera Richter: Ich bin dafür und denke, 
dass das gut für die Partei, aber auch die 
fortschrittlichen Kräfte im Lande wäre. 
Aber ich entscheide das natürlich nicht, 
sondern der 21. Parteitag. 

Nach dem letzten Fest in Dortmund 
war klar: Wir wollen das UZ-Pressefest 
weiter regelmäßig durchführen. Die Fra¬ 
ge war und ist, ob wir es alle zwei Jahre 
hinbekommen oder ein Jahr länger ins 
Land ziehen lassen müssen, einen ande¬ 
ren Rhythmus finden müssen. Bei den 
bisherigen Beratungen im Parteivor¬ 
stand und mit den Bezirken gab es eher 
die Stimmung, das Fest 2016 zu machen. 
Aber dazu brauchen wir ein paar Vor¬ 
aussetzungen. Im Parteivorstand haben 
wir deshalb beschlossen, dass bis zum 
Parteitag eine finanzielle Grundlage ge¬ 
schaffen werden muss, um guten Gewis¬ 
sens einen positiven Beschluss fassen zu 
können. Wir wollen bis Mitte November 
dieses Jahres mindestens 35 000 Euro 
Spenden für das Pressefest sammeln. 

Wir haben außerdem beschlossen, 
dass eine kleine Arbeitsgruppe einge¬ 
setzt wird und der Tagung des Partei¬ 
vorstandes der DKP im Juni eine erste 
Konzeption vorgelegt wird. Die Arbeits¬ 
gruppe hat sich inzwischen zweimal ge¬ 
troffen und erste Ideen entwickelt. Auch 
auf der Klausurtagung des Sekretariates 
des Parteivorstandes haben wir über das 
Fest und seine Ausrichtung diskutiert. 
Wir meinen, dass das Fest ein deutliches 
Zeichen gegen Faschismus und für Frie¬ 
den setzen muss und damit einen Wert 
weit über die Partei hinaus hat. 

Ich will mich also dafür einsetzen, 
dass wir das 19. UZ-Pressefest 2016 fei¬ 
ern können. Und ich bin davon über¬ 
zeugt, dass wir das erneut schaffen kön¬ 
nen - gemeinsam und solidarisch - und 
vielleicht auch mal wieder bei Sonnen¬ 
schein. 

UZ: Es gab bereits vor dem letzten Pres¬ 
sefest besorgte Fragen von Genossinnen 
und Genossen, ob wir das Fest stemmen 
können. Die erfahrenen Helfer werden 
nicht jünger. Viele alte Genossinnen kön¬ 
nen sich nicht mehr so einbringen wie in 
der Vergangenheit. Wie siehst du die Stim¬ 
mung in der DKP? 


Ulrich Abczynski: Ich war auch zu An¬ 
fang der Planung für das Fest 2014 sehr 
skeptisch. Es konnte nur gelingen, wenn 
es ein Fest der gesamten Partei wurde - 
und wir schafften es fast. Ich habe seit 
1974 an allen Pressefesten mitgewirkt 
und weiß, wie viel Kraft so ein Fest 
erfordert, nicht nur zum Aufbau und 
Durchführung, sondern auch in der Fi¬ 
nanzierung, in der Planung und in der 
Sicherheit. Ich habe immer wieder mit 
vielen Genossinnen und Genossen, die 
wichtige Unterstützer der vergangenen 
Feste waren, gesprochen. Die Meinung 
ist: Zusammen können wir es schaffen. 
Ich glaube, wenn wir auf der Einschät¬ 
zung des 18. Festes aufbauen, können wir 
es packen. 

Unser Fest hatte Ausstrahlungskraft 
durch seine Vielfalt von Kultur, Infor¬ 
mation, Kunst und Literatur und auch 
kulinarischen Genüssen. Die vielen Be¬ 
sucherinnen und Besucher konnten auf 
dem Fest die DKP und ihr Umfeld ken¬ 
nenlernen und sich ein Bild von den po¬ 
litischen Überlegungen und program¬ 
matischen Zielen der DKP machen. Das 
brauchen wir! 

Klar, jünger werden wir auch nicht, 
wir brauchen junge Helfer/innen, mit 
neuen Ideen und Verantwortung. Auf 
die Erfahrung der Älteren können wir 
nicht verzichten, wir müssen sie nutzen 
und dementsprechend einsetzen. 

Wir brauchen die Unterstützung 
in Dortmund, besonders die der Par¬ 
tei und nicht zu unterschätzen die der 
Kolleginnen und Kollegen aus dem Re- 
vierpark.Mein Motto, schon seit 1974: 
Gemeinsam können wir es schaffen. 

UZ: Kann die DKP das Fest überhaupt 
finanziell ab sichern? Gibt es denn nichts 
Wichtigeres für die Kommunistische Par¬ 
tei? 

Werner Sarbok: Das Pressefest kann fi¬ 
nanziert werden, den Beweis haben wir 
nun in der Vergangenheit immer wieder 
gebracht. Manchmal hat uns der finan¬ 
zielle Ausgang allerdings auch weh ge¬ 
tan. Aber: Wir investieren damit in die 
Zukunft. Wir werben für unsere Zeitung 
und unsere Partei und stellen uns unse¬ 
ren Besuchern von unserer besten Seite 
dar. Wir zeigen jungen Menschen recht 
eindrucksvoll, was unsere Partei auf die 
Beine stellen kann und wecken oder ver¬ 
stärken ihr Interesse an uns. Aus meiner 
Sicht können wir unsere bescheidenen 
Mittel kaum besser anlegen. 

Wera Richter: Das denke ich auch. Auf 
dem UZ-Pressefest zeigen sich die DKP 
und ihre Zeitung, die UZ, von ihrer bes¬ 
ten Seite. Die Kräfte werden gebündelt, 
die Ausstrahlung ist groß. Trotz aller An¬ 
strengung gehen die Genossinnen und 


Genossen und geht die Partei gestärkt 
aus diesem Fest heraus. Mit neuen Kon¬ 
takten, neuen Ideen, neuer Anerken¬ 
nung - aber auch zählbaren Erfolgen, 
nämlich mit neuen Mitgliedern für die 
Partei und den uns nahestehenden Ju¬ 
gendverband und neuen Leserinnen und 
Lesern der UZ. 

Lohnenswert sind natürlich die 
Diskussionen mit unseren Bündnis¬ 
partnern zur antifaschistischen und 
Friedensarbeit, zu Möglichkeiten der 
gewerkschaftlichen Gegenwehr. Wir 
lernen unterschiedliche Positionen, 
aber auch Gemeinsamkeiten kennen, 
es entsteht Vertrauen und bestenfalls 
werden gemeinsame Aktivitäten ge¬ 
plant, gehen Impulse von dem Fest aus. 
In der Vorbereitung und Mobilisierung 
müssen wir noch genauer diskutieren, 
wen wir für die Teilnahme und auch für 
die Mitgestaltung des Programms ge¬ 
winnen wollen und können. Das Rote 
Antifa-Zelt, und der Beitrag der Na¬ 
turfreundejugend NRW im Jugendbe¬ 
reich, aber auch die Teilnahme der Ta¬ 
geszeitung junge Welt und der Partei 
„Die Linke“ mit eigenem Programm 
waren eine Bereicherung. Aber wie 
können wir noch stärker junge Leu¬ 
te ansprechen. Und wie gelingt es, ge¬ 
werkschaftlichen Kämpfen und Dis¬ 
kussionen einen höheren Stellenwert 
im Programm zu geben und auch Kolle¬ 
ginnen und Kollegen aus den Gewerk¬ 
schaften vermehrt für das Fest zu ge¬ 
winnen? 

Ein großes Pfund war die internatio¬ 
nale Beteiligung. Wo sonst trifft man so 
viele Vertreterinnen und Vertreter Kom¬ 
munistischer und Arbeiterparteien aus 
der Welt? Wir wollen unsere Gäste mög¬ 


lichst noch stärker in das Programm ein¬ 
beziehen. Aber auch hier stellt sich die 
Frage, wie das Fest noch stärker Anzie¬ 
hungspunkt auch für Migrantinnen und 
Migranten, Flüchtlinge und fortschritt¬ 
liche ausländische Organisationen aus 
diesem Land werden kann. 

UZ: Wie ist der Stand der Planungen? 

Ulrich Abczynski: Der Platz im Re¬ 
vierpark Wischlingen wurde für das 
Wochenende 1. bis 3. Juli reserviert, 
das ist ganz wichtig, da dort mittlerwei¬ 
le viele große Veranstaltungen stattfin¬ 
den. Mit dem Termin kommen wir den 
Wunsch vieler Gäste nach, das Fest auf 
Anfang des Monats zu legen. Warum 
wohl? 

Der Platz ist weiter ausgebaut und 
befestigt worden, das kommt auch un¬ 
serem Fest zu Gute. In unserer Kom¬ 
mission gibt es die ersten Überlegun¬ 
gen zum Ablauf und der Durchführung. 

Eine Pressefest-Mail-Adresse wird 
in der kommenden Woche eingerich¬ 
tet und in der UZ veröffentlicht. Dort 
können wieder alle Hinweise, Bitten, 
Ideen - ganz wichtig! - hingeschickt 
werden. 

UZ: Was muss nun geschehen? 

Werner Sarbok: Aus meiner Sicht als 
Kassierer müssen wir natürlich zuerst 
die materiellen Voraussetzungen für 
das Pressefest schaffen und einen ge¬ 
hörigen Anteil dazu bereits in diesem 
Jahr „erwirtschaften“. Der Parteivor¬ 
stand hat beschlossen, mit einer Spen¬ 
denkampagne und dem Buttonver¬ 
kauf eine Rücklage in Höhe von 35 


000 Euro zu schaffen. Das ist für die 
Beschlussfassung auf dem Parteitag 
zwingend erforderlich. 

So sind wir übrigens auch bereits 
beim letzten Pressefest an die Finan¬ 
zierung herangegangen. Das posi¬ 
tive Ergebnis ist übrigens auch den 
Schlapphüten aufgefallen, die es im 
„Verfassungsschutz“bericht 2014 ge¬ 
würdigt haben. 

Zum Festival der Jugend werden 
wir den Bezirken die neuen Presse¬ 
fest-Buttons zur Verfügung stellen. 
Da gibt es nun auch die Möglichkeit, 
neben dem „normalen“ Button zum 
Preis von 5,00 Euro Buttons zum Ver¬ 
kaufspreis von 10,00 Euro zu erwer¬ 
ben. 

Ulrich Abczynski: Das Gleiche, wie in 
der Vorbereitung für unser Fest 2014: 
Wir müssen den Termin bekannt ma¬ 
chen. Wir brauchen in allen Gliede¬ 
rungen unserer Partei eine solidari¬ 
sche Diskussion über unser Fest, über 
Kräfte, Besucher, Finanzierung. 

Wir brauchen die Meinungen aus den 
Bezirken, z.B. erste Überlegungen, ob 
sich nicht Bezirke eine Bühne teilen 
können, wo Kraft gespart werden 
kann. Wir brauchen neue Ideen, Vor¬ 
schläge, Unterstützung etc. Wir müs¬ 
sen mit den erfahrenen Helfern reden 
und neue gewinnen. 

Viele kommen Pfingsten nach 
Köln, um die SDAJ bei ihrem Festi¬ 
val zu unterstützen. Da werden wir 
ein gutes Stimmungsbild bekommen. 
Wir brauchen eine positive, vorwärts- 
weisende, solidarische Stimmung für 
unser gemeinsames Fest der Solidari¬ 
tät. Ohne die kann es kein Fest geben! 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 



In Düsseldorf hat die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) am 9. Mai an den 
70. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus erinnert. Die DKP gedachte an die¬ 
sem Tag der sowjetischen Soldaten, die auf dem Sowjetischen Ehrenfriedhof in 
Düsseldorf Gerresheim bestattet sind. „Sie haben die größten Opfer in diesem 
Kampf erbracht“ betonte Uwe Koopmann, langjähriges Mitglied der Bezirksver¬ 
tretung 7 für die DKP im Düsseldorfer Osten. 

Gisela Blomberg vom Kreisvorstand der VVN-BdA sprach eindrucksvoll über 
das Schicksal der sowjetischen Zwangsarbeiter in Düsseldorf. „Als gefangen ge¬ 
nommene Soldaten der Roten Armee wurden sie nach Deutschland verschleppt 
und zu gefährlichen Arbeiten und einem menschenunwürdigen Leben gezwungen“ 
so Blomberg. Sie wies auf die Unterstützung und Finanzierung der Nazis durch 
deutsche Konzerne hin. In Rüstungsbetrieben wie Rheinmetall, Mannesmann, den 
Vereinigten Stahlwerken, aber auch bei Henkel wurden bis 1944 mehr als 35 000 
Zwangsarbeiter ausgebeutet. Diese Betriebe sowie das Finanzkapital, allen voran 
die Deutsche Bank, verdienten Millionen Reichsmark am Krieg, an der Okkupa¬ 
tion anderer Länder durch die Faschisten. 

An der Veranstaltung der DKP nahmen Vertreter der KKE und PCP, der VVN- 
BdA sowie der Linkspartei teil. Bezirks Vertreter Wolfram Müller-Gehl („Die 
Linke“) stellte kommunalpolitische Bezüge her. Immigranten legten Blumen am 
Gedenkstein ab. Der Stein am sowjetischen Gräberfeld, der Sowjetischen Kriegs¬ 
gräberstätte „Am Gallberg“, erinnert mit einem deutschen und russischen Text an 
die Verbrechen der Nazis. 

Die Verantwortlichen der Landeshauptstadt selbst sahen keine Veranlassung 
am Tag der Befreiung eine Gedenkveranstaltung zu organisieren. Noch im März 
hatte die Linksfraktion angefragt, ob dies vorgesehen sei? Die Antwort aus dem 
Rathaus kam umgehend. „Eine gesonderte Veranstaltung an den Grabstätten der 
sowjetischen Gefangenen ist am 8. Mai nicht geplant“. 



Dl ★ 26 . MAI 


Bottrop: Dienstag, 26.5. um 19.00 Uhr im 
„Spielraum“, Prosperstr. 71, DKP-Gruppen- 
abend zum Leitantrag. Referent ist der stell¬ 
vertretende Parteivorsitzende Hans-Peter 
Brenner. 


Ml ★ 27 . MAI 


Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken. Parteiraum bei Tenbusch, 
Vredenerstraße 54,19.15. Uhr. 


DO ★ 28 . MAI. 


Dortmund: „Das Massaker im Gewerk¬ 
schaftshaus in Odessa“, Film und Informati¬ 
onen. Veranstaltung der DKP. Z, Oesterholz¬ 
straße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 30 . MAI 


Fulda: „Mikrophone Mafia“-Konzert, Veran¬ 
staltung des Bündnisses „Fulda stellt sich 
quer“. Jugendzentrum Aschenberg, 20.00 
Uhr. Eintritt frei, Spenden erwünscht. 


FR ★ 12 . JUNI 


Schweinfurt: Diskussion zum Leitantrag an 
den 21. Parteitag der DKP, Gruppenabend 
der DKP Schweinfurt-Haßberge. DFG-VK 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Termine der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Sa. 20,/So. 21. Juni 2015 
Nation und Nationalismus 
Referent: Jürgen Lloyd 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Rot-Gold 

Das schönste und kommunistischste Dorf 
Deutschlands 

Ueberau ist ein Örtchen am Rande des Oden¬ 
waldes mit 2 300 Einwohnern und zwei Be¬ 
sonderheiten. Zum einen wurde es 2013 als 
„Golddorf“ im Bundeswettbewerb „Unser Dorf 
hat Zukunft“ vom Ministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft ausgezeichnet. Zum an¬ 
deren ist es eine der letzten Hochburgen der 
Deutschen Kommunistischen Partei. 33,5 
Prozent der Stimmen holte die DKP bei der 
letzten Kommunalwahl. Ein Bundesgolddorf, 
wo rote Fahnen wehen? Wie kann das sein? 
Und wo führt das hin? Etwa in eine Zukunft, 
in der sozialistische Utopien als ökologische 
Verschönerung recycelt werden? Jedenfalls 
scheint der Kommunismus weder die Anlage 
großflächiger Streuobstwiesen, noch das En¬ 
gagement in anderen Gruppierungen zu ver¬ 
hindern: 20 Vereine hat das 2 300-Einwoh- 
ner-Örtchchen mit insgesamt mehr als 3 000 
Mitgliedern. 

Radio-Sende-Termin im SWR 2: 

So, 7. Juni, 14.05 Uhr 

(aus einer Programm-Ankündigung des SWR 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit. 
de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 



Meine progressive Woche 

Vom 9. bis 15. Mai 


Mittwoch 

Sie haben es gebracht, auch die (FAZ, 
Zeit, NZZ) mit dem „Wir-sind-soooo- 
seriös“-Brett vorm Kopf: In Nord-Korea 
wurde der Verteidigungsminister mit Flug¬ 
abwehrgeschützen hingerichtet, weil er in 
Anwesenheit von Kim-Jong-un eingeschla¬ 
fen war und diesem Widerworte gegeben 
hatte. Dass dies Unsinn ist, erschließt sich 
bereits dem gesunden Menschenverstand. 
Kim mag vieles sein, aber er ist kein Klein¬ 
kind, das Fliegenbeine ausreißt. 

Heute braucht Springers Welt einen 
ziemlich ausgewachsenen Artikel, in dem 
eine Spekulation an die andere gereiht 
wird, um nur eins zu verkünden: Die Nach¬ 
richt war völlig aus der Luft gegriffen. Ge¬ 
bracht hat sie, nein, nicht die Weltpresse, 
sondern die Medien jener „ Staatengemein¬ 
schaft“ die den Rest der Welt entweder mit 
Krieg überzieht oder droht dies zu tun. 


Der Vorgang ist vom Standpunkt eines 
ethischen Journalismus ein Rohrkrepie¬ 
rer - mindestens aus einem Flak-Geschütz . 

Donnerstag 

Es gibt ranghohe Kritik am geplan¬ 
ten Freihandelsabkommen TTIP, wo wir 
es bisher nicht vermuteten - im US-Se- 
nat. Vor allem demokratische Senatoren 
befürchten, der Freihandel bedrohe Jobs 
in den USA, schwäche den Verbraucher¬ 
schutz und bedrohe demokratische Rech¬ 
te. Die bekannteste Kritikerin ist die Sena¬ 
torin Elisabeth Warren. Sie kritisierte die 
geplanten Schiedsgerichte: „Wir wissen, 
dass Unternehmen mit diesem Deal Län¬ 
der verklagen können für Regeln, die sie 
nicht mögen. Entschieden wird dann von 
privaten Anwälten.“ 

Das hört sich weitgehend an wie Kritik 
von dieser Seite des Atlantiks. Wir sollten 


in Zukunft vermeiden, nur vor der Einfüh¬ 
rung US-amerikanischer Standards in Eu¬ 
ropa zu warnen. Ausgerechnet im US-Se- 
nat wird deutlich, dass TTIP der versuchte 
Zugriff der transnationalen Konzerne auf 
die Rechte der Völker- und Staatengemein¬ 
schaft ist. Da braucht es Bündnisse, die 
auch die Meere überschreiten. 

Freitag 

Das „ Old enough to kill, but not for vo- 
ting“ aus den Tagen des Vietnamkrieg- 
Protestes findet seine neuzeitliche Ent¬ 
sprechung im Todesurteil für den „ Boston- 
Bomber“ Zarnajew. Zum Tatzeitpunkt war 
er 19, Haupttäter soll sein dominanter äl¬ 
terer Bruder gewesen sein, die Todesstrafe 
ist in Massachusetts abgeschafft, Angehö¬ 
rige der Opfer waren gegen ein Todesur¬ 
teil; egal, das Imperium schlägt zu (-rück). 

Adi Reiher 


Emissionshandel wird reformiert 

Neubeginn auf 2019 vorgezogen 


Der europäische Emissionshandel wird 
reformiert. Darauf haben sich EU-Par- 
lament und Ministerrat kürzlich geei¬ 
nigt, nachdem einige osteuropäische 
Staaten ihren Widerstand aufgegeben 
haben. Statt des bisher anvisierten Starts 
im Jahr 2021 sollen die ersten Neuerun¬ 
gen ab dem 1. Januar 2019 gelten. Ziel 
ist es, den am Boden liegenden Preis der 
Verschmutzungsrechte zu stabilisieren. 
Es wird allerdings noch gezweifelt, ob 
der Emissionshandel dadurch wieder¬ 
belebt wird. 

Noch im März hatten sich die EU- 
Staaten darauf geeinigt, die Reform 
des Emissionshandels „nicht später 
als 2021“ beginnen zu lassen. Während 
Deutschland auf eine Reform ab 2017 
setzte, plädierten osteuropäische Staa¬ 
ten auf eine Einführung ab 2021. Das 
Handelsblatt erfuhr aus Diplomaten¬ 
kreisen, dass Polen, Bulgarien, Rumä¬ 
nien und andere Staaten eine ganz harte 
Linie verfolgen würden. Wenn es nach 
ihnen ginge, würde eine Reform wohl 
immer weiter hinausgezögert werden, 
hieß es weiter. Manche Länder hätten 
auch darauf spekuliert, mehr EU-Fi- 
nanzhilfen zu bekommen, falls sie ein¬ 
lenken würden. Nachdem allerdings 
Tschechien und andere Länder einlenk¬ 
ten, stand Polen allein mit seiner har¬ 
ten Haltung und die Sperrminorität im 
Ministerrat wurde nicht mehr erreicht. 

Ab 2019 wird es nun eine Markt¬ 
stabilitätsreserve im Handel mit Ver¬ 
schmutzungsrechten geben. Wenn zu 
viele Zertifikate auf dem Markt sind 
und ihr Preis zu niedrig ist, soll eine 
bestimmte Anzahl aus dem Markt ge¬ 
nommen werden und in einem Fonds 
zwischengelagert werden. Fällt die Ge¬ 
samtzahl der Zertifikate am Markt al¬ 
lerdings unter 400 Millionen Stück oder 
ist ihr Preis mehr als dreimal so hoch 
wie der Durchschnittspreis der vorange¬ 
gangenen zwei Jahre, soll sich der Fonds 
wieder leeren und die Zertifikate wieder 
auf den Markt spülen. EU-Kommissi- 
on, EU-Parlament und Europarat hof¬ 
fen, auf diesem Wege den bestehenden 
Überschuss von zwei Milliarden Zertifi¬ 
katen am Markt abzubauen und das er¬ 
neute Entstehen von Überschüssen zu 
verhindern. 

Die Hoffnung der osteuropäischen 
Länder wurde durch den Beschluss 
nicht enttäuscht. Ihnen wird bis 2025 ein 
bestimmtes Kontingent an Zertifikaten, 
sogenannte Solidaritätszertifikate, zuge¬ 
standen, die nicht in die Marktstabili¬ 
tätsreserve zurückfließen sollen. Da die 
Menge der Verschmutzungsrechte fest¬ 
gelegt ist, die in die Reserve fließen müs¬ 
sen, werden westeuropäische Staaten im 
gleichen Zug stärker belastet. 

Der gefundene Kompromiss wird 
von fast allen Seiten begrüßt. Matthi¬ 
as Groote, SPD-Europaabgeordneter 
und Sprecher der sozialdemokratischen 
Fraktion im Umweltausschuss zeigte 
sich darüber erfreut, dass die bisher un¬ 
genutzten Zertifikate und die etwa 900 
Millionen, die schon aus dem Markt ge¬ 
nommen wurden, gleich in die Reserve 



Braunkohle-Kraftwerk Neurath in 
Grevenbroich bei Köln. 


überführt werden sollen. So werde lang¬ 
fristig ein stabilerer C0 2 -Preis geschaf¬ 
fen, meinte er. Auch die Brüsseler Nicht¬ 
regierungsorganisation Carbon Market 
Watch begrüßte die Entscheidung als 
„ersten wichtigen Schritt, um den Emis¬ 
sionshandel zu reparieren“. 

Hildegard Müller, Vorsitzende der 
Hauptgeschäftsführung des Bundes¬ 
verbandes der Energie- und Wasserwirt¬ 
schaft (BDEW) sagte, die Marktstabili¬ 
tätsreserve sei ein wichtiges Instrument 
und Voraussetzung zur Reform des eu¬ 
ropäischen Emissionshandelssystems. 
Allerdings sei zu bedauern, dass die 
Reformen erst 2019 eingeführt werden 
sollen statt 2017, wie der BDEW vorge¬ 
schlagen hatte. 

Eva Bulling-Schröter, klimapoliti¬ 
sche Sprecherin der Linken im Bun¬ 
destag, sieht die Reform skeptisch. Zwar 
sei zu begrüßen, dass die Reform früher 


starte. Aber soll der Emissionshandel 
wieder ordentlich funktionieren, „müs¬ 
sen die in die Marktstabilitätsreserve 
überführten Zertifikate-Überschüsse 
aber schnellstmöglich und endgültig 
gelöscht werden“. Sinnvoller sei zudem, 
den Kohleausstieg in Deutschland und 
in Europa einzuleiten. 

Auch der holländische Europaabge¬ 
ordnete Bas Eickhout gibt zu bedenken, 
dass noch heftige Diskussionen zu er¬ 
warten sind, bevor der Emissionshan¬ 
del wieder richtig funktionieren wird. So 
sei bisher kaum über die Ausgestaltung 
der vierten Handelsperiode gesprochen 
worden, die 2021 beginnt. Die Frage sei 
noch offen, wie stark die Gesamtzahl 
der Zertifikate mit der Zeit sinken soll. 
Ein anderer Punkt sei der Umgang mit 
dem sogenannten „Carbon Leakage“, 
der Gefahr, dass die Industrie bei einem 
zu hohen Preis ins außereuropäische 
Ausland abwandert. Es gehe auch noch 
um die Zahl der Zertifikate, die kosten¬ 
los an die Industrie ausgegeben werden. 

Bei den Schwierigkeiten, die es bei 
der Einführung einer Marktstabilitäts¬ 
reserve gegeben habe, sei allerdings 
keine ambitionierte Vereinbarung zur 
Reform des Emissionshandels zu er¬ 
warten, meint Eickhout. „So wichtig 
der Emissionshandel für den europäi¬ 
schen Klimaschutz auch ist: Wenn wir 
uns nur darauf verlassen, werden wir si¬ 
cher keinen Strukturwandel in der EU 
erleben“, sagte er gegenüber dem On- 
line-Magazin klimaretter.info. Um den 
Anteil der Kohleverstromung zu redu¬ 
zieren, bräuchte es zusätzlicher Instru¬ 
mente. Seine Vorschläge: Die erneuer¬ 
baren Energien und die Energieeffizienz 
müssten direkt gefördert werden, und 
man sollte über Effizienzstandards für 
den Kraftwerkssektor nachdenken. 

Bernd Müller 


Der rote Kanal 


Ein besonderer Tag, I/Kan. 1977 

Am 8. Mai 1938 besucht Adolf Hitler 
den italienischen Duce Benito Musso¬ 
lini. Emanuele, Anhänger der Faschis¬ 
ten, geht mit seinen Kindern zur Pa¬ 
rade. Antonietta, seine Gattin (Sophia 
Loren) bleibt zu Hause und begegnet 
ihrem Nachbarn Gabriele (Marcello 
Mastroianni, wer sonst?). Der entlas¬ 
sene Rundfunksprecher ist Gegner 
der Faschisten, soll nach Sardinien 
deportiert werden. Außerdem findet 
eine schockierte Antonietta heraus, 
dass Gabriele homosexuell ist. 

Das Lexikon des internationalen Films 
bezeichnete den Film als einen „der 
eigenständigsten und künstlerisch 
überzeugendsten italienischen Filme 
der 70er Jahre.“ 

Mo., 25.5., 20.15-21.55 Uhr, arte 

Digitale Dissidenten, D 2015 

Im Mittelpunkt des Films stehen Per¬ 
sonen, die aus ganz unterschiedlichen 
Motiven zu „Digitalen Dissidenten“ 
wurden: Whistleblower, wie die Ex- 


NSA-Mitarbeiter Thomas Drake und 
Bill Binney, der Journalist Daniel Ells¬ 
berg, der seit der Veröffentlichung der 
Pentagon Papers in den 1970er Jah¬ 
ren als Ur-Vater der Whistleblower 
gilt und die ehemalige britische MI5- 
Agentin Annie Machon. 

Do., 28.5., 22.00-23.30 Uhr, wdr 

Die Alleinseglerin, DDR 1987 

Die alleinerziehende Literaturwis¬ 
senschaftlerin Christine erbt das Se¬ 
gelboot ihres Vaters. Sie versucht das 
mitgenommene Gefährt zu reparieren 
und gleichzeitig ihre Doktorarbeit zu 
schreiben. 

Für den film-dienst ein „einfühlsam 
inszeniertes und gespieltes Frauen¬ 
porträt, das die Alltagsprobleme des 
real existierenden Sozialismus nur als 
kabarettistisches Beiwerk benutzt, um 
auf unterhaltsam-nachdenkliche Wei¬ 
se eine Lanze für starke Frauen zu bre¬ 
chen.“ 

Frei., 29.5., 1.10.-2.35 Uhr, mdr 






















